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Die Weltmeisterschaft läuft, 
aber weder Fähnchen noch 
Fanhysterie sind in Sicht. Pino 
begibt sich auf Spurensuche 
und fragt sich, ob die WM 
diesmal an Wetter, FIFA, Pro- 
gnosecomputern oder einfach 
an der deutschen Fußballsee-
le scheitert. � Seite 19

Die Wasserkraft bleibt ein unver-
zichtbarer Baustein einer sicheren, 
nachhaltigen und resilienten Ener-
gieversorgung. 

Beim 12. Bayerischen Wasserkraft- 
Forum der Bayerischen Gemeinde-

12. BAYERISCHES WASSERKRAFTFORUM
24.6.2026: Stadthalle Gersthofen

125 JAHRE WASSERKRAFT AM LECH
23.6.2026: Kraftwerkstandort Gersthofen

Zeitung diskutieren Vertreter aus Kommunen, Energie- und Was-
serwirtschaft, Wissenschaft, Politik und Verbänden über aktuel-
le Entwicklungen, Herausforderungen und Zukunftsperspektiven 
der Wasserkraft in Bayern.

Das hochkarätige Fachprogramm bietet Beiträge zu Versor-
gungssicherheit, Digitalisierung, Gewässerökologie, Resilienz 
und innovative Nutzungskonzepte. Anmeldung für das 12. Baye-
rische WasserkraftForum am 24.6. in der Stadthalle Gersthofen: 
www.bayerisches-wasserkraftforum.de

Bereits am Vortag des 12. Bayerischen WasserkraftForums,  
dem 23.6.2026, lädt LEW Wasserkraft zu 
einer besonderen Begleitveranstaltung 
mit Umweltminister Thorsten Glauber am 
Kraftwerkstandort Gersthofen ein.

Hier geht es direkt zur Anmeldung für 
das get-together der LEW am 23.6. ab 
18.00 Uhr mit Umweltminister Thorsten 
Glauber: https://t1p.de/jbp2d

V.l.: Vizepräsident Armin Kroder, Geschäftsführendes Präsidialmit-
glied Andrea Degl, Präsident Thomas Karmasin, Ministerpräsident 
Dr. Markus Söder, MdL, Vizepräsidentin Tamara Bischof und Vize-
präsident Dr. Oliver Bär. � Bild: Bayerischer Landkreistag

Bayerischer Landkreistag in Fürstenfeldbruck:

Drängen auf  
grundlegende  

Reformen
Unter dem Motto „Gemeinsam gut. Gemeinsam weiter.“ tagte 
die Landkreisversammlung 2026 des Bayerischen Landkreistags 
in Fürstenfeldbruck. Zukunftsvisionen standen dabei jedoch we-
niger im Vordergrund; vielmehr wurden die zunehmenden Her-
ausforderungen für die kommunale Ebene erörtert. Vertreter der 
Landkreise machten deutlich, dass die finanziellen Belastungen 
inzwischen Ausmaße erreicht haben, die ihre Handlungsmög-
lichkeiten erheblich einschränken. Gemeinsam mit Ministerprä-
sident Markus Söder diskutierte Landkreistagspräsident Thomas 
Karmasin über Wege aus der angespannten Lage.

Zunächst aber wurde Kar-
masin einstimmig als Präsident 
des Bayerischen Landkreistags 
bestätigt. Zu Vizepräsidenten 
wählten die Delegierten Dr. Oli-
ver Bär, Landrat des Landkreises 
Hof, Tamara Bischof (Landkreis 
Kitzingen), sowie Armin Kroder 
(Landkreis Nürnberger Land).

Keine zusätzlichen  
Aufgaben und Kosten!

Karmasin wies auf den par-
teiübergreifenden Zusammen-
halt der bayerischen Landkrei-
se hin und appellierte an Bund 
und Länder, die kommunale 
Ebene nicht weiter mit zusätz-
lichen Aufgaben und Kosten zu 
belasten. Einen Schwerpunkt 

seiner Ausführungen bildete 
die Entwicklung der Kommu-
nalfinanzen. Nach Angaben des 
Landkreistags stehen die Städ-
te, Gemeinden und Landkrei-

Deutscher Landkreistag in Berlin:

Heimat gestalten. 
Zukunft sichern

Rund 400 Landrätinnen und Landräte, Kreistagsmitglieder, Bun-
destagsabgeordnete und weitere Gäste aus Politik, Wirtschaft 
und von Verbänden und Organisationen kamen beim diesjähri-
gen Deutschen Landkreistag in Berlin zusammen, um zentrale Zu-
kunftsfragen der kommunalen Ebene zu diskutieren. 

Mit dem „Berliner Appell der 
294 Landkreise“ wurde insbe-
sondere der Bund zu einem ent-
schlossenen Kurswechsel aufge-
fordert. Unter dem Motto „Hei-
mat gestalten. Zukunft sichern“ 
richtete sich der Fokus auf ei-
ne sofortige Stabilisierung der 
Kommunalfinanzen, eine tragfä-
hige, zukunftsausgerichtete Aus-
gestaltung des Sozialstaates und 
einen wirksamen Abbau unnöti-
ger Bürokratie.

Mit dem Rücken an der Wand

„Die Landkreise stehen mit 
dem Rücken zur Wand“, beton-
te der wiedergewählte DLT-Prä-
sident Landrat Dr. Achim Brötel 
(Neckar-Odenwald-Kreis). Die 
kommunalen Haushalte hätten 
das Jahr 2025 erneut mit einem 
Rekorddefizit von rund 30 Mrd. 
Euro abgeschlossen. Rücklagen 
seien vielerorts aufgebraucht, 
Investitionen in Schulen, Kitas, 
Straßen, Digitalisierung und ÖP-
NV würden zurückgestellt, Kas-
senkredite stiegen bedrohlich in 
nie gekannte Höhen. „So kann 
es nicht weitergehen. Wer den 
Staat handlungsfähig erhalten 
will, muss seine kommunale Ba-
sis nachhaltig stärken.“

Der „Berliner Appell“ for-
dert deshalb als sofort wirksa-

me Überbrückung, den kom-
munalen Anteil an der Umsatz-
steuer bis zum Wirken anderer 
Reformschritte um 10 Prozent-
punkte anzuheben. Das würde 
die kommunale Ebene kurzfris-
tig in der Größenordnung von  
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Unser Bild zeigt das aktuelle Präsidium des Deutschen Landkreis-
tags. V.l. die Landräte Patrik Lauer, Sven Ambrosy, Dr. Achim Brötel 
(Präsident), Thomas Karmasin und Götz Ulrich mit Hauptgeschäfts-
führer Dr. Kay Ruge. � Bild: Deutscher Landkreistag

se im Freistaat vor einer histo-
risch schwierigen Haushaltslage. 
Die kommunalen Finanzierungs-
salden hätten sich in den Jahren 
2024 und 2025 auf insgesamt 
mehr als zehn Milliarden Euro 
Defizit summiert.

Sozialausgaben sprengen 
jeden Rahmen

Der Präsident verwies darauf, 
dass steigende Steuereinnah-
men die Ausgabenentwicklung 
längst nicht mehr ausgleichen 
könnten. Zwar seien die kom-

munalen Steuereinnahmen im 
Jahr 2024 um rund 340 Millio-
nen Euro gestiegen, jedoch hät-
ten allein die Sozialausgaben um 
mehr als 1,1 Milliarden Euro zu-
genommen. Damit würden zu-
sätzliche Einnahmen bereits ge-
bunden, bevor sie für Investitio-
nen oder freiwillige Leistungen 
eingesetzt werden könnten.

Strukturelles Problem

Nach Einschätzung des Ver-
bandes handelt es sich nicht  
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Bayern stärkt Heimatstrategie
Der Freistaat Bayern setzt seine Heimatstrategie fort und richtet 
sie auf aktuelle gesellschaftliche Herausforderungen aus. Wie Fi-
nanz- und Heimatminister Albert Füracker in Nürnberg erklärte, 
soll die Strategie in den kommenden Jahren insbesondere den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt stärken sowie kommunale und re-
gionale Strukturen sichern und weiterentwickeln.

Die Heimatstrategie wurde 
2014 ins Leben gerufen, um 
gleichwertige Lebens- und Ar-
beitsbedingungen in allen Re-
gionen Bayerns zu fördern. An-
gesichts von Veränderungen 
in Gesellschaft, Wirtschaft und 
Technologie wird das Konzept 
regelmäßig angepasst. Nach der 
Weiterentwicklung unter dem 
Titel „Offensive.Heimat.Bayern 
2025“ erfolgt nun eine erneute 
Fortschreibung für die nächsten 
sieben Jahre unter dem Leitge-
danken „Starker Zusammenhalt 
in einer Gesellschaft im Wandel“.

Im Mittelpunkt stehen zwei 
zentrale Handlungsfelder: die 
Stärkung regionaler und kom-
munaler Strukturen sowie die 
Förderung des gesellschaftlichen 
Miteinanders. Daraus leiten sich 
neun strategische Ziele ab. Dazu 
zählen unter anderem die Siche-
rung der finanziellen Handlungs-
fähigkeit der Kommunen, der 
weitere Ausbau der Digitalisie-
rung, die Steigerung der Attrak-
tivität des ländlichen Raums so-
wie die Unterstützung regiona-
ler Kultur und Traditionen.

Darüber hinaus sollen Maßnah-
men zur Anpassung an den demo-
grafischen Wandel, zur Stärkung 
des Demokratievertrauens und 
zur Förderung ehrenamtlichen 
Engagements umgesetzt werden. 
Auch die Bürgerbeteiligung soll 
ausgebaut werden.

Bürgerdialog

Zu den neuen Projekten zählt 
der Bürgerdialog „Heimatdialog.
Grenznah“, der Mitte Juni starte-
te. Bürgerinnen und Bürger aus 
Niederbayern, der Oberpfalz 
und Oberfranken können sich 
dabei sowohl online als auch bei 
regionalen Veranstaltungen an 
der Diskussion über die Zukunft 
ihrer Heimatregion beteiligen. 
Im Mittelpunkt stehen Entwick-
lungsperspektiven für die bay-
erischen Grenzgebiete entlang 
der tschechischen Grenze.

Ein weiteres Vorhaben be-
schäftigt sich mit „Heimat-Küm-
merern“, Menschen, die sich vor 
Ort besonders für das Gemein-
wesen engagieren. In einem 
Forschungsprojekt sollen ihre 

Rolle und ihre Unterstützungs-
möglichkeiten untersucht wer-
den. Ziel ist es unter anderem, 
Wege zur Gewinnung neuer Eh-
renamtlicher aufzuzeigen.

Für den Herbst ist zudem das 
Pilotprogramm „DEMOGRAFIE-
fest – Kompetenzen für den Wan-
del in Bayerns Kommunen“ ge-
plant. Es soll ausgewählten Kom-
munen helfen, Strategien für die 
Herausforderungen einer altern-
den Gesellschaft zu entwickeln. 
Begleitend sind eine landeswei-
te Bürgerbefragung zum The-
ma Werte sowie ein neuer Hei-
mat-Newsletter vorgesehen.

Neben den neuen Initiativen 
setzt die Staatsregierung wei-
terhin auf bestehende Maßnah-
men. Dazu gehören der kom-
munale Finanzausgleich, Förder-
programme zur Heimatpflege, 
Wettbewerbe wie der Heimat-
preis Bayern oder das Gütesiegel 
Heimatdorf, die Fortführung von 
Behördenverlagerungen sowie 
Investitionen in Digitalisierung 
und Gigabit-Infrastruktur.

Nach Angaben des Heimatmi-
nisteriums soll die weiterentwi-
ckelte Strategie dazu beitragen, 
die Lebensqualität in allen Re-
gionen Bayerns langfristig zu si-
chern und den Freistaat für zu-
künftige Herausforderungen gut 
aufzustellen. � DK

Bild: Bayerisches Innenministerium / Cornelia Hammer und Bundeswehr Pionierschule/Julia Thoma. Seite 2Bild: Bayerisches Innenministerium / Cornelia Hammer und Bundeswehr Pionierschule/Julia Thoma. Seite 2
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Wir gratulieren
ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Markus Stöber 

Gemeinde Wang  
am 24.6.

Bürgermeisterin  
Dr. Dr. Kristina Becker  
Stadt Treuchtlingen  

am 25.6.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Bernd Höfer 

 Gemeinde Meeder  
am 29.6.

Oberbürgermeister Jörg Volleth 
Stadt Erlangen  

am 27.6.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Markus Kennerknecht  
Gemeinde Grafrath  

am 24.6.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister  
Dominik Sauerteig  

Stadt Coburg  
am 29.6.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Zivilschutz wird  
zur kommunalen Daueraufgabe

Landräte und Oberbürgermeister fordern klare Vorgaben und Finanzierung vom Bund

Die sicherheitspolitische Lage in Europa verändert die Anforderun-
gen an Städte, Gemeinden und Landkreise grundlegend. Bei einer 
gemeinsamen Informationsveranstaltung des Bayerischen Innen-
ministeriums und der Bundeswehr in der Pionierschule Ingolstadt 
diskutierten Bayerns Landräte, Oberbürgermeister sowie Vertreter 
von Hilfsorganisationen, Wirtschaft und Sicherheitsbehörden über 
die Zukunft von Bevölkerungsschutz und Ziviler Verteidigung.

Laut Innenminister Joachim 
Herrmann treibt Bayern sei-
ne Hausaufgaben im Katastro-
phenschutz bereits intensiv vor- 
an. Mit dem neu geschaffenen 
Landesamt für Bevölkerungs-
schutz habe der Freistaat die 
Führungsstrukturen gestärkt 
und investiere jährlich mehr als 
40 Millionen Euro in den Kata-
strophenschutz. Für die Zivi-
le Verteidigung sieht Herrmann 
jedoch den Bund in der Pflicht: 
„Den Takt bei der zivilen Vertei-
digung muss der Bund vorge-
ben.“ Er forderte klare rechtli-
che Rahmenbedingungen, bun-
desweit einheitliche Konzepte 
und eine verlässliche Finanzie-
rung. Die Innenministerkon-
ferenz halte Investitionen von 
mindestens 20 Milliarden Euro 
für erforderlich.

Resilienz des Landes stärken

Generalleutnant André Bo-
demann, Stellvertreter des Be-
fehlshabers des Operativen Füh- 
rungskommandos der Bundes-
wehr, bezeichnete die Verteidi-
gung Deutschlands als „gesamt-
staatliche und gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe“. Angesichts 
hybrider Bedrohungen, Cyber-
angriffe und des russischen An-
griffskrieges gegen die Ukraine 
müsse die Resilienz des Landes 
gestärkt werden. Der Operati-
onsplan Deutschland sei aus-
drücklich ein „Kriegsverhinde-
rungsplan“, der durch glaubwür-
dige Abschreckung einen militä-
rischen Konflikt verhindern solle. 
Dabei komme den Kommunen 
eine Schlüsselrolle zu.

Für die kommunale Ebe-
ne sprach der Vizepräsident 
des Bayerischen Landkreistags, 
Landrat Dr. Oliver Bär. Bevölke-
rungsschutz werde vor Ort or-
ganisiert und gelebt, betonte 
er. Deshalb müssten Kommu-
nen frühzeitig in neue Rechts-

rahmen eingebunden werden. 
Gleichzeitig warnte Bär davor, 
die Finanzierung den Städten 
und Landkreisen zu überlassen. 
„Bevölkerungsschutz darf kei-
ne Frage des Finanzstatus einer 
Kommune sein.“ Notstromver-
sorgung, Schutzräume, Logistik- 
und Lagezentren seien wichtige 
Bausteine, die nur mit einer kla-
ren Konnexität zwischen Aufga-
benübertragung und Finanzie-
rung realisiert werden könnten.

Der Präsident des neu gegrün-
deten Bayerischen Landesamts 
für Bevölkerungsschutz, Wolf-
gang Zacher, skizzierte die künfti-
gen Schwerpunkte seiner Behör-
de. Dazu zählen ein bundesweit 
abgestimmtes ziviles Lagebild, 
deutlich mehr Übungen sowie 
die ressortübergreifende Koordi-
nation von Themen wie Energie-, 
Wasser- und Ernährungssicher-
heit. Zivile Verteidigung betreffe 
längst nicht mehr nur Innenbe-
hörden, sondern nahezu alle Be-
reiche staatlichen Handelns.

Kommunen stellen sich auf 
neue Anforderungen ein

Dass die Herausforderungen 
inzwischen vor Ort angekom-
men sind, zeigte das Gespräch 
mit Ingolstadts Oberbürger-

meister Dr. Michael Kern. Ka-
tastrophenschutz sei zwar seit 
Jahrzehnten Bestandteil kom-
munaler Vorsorge, die Kompo-
nente der Zivilen Verteidigung 
gewinne jedoch an Bedeutung. 
„Das beginnt mit einem Mind-
set“, sagte Kern. Verwaltung 
und Gesellschaft müssten wie-
der stärker in Szenarien den-
ken, die man seit dem Ende des 
Kalten Krieges weitgehend ver-
drängt habe.

Neben personellen Einsatz-
plänen gehe es um zusätzliche 
Ausrüstung und Infrastruktur. 
Ingolstadt verfüge bereits über 
eine solide Grundausstattung, 
etwa bei der Notstromversor-
gung. Dennoch seien weitere In-
vestitionen notwendig. Förder-
anträge seien bereits gestellt, 
der Austausch mit dem Baye-
rischen Innenministerium lau-
fe intensiv. Kern sieht die Aufga-
be als gesamtgesellschaftliches 
Projekt: „Diese Hausaufgaben 
müssen wir machen. Wenn wir 
das Thema gut bearbeiten, leis-
ten wir auch einen Beitrag dazu, 
als Land und als Bündnis abzu-
schrecken.“

Einheitliche Strukturen 
gefordert

Auch Dachaus Landrat Stefan 
Löwl wertete die Veranstaltung 
als wichtiges Signal. Die aktuelle 
Sicherheitslage führe vor Augen, 
dass glaubwürdige Abschreckung 
nur funktioniere, wenn militäri-
sche und zivile Komponenten zu-
sammenpassen. Zugleich verwies 

er auf die angespannte Finanzla-
ge vieler Landkreise. „Wir haben 
kein Geld“, sei eine der zentra-
len Botschaften der kommunalen 
Vertreter gewesen.

Als konkretes Problem identi-
fizierte Löwl bestehende Daten-
schutzregelungen. Für die Kri-
senvorsorge müsse eine Behör-
de wissen, welche Personen in 
welchen Organisationen einge-
setzt werden können. Allein in 
Bayern gebe es rund 400.000 
Ehrenamtliche im Bevölkerungs-
schutz. Viele engagierten sich 
jedoch gleichzeitig bei Feuer-
wehr, Rotem Kreuz, Bergwacht 
oder anderen Organisationen. 
Auch über Reservisten oder die 
Verfügbarkeit eigener Beschäf-
tigter im Krisenfall lägen häufig 
keine belastbaren Informatio-
nen vor. „Wir als Landräte wün-
schen uns einheitliche Struktu-
ren“, so Löwl.

Zwischen Vorsorge und 
Abschreckung

Deutschland und Bayern stel-
len sich auf neue sicherheitspo-
litische Realitäten ein. Während 
der Freistaat seine Strukturen im 
Bevölkerungsschutz ausbaut, er-
warten Länder und Kommunen 
nun vor allem klare Vorgaben 
und finanzielle Zusagen des Bun-
des. Für Städte und Landkrei-
se bedeutet dies, dass Themen 
wie Notstromversorgung, Kri-
senkommunikation, Schutz kriti-
scher Infrastruktur, Bevorratung 
und Einsatzplanung künftig stär-
ker in den Fokus rücken werden.

Der Grundtenor in Ingolstadt 
war dabei eindeutig: Es geht 
nicht darum, Krieg vorzuberei-
ten, sondern Frieden glaubwür-
dig zu sichern. Dazu müssen 
Bund, Länder und Kommunen 
jedoch enger zusammenarbei-
ten als bislang. � CH

Bayerischer Ministerrat:

Wohnungsbau und  
Fachkräftegewinnung erleichtern

Mit einer Reihe von Gesetzesänderungen will die Bayerische Staats-
regierung den Wohnungsbau erleichtern und die Anerkennung aus-
ländischer Berufsabschlüsse beschleunigen. Die entsprechenden 
Vorhaben wurden im Kabinett beraten und gebilligt. Über die Er-
gebnisse informierten Staatskanzleiminister Dr. Florian Herrmann 
und Bauminister Christian Bernreiter im Anschluss an die Sitzung.

Ziel des „Bayerischen Bau-
turbo“ ist es, mehr Wohnraum 
zu schaffen und bestehende bü-
rokratische Hürden im Baube-
reich abzubauen. Wie Minister 
Bernreiter erläuterte, soll der 
Wohnungsbau künftig als „über-
ragendes öffentliches Interesse“ 
in der Bayerischen Bauordnung 
verankert werden.

„Mit dem neuen Artikel 4 räu-
men wir dem Wohnungsbau das 
überragende öffentliche Interes-
se ein“, erklärte Bernreiter. Dies 
werde künftig bei Abwägungs-
entscheidungen eine wichtige 
Rolle spielen und die Schaffung 
von Wohnraum erleichtern. Die 
Maßnahme war bereits von Mi-
nisterpräsident Markus Söder in 
seiner Regierungserklärung an-
gekündigt worden.

Neben dem Neubau richtet 
sich der Fokus der Staatsregie-
rung verstärkt auf die Nutzung 
bestehender Gebäude. „Wenn es 
um bezahlbaren Wohnraum geht, 
geht es nicht nur um Neubau, 
sondern auch um Aus- und Um-
bau“, betonte Bernreiter. Deshalb 
soll eine neue „Bayerische Um-
bauordnung“ eingeführt werden. 

Nach Angaben des Bauminis-
ters profitieren davon insbeson-
dere private Bauherren. Grund-
sätzlich gelte künftig: „Das Ge-
bäude muss nach dem Umbau 
nicht mehr können als vorher.“ 
Wer innerhalb der bestehenden 
Gebäudestruktur umbaut, soll 
von zahlreichen Nachweispflich-
ten und Genehmigungsverfah-
ren entlastet werden.

Als Beispiel nannte Bernreiter 
den Ausbau von Dachgeschossen 

oder die Umwandlung von Bü-
roflächen in Wohnungen. Bislang 
seien solche Projekte häufig an 
aufwändigen Anforderungen im 
Brand-, Schall- oder Wärmeschutz 
gescheitert oder zumindest er-
heblich verzögert worden. Künf-
tig sollen bestehende Bauteile in 
vielen Fällen von aktuellen Anfor-
derungen freigestellt werden. Für 
neue Bauteile gelten weiterhin die 
geltenden Standards.

Keine zusätzliche Bürokratie

„Es gibt dann keine Einzelfall- 
entscheidungen mehr, keinen Ex-
tra-Antrag und keine zusätzliche 
Bürokratie“, kündigte Bernrei-
ter an. Auch doppelte Regelun-
gen bei der Erschließung von Ge-
bäuden sollen entfallen. Nach Ein-
schätzung des Ministers werden 
dadurch Zeit und Kosten gespart 
sowie zusätzliche Investitionen in 
den Gebäudebestand angeregt.

Themenwechsel: Hintergrund 
der Änderung des Bayerischen 
Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetzes ist der anhalten-
de Fachkräftemangel. Nach Pro-
gnosen könnten in Bayern bis 
zum Jahr 2035 bis zu 400.000 
Arbeitskräfte fehlen. Staats-
kanzleiminister Herrmann be-
zeichnete die Anerkennung aus-
ländischer Berufsabschlüsse als 
einen zentralen Baustein zur Si-
cherung des Arbeitskräfteange-
bots. „Derjenige, der qualifiziert 
ist, aber seine Qualifikation im 
Ausland erworben hat, soll na-
türlich auch für den deutschen 
Arbeitsmarkt und für Bayern 
nutzbar gemacht werden“, be-

merkte Herrmann.
Die Staatsregierung will des-

halb die Anerkennungsverfah-
ren vereinfachen und beschleu-
nigen. „Häufig dauert das Ver-
fahren zu lange, ist zu büro-
kratisch und zu umständlich“, 
machte Herrmann deutlich. Mit 
der nun beschlossenen Geset-
zesänderung werde der „Grund-
stein für weniger Bürokratie, be-
schleunigte Verfahren und mehr 
Rechtssicherheit“ gelegt.

Eine wesentliche Neuerung 
betrifft den Anwendungsbereich 
des Gesetzes. Bislang mussten 
Antragsteller nachweisen, dass 
sie im Freistaat eine Tätigkeit 
ausüben wollen, die ihrer aus-
ländischen Berufsqualifikation 
entspricht. Künftig soll die An-
erkennung auch dann möglich 
sein, wenn die Fachkräfte zu-
nächst in anderen qualifizierten 
Beschäftigungen arbeiten.

Der Staatskanzleichef sprach 
von einer „Anerkennung der 
Qualifikation auf Vorrat“. Da-
durch entstehe mehr Flexibilität 
für Unternehmen und Arbeit-
nehmer. Die Qualifikation kön-
ne bereits anerkannt sein, bevor 
sich eine passende Stelle finde.

Darüber hinaus sollen eng-
lischsprachige Dokumente künf-
tig grundsätzlich akzeptiert wer-
den. Nach Auffassung der Staats-
regierung können die zuständi-
gen Behörden in den meisten 
Fällen ohne Weiteres mit eng-
lischen Unterlagen arbeiten. 
Übersetzungen ins Deutsche sol-
len daher nur noch in Ausnah-
mefällen verlangt werden.

Beide Gesetzesvorhaben wer-
den nun zunächst in die Verbän-
deanhörung gegeben. Anschlie-
ßend sollen sie erneut im Ka-
binett behandelt und anschlie-
ßend dem Bayerischen Landtag 
zur Beratung und Beschlussfas-
sung vorgelegt werden. � DK

Jährliche Belastung Bayerns 11,7 Milliarden Euro: 

Finanzkraftausgleich  
in massiver Schieflage 

Füracker: Bayern zahlt jeden Monat  
rund 1 Milliarde Euro an finanzschwache Länder

Bayern bleibt mit großem Abstand der wichtigste Beitragszah-
ler im bundesweiten Finanzkraftausgleich. Nach Angaben des 
Bayerischen Finanz- und Heimatministeriums wird der Frei-
staat im Jahr 2025 rund 11,7 Milliarden Euro an finanzschwä-
chere Länder überweisen. Das entspricht nahezu einer Milliar-
de Euro pro Monat.

Finanz- und Heimatminister Albert Füracker sieht darin eine 
zunehmend problematische Entwicklung. Anlässlich einer Sit-
zung des Finanzausschusses des Bundesrates Ende Mai sprach er 
von einer „massiven Schieflage“ des bestehenden Systems. Bay-
ern stehe zwar weiterhin zur Solidarität unter den Ländern, das 
Ausgleichssystem müsse jedoch grundlegend reformiert werden.

„Der Freistaat Bayern ist mit Abstand größter Zahler beim Fi-
nanzkraftausgleich. Seit Jahren schultern wir den Löwenanteil“, 
erklärte Füracker. Zum Vergleich verwies er darauf, dass mit den 
jährlichen Ausgleichszahlungen nahezu 150.000 Lehrkräfte für 
ein Jahr finanziert werden könnten.

Entlastungsgesetz bringt nur begrenzte Wirkung

Hintergrund der Debatte ist das geplante Länder- und Kom-
munalentlastungsgesetz (LKEG), das derzeit auf Bundesebene 
beraten wird. Der Gesetzentwurf sieht vor, die Geberländer im 
Finanzkraftausgleich in den Jahren 2026 bis 2029 um insgesamt 
400 Millionen Euro jährlich zu entlasten. Wie hoch der jeweilige 
Anteil für die einzelnen Länder ausfällt, richtet sich nach deren 
Beitrag zum Gesamtausgleich.

Für Bayern wird mit einer jährlichen Entlastung von rund 200 
Millionen Euro gerechnet. Aus Sicht der Staatsregierung ist dies 
zwar ein positives Signal, jedoch keine grundlegende Lösung. 
Die Summe entspreche lediglich rund zwei Prozent der zuletzt 
geleisteten Ausgleichszahlungen. Bayern brachte daher im Fi-
nanzausschuss zu Protokoll, weiterhin eine umfassende Reform 
des Ausgleichssystems einzufordern.

Klage vor dem Bundesverfassungsgericht läuft weiter

Seit Einführung des Finanzausgleichssystems hat Bayern nach 
Angaben des Finanzministeriums insgesamt knapp 140 Milliar-
den Euro an andere Bundesländer abgeführt. Dem stehen ledig-
lich rund 3,4 Milliarden Euro gegenüber, die der Freistaat bis An-
fang der 1990er-Jahre als Empfängerland erhalten hatte.

Da sich aus Sicht der Staatsregierung bislang keine ausreichen-
de Reformbereitschaft auf Bundes- und Länderebene gezeigt ha-
be, leitete Bayern im Juli 2023 ein abstraktes Normenkontrollver-
fahren vor dem Bundesverfassungsgericht ein. Ziel ist eine Über-
prüfung der aktuellen Regelungen zum Finanzkraftausgleich.

Das Bundesverfassungsgericht hat im März mitgeteilt, noch 
im Laufe dieses Jahres eine Entscheidung treffen zu wollen. Das 
Verfahren gilt als richtungsweisend für die zukünftige Ausgestal-
tung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs.

Bedeutung auch für die Kommunen

Für die bayerischen Kommunen wird die Diskussion aufmerk-
sam verfolgt. Zwar betrifft der Finanzkraftausgleich unmittelbar 
die Länderfinanzen, die Staatsregierung argumentiert jedoch 
seit Jahren, dass die hohen Zahlungsverpflichtungen den finan-
ziellen Handlungsspielraum des Freistaats einschränken. Dies 
könne sich mittelbar auch auf Investitionen in kommunale In- 
frastruktur, Bildung, Digitalisierung oder Förderprogramme aus-
wirken. Ob die nun geplante Entlastung der Geberländer den 
Beginn einer grundlegenden Reform markiert oder lediglich ei-
ne Übergangslösung bleibt, dürfte daher nicht nur für die Län-
der, sondern auch für Städte, Gemeinden und Landkreise von 
erheblicher Bedeutung sein. � r

Armutsquote steigt  
auch in Bayern

Der neue Armutsbericht des Paritätischen Gesamtverbands zeich-
net ein besorgniserregendes Bild: Die soziale Spaltung in Deutsch-
land nimmt weiter zu. Bundesweit leben inzwischen 13,3 Millio-
nen Menschen in Armut; die Armutsquote stieg auf 16,1 Prozent. 
Besonders betroffen sind ältere Menschen, Frauen, Alleinerzie-
hende und Alleinlebende.

Bayern steht im Bundesver- 
gleich zwar weiterhin vergleichs- 
weise gut da, verzeichnet je-
doch ebenfalls einen Anstieg 
der Armutsquote. Lag diese im 
Armutsbericht 2025 noch bei 
11,8 Prozent, sind nun 12,6 Pro-
zent der Menschen im Freistaat 
von Armut betroffen. Die Ent-
wicklung innerhalb Bayerns fällt 
dabei unterschiedlich aus: Wäh-
rend Oberbayern (11,8 Prozent), 
Schwaben (11,4 Prozent) und 
Niederbayern (12,3 Prozent) zu 
den Regionen mit den niedrigs-
ten Armutsquoten Deutsch-
lands zählen, liegen die Werte 
in der Oberpfalz (14,6 Prozent), 
Mittel- und Oberfranken (je 13,7 
Prozent) sowie Unterfranken 
(13,2 Prozent) deutlich höher.

Nach Einschätzung des Paritä-
tischen prägen insbesondere in 
Nordbayern niedrigere Einkom-

men, der Verlust industrieller 
Arbeitsplätze, der demografi-
sche Wandel und infrastruktu-
relle Defizite die Lebensrealität 
vieler Menschen. Die Folge sei-
en erhöhte Armutsrisiken vor al-
lem für Familien mit geringem 
Einkommen, Alleinerziehende 
und ältere Menschen.

Bundesweit zeigt sich Armut 
zunehmend auch in konkre-
ten Einschränkungen des All-
tags. Millionen Menschen kön-
nen unerwartete Ausgaben 
nicht bewältigen, sparen beim 
Heizen oder verzichten auf ge-
sellschaftliche Teilhabe. 4,6 Mil-
lionen Menschen leben inzwi-
schen in erheblicher materiel-
ler Entbehrung. Der Paritätische 
fordert daher eine Stärkung der 
sozialen Sicherungssysteme und 
warnt vor weiteren Kürzungen 
im Sozialbereich. � r
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Cornelia Trinkl

Was es jetzt braucht:
Frauen in der Kommunalpolitik 

und an den Spitzen  
der Verwaltung

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihre Cornelia Trinkl
Bildungsreferentin der Stadt Nürnberg, 
stellv. KPV-Landesvorsitzende,  
langjährige Stadt- und Kreisrätin  
sowie stellv. Landrätin 

schrecken digitale Anfeindun-
gen oder sexistische Angriffe 
auf Kommunalpolitikerinnen 
viele Frauen ab. Und hier be-
ginnt jetzt – kurz nach der 
Wahl – bereits unsere Arbeit 
und Vorbereitung für 2032. 
Wir müssen jetzt damit begin-
nen, Frauen für eine Kandida-
tur zu begeistern. Wer nicht 
kandidiert, kann auch nicht 
gewählt werden. 

Wir brauchen sichtbare Vor-
bilder: Mädchen und junge 
Frauen müssen Frauen in Ver-
antwortung erleben können – 
als Landrätinnen, Bürgermeis-
terinnen, Referentinnen, Amts-

ich bin in einer Sitzung oder 
stelle mich mit Kollegen für ein 
Gruppenfoto auf und stelle 
wieder einmal fest: ich bin die 
einzige Frau.

Die vergangenen Kommu-
nalwahlen haben erneut ge-
zeigt: die gleichberechtigte Teil- 
habe von Frauen in politischen 
Führungspositionen ist noch 
lange nicht erreicht. Obwohl 
Frauen rund die Hälfte der Be-
völkerung stellen, sind sie in 
kommunalen Parlamenten, 
Rathäusern und insbesondere 
in den Spitzenämtern weiterhin deutlich unter-
repräsentiert. Der Frauenanteil in wichtigen Ent-
scheidungspositionen ist sogar nochmals zu-
rück gegangen. Nach den erfolgten Stichwahlen 
gibt es in keiner kreisfreien Stadt eine weibliche 
Oberbürgermeisterin. 

Trotz Bemühungen von verschiedenen Sei-
ten und überparteilichen Kampagnen für mehr 
Frauen in der Kommunalpolitik hat sich dieser 
Trend verfestigt. Diese Entwicklung sollte uns 
nicht nur politisch, sondern auch gesellschaft-
lich zu denken geben. Denn Kommunalpolitik 
entscheidet über die Lebensrealität der Men-
schen: Bildung, Mobilität, Sicherheit, Kultur, Be-
treuung oder Wohnen. Gerade deshalb braucht 
es mehr Perspektiven und ganz explizit auch 
die Erfahrungen und Kompetenzen von Frauen 
in den kommunalen Entscheidungsprozessen. 
Dabei geht es nicht allein um Repräsentation –  
Demokratie gewinnt an Glaubwürdigkeit, wenn 
die Vielfalt unserer Gesellschaft auch dort sicht-
bar wird, wo Entscheidungen getroffen werden. 

Als Bildungsreferentin bewegt mich dieses 
Thema nicht nur beruflich, sondern auch per-
sönlich. Seit 25 Jahren engagiere ich mich in 
der Politik – zunächst ehrenamtlich, inzwischen 
auch beruflich. Ich habe erlebt, wie viel Gestal-
tungskraft Kommunalpolitik entfalten kann;  
aber auch, wie hartnäckig Strukturen und auch 
Meinungen sein können, die Frauen den Weg in 
die politische Verantwortung erschweren. Als 
Mama von zwei Mädchen frage ich mich da-
her nicht nur, wie Politik heute aussieht, son-
dern welche Vorbilder und Möglichkeiten wir der 
nächsten Generation zeigen. 

Die Ursachen für die geringe Repräsentanz 
von Frauen sind vielfältig: traditionelle Rollen-
bilder, Übernahme der Familien- und Sorgear-
beit oder lange (Abend-) Sitzungen. Gleichzeitig 

leiterinnen, Kreis-, Stadt- und Gemeinderätinnen. 
Sichtbarkeit schafft Selbstverständlichkeit. Wer 
Vorbilder sieht, entwickelt eigene Ambitionen.

Wir müssen die kommunalpolitischen Abläufe 
aber auch stärker an den Lebensrealitäten orien-
tieren: flexible Sitzungszeiten mit planbarem En-
de, digitale Beteiligungsmöglichkeiten und fami-
lienfreundliche Strukturen. Das sind alles keine 
Sonderwünsche, sondern Voraussetzungen für 
mehr Teilhabe. 

Lassen Sie uns aber bereits heute mehr Frau-
en ermutigen und in unsere Netzwerke bringen. 
Seien es Programme zur Nachwuchsförderung, 
Mentoringangebote und kommunale Frauen-
netzwerke, die Hemmschwellen abbauen und 
den Einstieg in politische Verantwortung er-
leichtern können. Wir brauchen eine neue poli-
tische Kultur. Frauen sollen nicht trotz ihres Ge-
schlechts erfolgreich sein und auch nicht nur in 
Mandate kommen, weil sie Frauen sind. 

Frauen sollen selbstverständlich erfolgreich 
sein. Dazu gehört eine Kultur des Respekts, die 
unterschiedliche Führungsstile anerkennt und 
politische Kompetenz unabhängig bewertet. 

Denn es geht nicht um Symbolik. Studien und 
Erfahrungen zeigen, dass vielfältig zusammen-
gesetzte Gremien unterschiedliche Lebensreali-
täten sowie Erfahrungen einbringen und dabei 
letztlich bessere Entscheidungen treffen. Gerade 
Kommunalpolitik lebt von Nähe, Dialog und kon-
kreter Problemlösung. Sie braucht die Erfahrun-
gen von Frauen ebenso wie die von Männern. 

Wenn ich auf meine beiden Töchter blicke, 
wünsche ich mir, dass sie später nicht darüber 
nachdenken müssen, ob politische Führung für 
Frauen möglich ist oder bei Terminen gefragt 
werden, wo ihre Kinder sind (wobei Väter das 
nie gefragt werden). 

Ich wünsche mir, dass sie selbstverständlich 
davon ausgehen können, Verantwortung zu 
übernehmen – in Politik, Verwaltung, Wirtschaft 
und Gesellschaft. 

Öffnen wir gemeinsam Türen für die nächste 
Generation von Frauen in Verantwortung! 

225 Jahre Bayerische Vermessungsverwaltung:

Fundament für Eigentum,  
Planung und Digitalisierung

Pionierarbeit für einen modernen Staat
Mit einem Festakt in der Allerheiligen-Hofkirche der Münchner 
Residenz hat die Bayerische Vermessungsverwaltung ihr 225-jähri-
ges Bestehen gefeiert. Finanz- und Heimatminister Albert Füracker 
würdigte die Verwaltung als „Garant für die Sicherung von Grund-
eigentum“ und zugleich als hochmodernen Geodatendienstleister. 
Seit 1801 habe die Vermessungsverwaltung maßgeblich dazu bei-
getragen, Bayern verlässlich zu erfassen, Eigentum zu sichern und 
staatliches Handeln auf präzise Grundlagen zu stellen.

Die Ursprünge reichen in die 
Zeit der ersten systematischen 
Landesvermessung zurück. Bay-
ern wurde damals als erstes Flä-
chenland Europas exakt vermes-
sen – ohne elektronische Hilfs-
mittel, mit Messtisch, Karte und 
Tusche. Besonders hervorgeho-

den geförderten Glasfaseraus-
bau investiert.

Französische Wurzeln

Internationale Bezüge prägten 
den Festakt ebenfalls. Der fran-
zösische Generalkonsul Alexan- 

In seiner Keynote zu „New Spa-
ce“ und Künstlicher Intelligenz 
zeigte er, wie wiederverwendba-
re Raketen, Satellitenkonstella- 
tionen und neue Geschäftsmo-
delle die Raumfahrt verändern. 
Zugleich mahnte er zu kritischem 
Denken im Umgang mit KI: Sie sei 
ein leistungsfähiges Werkzeug, 
könne menschliches Urteilsver-
mögen aber nicht ersetzen.

Der nächste Schritt: CuBy

Zum Jubiläum richtet sich der 
Blick der Bayerischen Vermes-
sungsverwaltung auch ins All: 
Im Sommer 2026 soll die baye-
rische Satellitenmission „CuBy“ 
starten. Künftig sollen Kleinsa-
telliten alle drei Tage hochauf-
gelöste Satellitenbilder einer 
Teilfläche Bayerns liefern. Die-
se Daten sollen unter anderem 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft, 
Umweltbeobachtung und Katas-
trophenschutz unterstützen.

Wolfgang Bauer, Abteilungs-
leiter für Digitalisierung, Breit-
band und Vermessung im Fi-
nanz- und Heimatministerium, 
dankte den Beschäftigten, den 
Feldgeschworenen, den Kom-
munen sowie den Partnern aus 
Verwaltung, Wissenschaft und 
Wirtschaft. Die Bayerische Ver-
messungsverwaltung sei in ih-
rer Größe und Kompetenz bun-
desweit einzigartig erhalten ge-
blieben – und habe den Wandel 
von der analogen Karte zum di-
gitalen Geodatensystem erfolg-
reich gestaltet.

Tradition und Zukunft

Die Bayerische Vermessungs-
verwaltung steht seit 225 Jahren 
für Verlässlichkeit, Präzision und 
Rechtsklarheit. Zugleich ist sie 
ein zentraler Akteur der digita-
len Transformation im Freistaat 
– von der Grundstücksgrenze bis 
zum Satellitenbild.
https://www.ldbv.bayern.de
Jubiläumsfilm:
https://youtu.be/AalXF3y2e9E?-
si=vr9x6EZBWw0nbO5L� r

V.l.: Wolfgang Bauer, Abteilungsleiter für Digitalisierung, Breitband 
und Vermessung im Bayerischen Staatsministerium der Finanzen 
und für Heimat, Wissenschaftsastronaut Prof. Dr. Ulrich Walter,  
Alexandre Vulic, französischer Generalkonsul und Finanzminister 
Albert Füracker.� Bild: © StMFH, Fotograf: Christian Blaschka

ben wurde die erste Basislinie 
zwischen Unterföhring und Auf-
kirchen, deren Genauigkeit aus 
heutiger Sicht noch immer beein-
druckt. Diese historischen Arbei-
ten bilden bis heute eine Grundla-
ge des bayerischen Liegenschafts-
katasters, das als „Karte zum 
Grundbuch“ Rechtssicherheit und 
Nachbarschaftsfrieden schafft.

Füracker betonte, dass die 
Leistungen der Vermessungsver-
waltung für Planung, Bau, Infra-
struktur, Eigentumssicherung 
und Verwaltung unverzichtbar 
seien. Allein 2025 wurden rund 
80.000 Gebäudevermessungen 
und 27.000 Grenzvermessungen 
durchgeführt sowie rund 210.000 
Grenzpunkte abgemarkt. Eine 
besondere Rolle spielen dabei 
auch die rund 27.000 Feldge-
schworenen, das älteste kommu-
nale Ehrenamt Bayerns.

Vom Kataster zum 
Geodatendienstleister

Aus der klassischen Vermes-
sungsverwaltung ist längst ein 
digitaler Geodatendienstleister 
geworden. Das Landesamt für 
Digitalisierung, Breitband und 
Vermessung sowie die 51 Äm-
ter für Digitalisierung, Breitband 
und Vermessung stellen hoch-
wertige amtliche Geodaten be-
reit – etwa Luftbilder, digitale 
Flurkarten, Höhen- und Gebäu-
demodelle. Über den BayernAt-
las sind diese Daten für Bürger, 
Kommunen, Wirtschaft, Wissen-
schaft und Verwaltung nutzbar.

Wichtiger Partner  
der Kommunen

Auch für die Kommunen hat 
die Verwaltung große Bedeu-
tung: Seit 2014 gehören Breit-
bandförderung und Digitali-
sierung zu ihren Aufgaben. 
Breitbandzentrum, Breitband-
manager und BayernLabs unter-
stützen Städte und Gemeinden 
bei digitalen Infrastrukturfra-
gen. Nach Angaben des Minis-
teriums sind inzwischen mehr 
als 99 Prozent der bayerischen 
Haushalte mit schnellem Inter-
net versorgt, rund 74 Prozent gi-
gabitfähig. Der Freistaat hat seit 
2014 rund 2,7 Milliarden Euro in 

'dre Vulic erinnerte an die fran-
zösischen Wurzeln der bayeri-
schen Landesvermessung. Die 
Gründung des topographischen 
Büros und des Steuerkatasters 
im Jahr 1801 sei eng mit den da-
maligen französisch-bayerischen 
Beziehungen verbunden gewe-
sen. Daraus habe Bayern eine 
eigenständige, starke Vermes-
sungstradition entwickelt.

Raumfahrt und KI

Einen Blick in die Zukunft warf 
der ehemalige Wissenschafts- 
astronaut Prof. Dr. Ulrich Walter. 

Bayerischer Städtetag zur BayKiBiG-Reform:

Finanzierungsprobleme 
der Kitas bleiben

Die geplante Reform des Bayerischen Kinderbildungs- und Betreu-
ungsgesetzes (BayKiBiG) setzt nach Einschätzung des Bayerischen 
Städtetags wichtige Impulse für die frühkindliche Bildung, wird die 
finanziellen Herausforderungen der Kommunen jedoch nicht dau-
erhaft lösen. Dies machte der kommunale Spitzenverband bei einer 
Anhörung im Sozialausschuss des Bayerischen Landtags deutlich.

Positiv bewertet der Bayeri-
sche Städtetag insbesondere 
die geplante Umschichtung von 
Mitteln aus dem auslaufenden 
Familien- und Krippengeld in die 
Kindertagesbetreuung. Auch die 
Mittel des bisherigen Elternbei-
tragszuschusses sollen im Sys-
tem verbleiben. Damit erkenne 
die Staatsregierung die struktu-
relle Unterfinanzierung der Kin-
derbetreuung grundsätzlich an, 
erklärte der Geschäftsführer 
des Bayerischen Städtetags, Jo-
hann Kronauer.

Tatsächliche 
Kostenentwicklung

Aus Sicht der Städte und Ge-
meinden reicht der Gesetzent-
wurf jedoch nicht aus, um die 
steigenden Betriebskosten der 
Einrichtungen dauerhaft aufzu-
fangen. Die vorgesehene Förde-
rung decke die tatsächliche Kos-
tenentwicklung nicht ab. Insbe-
sondere steigende Personal- und 
Energiekosten würden die finan-
zielle Entlastung innerhalb kurzer 
Zeit wieder aufzehren. Kom- 
munen müssten daher auch 

künftig erhebliche Defizite tragen.
Der Städtetag fordert deshalb 

eine dauerhafte Dynamisierung 
des sogenannten Qualitätsbo-
nus. Dieser müsse sich an den 
tatsächlichen Kostenentwick-
lungen orientieren, insbeson-
dere an den Tarifsteigerungen 
im Sozial- und Erziehungsdienst 
sowie an der allgemeinen Infla-
tion. Ohne einen solchen Me-
chanismus drohe das Finanzie-
rungssystem erneut in Schiefla-
ge zu geraten.

Zugleich warnt der kommu-
nale Spitzenverband vor unrea-
listischen Erwartungen bei den 
Elternbeiträgen. Angesichts der 
angespannten Haushaltslage 
vieler Städte und Gemeinden 
seien Anpassungen der Gebüh-
ren vor Ort weiterhin möglich. 
Eine flächendeckend beitrags-
freie Kinderbetreuung lasse sich 
unter den bestehenden Rah-
menbedingungen nicht finan-
zieren. Die Kommunen stünden 
damit auch künftig vor der Her-
ausforderung, zwischen bezahl-
baren Elternbeiträgen und einer 
qualitativ hochwertigen Kinder-
betreuung abzuwägen. � r

KfW-Kommunalpanel 2026:

Kommunen setzen auf Schulen und Straßen
Trotz angespannter Haushaltslage weckt das Sondervermögen 
des Bundes Hoffnung auf zusätzliche Investitionen. Die ersten Er-
gebnisse des KfW-Kommunalpanels zeigen jedoch: Der Investi-
tionsstau bleibt groß, und die finanzielle Situation vieler Städte 
und Gemeinden verschlechtert sich weiter.

Die Kommunen in Deutsch-
land blicken weiterhin mit Sor-
ge auf ihre finanzielle Entwick-
lung. Nach drei Jahren mit ho-
hen Defiziten erwarten vier von 
fünf Städten und Gemeinden im 
Haushaltsjahr 2026 eine weitere 
Verschlechterung ihrer Finanzla-
ge. Das zeigen erste Ergebnisse 
des aktuellen KfW-Kommunal-
panels, einer bundesweiten Be-
fragung kommunaler Kämme-
reien durch das Deutsche Insti-
tut für Urbanistik (Difu).

Sondervermögen  
als Hoffnungsträger

Für etwas Optimismus sorgt 
das Sondervermögen des Bun-
des für Infrastruktur und Klima-
neutralität. Nach den Umfrage-
ergebnissen rechnen 22 Prozent 
der Kommunen bereits im Jahr 
2026 mit positiven Auswirkun-
gen auf ihre Investitionstätigkeit. 
Für 2027 gehen sogar 38 Prozent 
davon aus, dass sie dank der zu-
sätzlichen Mittel mehr investie-
ren können als bislang geplant.

Schulen und Straßen  
haben Priorität

Bei der geplanten Verwen-
dung der Mittel setzen die Kom-
munen klare Prioritäten. Rund 
jede zweite Kommune, die be-
reits 2026 mit Geldern aus dem 
Sondervermögen plant, will die-
se vor allem in Schulen und Stra-
ßen investieren. Im Durchschnitt 
sollen 24 Prozent der Mittel in 
die Schulinfrastruktur fließen, 
weitere 22 Prozent in Straßen 
und Verkehrswege.

Mehr Geld für  
Sicherheit und Betreuung

Ebenfalls häufig genannt wer-
den Maßnahmen für den Brand- 
und Katastrophenschutz. Rund 
18 Prozent der Mittel sollen in 
diesen Bereich fließen. Zudem 
planen zahlreiche Kommunen 
Investitionen in Kinderbetreu-
ungseinrichtungen und Sport-
stätten. Für die Kinderbetreu-
ung sind durchschnittlich zehn 
Prozent der Mittel vorgesehen, 

für Sportstätten neun Prozent.

Investitionsstau

Trotz der zusätzlichen Finanz-
mittel machen die Ergebnis-
se deutlich, dass die Erwartun-
gen an das Sondervermögen be-
grenzt bleiben. Angesichts des 
hohen Investitionsstaus könne 
es die bestehenden Herausfor-
derungen nur teilweise lösen, be-
tont das Difu. Insbesondere bei 
der Energiewende, der Anpas-
sung an den Klimawandel, der 
Mobilitätsinfrastruktur und der 
Digitalisierung bestehe weiterhin 
erheblicher Handlungsbedarf.

Kommunen erwarten 
sichtbare Verbesserungen

Die Mittel müssten nun mög-
lichst schnell in konkrete Projek-
te umgesetzt werden, damit die 
Bürgerinnen und Bürger vor Ort 
Verbesserungen wahrnehmen 
können. Das KfW-Kommunalpa-
nel wird seit 2009 jährlich vom 
Difu im Auftrag der KfW durchge-
führt. Für die aktuelle Erhebung 
wurden Anfang 2026 bundesweit 
2.904 Kommunen mit mehr als 
2.000 Einwohnern befragt. Die 
vollständigen Ergebnisse sollen 
im Juni veröffentlicht werden.�r

https://www.ldbv.bayern.de
https://youtu.be/AalXF3y2e9E?si=vr9x6EZBWw0nbO5L 
https://youtu.be/AalXF3y2e9E?si=vr9x6EZBWw0nbO5L 
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30 Mrd. Euro stabilisieren. Zu-
gleich verlangen die Landkreise 
eine konsequente Anwendung 
des Grundsatzes „Wer bestellt, 
bezahlt“. Wenn auf Bundesebene 
neue Aufgaben beschlossen oder 
Standards erhöht werden, müss-
ten die Kosten vollständig, dau-
erhaft und rechtzeitig übernom-
men werden. Die Kommunen 
dürften weder bei Steuerausfäl-
len, bei Reformen der Kranken-
versicherung mit ihren Kranken-
häusern oder der Pflege noch bei 
den rasant steigenden Ausgaben 
bei der Betreuung behinderter 
Menschen weiter als Ausfallbür-
gen missbraucht werden.

Das Vertrauen  
der Bürger leidet

Brötel zufolge reicht es nicht, 
den Kommunen immer neue 
Aufgaben, neue Rechtsansprü-
che und neue Standards über-
zustülpen und sie dann bei der 
Finanzierung dauerhaft allein 
zu lassen. Damit werde aus ei-
nem Finanzproblem zwangsläu-
fig auch ein Vertrauensproblem. 
Die Menschen erlebten schließ-
lich vor Ort, ob der Staat funk-
tioniert. Wenn die Landkreise 
nicht mehr investieren können, 
freiwillige Leistungen gestrichen 
werden müssen und die kom-
munale Ebene sichtbar nur noch 
den Mangel verwaltet, leide am 
Ende das Vertrauen in die De-
mokratie und in handlungsfähi-
ge staatliche Strukturen.

Ein weiterer Schwerpunkt des 
„Berliner Appells“ ist die Ausrich-
tung des Sozialstaates auf bes-
sere Strukturen. Die Landkrei-
se bekennen sich ausdrücklich 
zu einem verlässlichen Sozial- 
staat, fordern aber mehr Zielge-
nauigkeit, Wirksamkeit und fi-
nanzielle Tragfähigkeit. Beson-
ders stark steigende Ausgaben 
in der Eingliederungshilfe, der 
Kinder- und Jugendhilfe sowie 
der Hilfe zur Pflege verdräng-
ten inzwischen Zukunftsinvesti-
tionen in Bildung, Infrastruktur, 

Sicherheit und Daseinsvorsorge.
Insbesondere dürfe die kom-

munale Ebene nicht länger Aus-
fallbürgin für andere Systeme 
sein. Dass Leistungen, die in die 
Verantwortung der Pflegever-
sicherung oder der Schulen ge-
hörten, über kommunale Sozial- 
oder Jugendhilfesysteme finan-
ziert werden, ist für die Land-
kreise nicht mehr leistbar. „Was 
Schule ist, muss von den Län-
dern und ihren Schulen orga-
nisiert und finanziert werden. 
Was Pflege ist, muss verlässlich 
von den Pflegekassen getragen 
werden.“

Bürokratie verschlingt zu  
viel Zeit, Geld und Personal

Auch beim Bürokratieabbau 
werden konkrete Fortschritte 
erwartet. Zu viel Zeit, Geld und 
Personal gingen in komplizierte 
Zuständigkeitsklärungen, über-
zogene Dokumentationspflich-
ten, aufwändige Bedarfsermitt-
lungen sowie langwierige Ge-
nehmigungs-, Erstattungs- und 
Abstimmungsverfahren. Wie 
der DLT-Chef erläuterte, sei Bü-
rokratieabbau eine zentrale Vor-
aussetzung dafür, dass der Staat 
leistungsfähig bleibt. „Wir müs-
sen endlich zu einfacheren Ver-
fahren in der Sozialverwaltung, 
zu durchgängig digitalen Geneh-
migungen und mehr Vertrauen 
in die kommunale Praxis kom-
men. Das ist unser Zielbild. Ge-
rade in Zeiten, wo überall das 
Geld fehlt.“

Auch in der Gesundheitspo-
litik verlangte Brötel tragfähige 
Strukturen. Krankenhäuser sei-
en gerade in ländlichen Räumen 
mehr als betriebswirtschaftliche 
Einheiten: „Sie sind ein Stück Si-
cherheitsversprechen.“ Verän-
derungen in der Krankenhaus-
landschaft seien notwendig, 
dürften aber nicht in einen un-
gesteuerten kalten Struktur-
wandel münden. Die Landkrei-
se hätten in den vergangenen 
Jahren mindestens 25 Mrd. Eu-
ro aufbringen müssen, um ihre 

Krankenhäuser zu stützen. Wei-
tere Sparvorgaben zu Lasten 
kommunaler Träger würden die 
Lage deshalb dramatisch ver-
schärfen.

Bundesregierung muss ernst 
machen mit ihrer Zusage 
einer fairen Aufgaben- und 
Finanzierungsverteilung

Vor allem aber müsse die Bun-
desregierung endlich einmal 
ernst machen mit der im Koali-
tionsvertrag verankerten Zusa-
ge, sich für eine faire Aufgaben- 
und Finanzierungsverteilung 
zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen einzusetzen. Schon 
jetzt werde die kommunale Ebe-
ne in vielen Bereichen schlicht 
als unzuständiger Ausfallbür-
ge missbraucht. Dies gehe jetzt 
bei den Krankenhäusern oder in 
der Pflege so weiter: „Man kann 
doch ein Unrecht nicht dadurch 
beseitigen, dass man ein an-
deres, für das man im Übrigen 
ebenfalls die Verantwortung 
trägt, noch weiter vergrößert“, 
bemerkte Brötel. Die Kommu-
nen und insbesondere die Land-
kreise dürften nicht länger der 
Zahlmeister der Nation sein.

Angehörige werden früher 
zur Kasse gebeten

Positiv an den nun vorgeleg-
ten Vorstellungen des Bundes 
für eine Pflegereform sei in die-
sem Zusammenhang aber im-
merhin, die Einkommensgrenze 
für den Rückgriff auf unterhalts-
pflichtige Angehörige zu senken. 
Seit 2020 werden Kinder pflege-
bedürftiger Eltern grundsätzlich 
erst ab einem Jahresbruttoein-
kommen von mehr als 100.000 
Euro zum Unterhalt herangezo-
gen. Diese Grenze ist laut Brötel 
deutlich zu hoch. Wer über ein 
sehr hohes Einkommen verfügt, 
könne nicht vollständig von fami-
liärer Verantwortung freigestellt 
werden, so der DLT-Präsident.

Bundesfinanzminister Lars 
Klingbeil rief Bund, Länder und 
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mehr um eine vorübergehen-
de Belastung, sondern um ein 
strukturelles Problem. Viele 
Landkreise sähen sich mit ge-
setzlichen Aufgaben konfron-
tiert, deren Umfang und Finan-
zierung sie selbst kaum beein-
flussen könnten. Dies betref-
fe insbesondere Leistungen im 
Sozialbereich, die auf Bundese-
bene beschlossen würden, de-
ren finanzielle Folgen jedoch in 
erheblichem Umfang von den 
Kommunen getragen werden 
müssten.

Anwendung des 
Konnexitätsprinzips

Vor diesem Hintergrund for-
derte Karmasin eine stärkere 
Beteiligung des Bundes an den 
von ihm beschlossenen Leis-
tungen. Das Konnexitätsprinzip 
müsse wieder konsequent an-
gewendet werden. Gleichzeitig 
würdigte er die Unterstützung 
des Freistaats Bayern. Positiv 
hob er die Weiterentwicklung 
des kommunalen Finanzaus-
gleichs, Maßnahmen zur Digi-
talisierung der Verwaltung, In-
vestitionen in den Hochwasser-
schutz sowie Bemühungen zum 
Bürokratieabbau hervor.

Als wichtigen Schritt bezeich-
nete Karmasin die Vereinbarung 
zwischen Freistaat und kommu-
nalen Spitzenverbänden, den 
Anteil der Kommunen am allge-
meinen Steuerverbund schritt-
weise von 12,75 auf 13,5 Prozent 
bis zum Jahr 2027 anzuheben. 
Langfristig müsse angesichts der 
finanziellen Herausforderun-
gen allerdings ein Anteil von 15 
Prozent erreicht werden, um die 
kommunale Selbstverwaltung 
dauerhaft zu sichern.

Sorge um 
kommunale Krankenhäuser

Breiten Raum nahm die Dis-
kussion über die Zukunft der 
kommunalen Krankenhäuser 
ein. Viele Landkreise tragen als 
Träger ihrer Kliniken bereits 
heute erhebliche Defizite. Die 
wirtschaftliche Situation zahl-
reicher Häuser habe sich in den 
vergangenen Jahren weiter ver-
schlechtert, so der Präsident.

Besondere Sorge bereitet den 
kommunalen Spitzenverbänden 
das geplante GKV-Beitragssta-
bilisierungsgesetz. Nach ihren 
Berechnungen könnten auf die 
kommunalen Krankenhausträ-
ger in Bayern ab dem Jahr 2027 
zusätzliche Belastungen von 
rund 955 Millionen Euro jährlich 
zukommen.

Die Landkreise warnen davor, 
dass diese Entwicklung unmit-
telbare Auswirkungen auf ande-
re kommunale Aufgaben haben 
könnte. Mittel, die für den Aus-
gleich von Klinikdefiziten einge-
setzt werden müssten, stünden 
dann für Investitionen in Schu-
len, Straßen, den öffentlichen 
Nahverkehr oder andere Infra-
strukturprojekte nicht mehr zur 
Verfügung.

Karmasin sprach sich daher 
für eine grundlegende Neuord-
nung der Krankenhausfinanzie-
rung aus. Der Bund müsse ins-
besondere jene Leistungen voll-
ständig finanzieren, die nicht 
unmittelbar der Krankenver-
sicherung zuzurechnen seien. 
Gleichzeitig müsse die Kranken-
hauspolitik sowohl die medizi-
nische Versorgung der Bevöl-
kerung als auch die finanzielle 
Tragfähigkeit der Einrichtungen 
berücksichtigen.

Unterstützung von Söder

Ministerpräsident Söder si-
cherte den kommunalen Vertre-
tern Unterstützung zu und kün-
digte an, sich weiterhin für trag-
fähige Lösungen einzusetzen.

Ein weiterer Schwerpunkt der 
Versammlung war die Entwick-

lung der Kinder- und Jugendhil-
fe. Nach Darstellung des Land-
kreistags steigen die Ausgaben 
seit Jahren deutlich an. Inzwi-
schen belaufen sich die Aufwen-
dungen in Bayern auf rund 10,9 
Milliarden Euro.

7.000 bis 8.000 Euro 
pro Heimplatz

Als Ursachen wurden mehrere 
Entwicklungen genannt: steigen-
de Fallzahlen, Fachkräftemangel, 
höhere Tarifabschlüsse, zusätz-
liche Rechtsansprüche sowie 
wachsende Belastungen in an-
deren Hilfesystemen. Diese Fak-
toren würden sich gegenseitig 
verstärken und die Jugendämter 
vor erhebliche organisatorische 
und finanzielle Herausforderun-
gen stellen. So seien in der Erzie-
hungshilfe die Kosten für statio- 
näre Unterbringung innerhalb 
weniger Jahre erheblich gestie-
gen. Während für einen Heim-
platz früher häufig rund 4.500 
Euro monatlich veranschlagt 
wurden, lägen die Kosten heu-
te vielfach zwischen 7.000 und 
8.000 Euro. In besonders kom-
plexen Fällen könnten sie deut-
lich darüber hinausgehen.

Weitere Belastungen durch 
Reform des Sozialgesetzbuchs

Kritisch bewertete Karmasin 
zudem die geplante Reform des 
Sozialgesetzbuches VIII. Nach 
Berechnungen des Bayerischen 
Landkreistags würden allein im 
Freistaat mehr als 500 zusätzli-
che Stellen benötigt. Hinzu kä-
men laufende Verwaltungskos-
ten von rund 49 Millionen Euro 
jährlich. Die Landkreise befürch-

ten deshalb weitere Belastungen 
für die kommunalen Haushalte.

Neben den finanziellen The-
men spielte die Entlastung der 
Verwaltung eine wichtige Rol-
le. Karmasin begrüßte die Ar-
beit der Staatsreformkommissi-
on und plädierte für einen kon-
sequenten Bürokratieabbau. 
Aus Sicht der Landkreise verur-
sachen zahlreiche Dokumen-
tations-, Nachweis- und Prüf-
pflichten einen erheblichen Ver-
waltungsaufwand, ohne dass 
dadurch die Qualität staatlichen 
Handelns verbessert werde. Er-
forderlich seien schnellere Ge-
nehmigungsverfahren, klarere 
Zuständigkeiten sowie ein Ab-
bau von Doppelstrukturen.

Mehr Eigenverantwortung 
für die Kommunen

Die kommunalen Vertreter war-
ben dafür, den Landkreisen und 
Gemeinden mehr Eigenverant-
wortung zu übertragen. Ziel sei 
es, Entscheidungen stärker dort 
zu treffen, wo die Auswirkungen 
unmittelbar spürbar seien.

Ministerpräsident Markus Sö-
der stellte die Bedeutung leis-
tungsfähiger Kommunen für das 
Funktionieren des Staates her- 
aus. Landräte, Bürgermeister 
und kommunale Mandatsträ-
ger seien diejenigen politischen 
Verantwortungsträger, die den 
Bürgerinnen und Bürgern am 
nächsten stünden.

Söder verwies auf die tief-
greifenden Veränderungen der 
vergangenen Jahre. Nach ei-
ner langen Phase wirtschaftli-
chen Wachstums hätten die Co-
rona-Pandemie, der Krieg in der 
Ukraine, internationale Krisen 

Drängen auf grundlegende ... und wirtschaftliche Unsicher-
heiten die Rahmenbedingungen 
grundlegend verändert. Gleich-
zeitig seien die Erwartungen an 
staatliche Leistungen kontinu-
ierlich gestiegen.

Der Ministerpräsident räum-
te ein, dass insbesondere die 
Dynamik der Sozialausgaben in-
zwischen eine erhebliche Her-
ausforderung darstelle. Künftig 
müsse stärker darauf geachtet 
werden, welche Leistungen dau-
erhaft finanzierbar seien und 
wie vorhandene Mittel mög-
lichst zielgerichtet eingesetzt 
werden könnten.

Als zentrale politische Zie-
le nannte Söder die Vermeidung 
neuer Belastungen ohne entspre-
chende Finanzierung, die Entbü-
rokratisierung staatlicher Ver-
fahren sowie die Sicherung kom-
munaler Investitionsmöglichkei-
ten. Dabei sprach er sich auch für 
mehr kommunale Gestaltungs-
spielräume aus, etwa durch Mo-
dellregionen oder zeitlich befris-
tete Experimentierklauseln.

Söder und Karmasin mahnen 
demokratische Stabilität an

Ein gemeinsamer Nenner zog 
sich durch nahezu alle Diskussio-
nen der Landkreisversammlung: 
die Bedeutung leistungsfähi-
ger Kommunen für das Vertrau-
en der Bevölkerung in den Staat. 
Sowohl Karmasin als auch Söder 
betonten, dass demokratische 
Stabilität unmittelbar davon ab-
hänge, ob öffentliche Leistun-
gen vor Ort zuverlässig erbracht 
werden können. Schulen, Kran-
kenhäuser, Straßen, öffentlicher 
Nahverkehr und eine funktio-
nierende Verwaltung seien die 
Bereiche, in denen Bürgerinnen 
und Bürger staatliches Handeln 
unmittelbar erlebten. � DK

Kommunen zu einer gemeinsa-
men Kraftanstrengung auf, um 
die wirtschaftliche Entwicklung 
in Deutschland wieder zu stär-
ken. Angesichts der aktuellen 
Herausforderungen seien ent-
schlossenes Handeln und grund-
legende Reformen notwendig, 
um Wachstum, Arbeitsplätze und 
Wohlstand langfristig zu sichern.

„Unsere Wirtschaft ist stark 
bedroht, Arbeitsplätze sind be-
droht, der Wohlstand geht ver-
loren“, erklärte der SPD-Vorsit-
zende. Deutschland sei an vielen 
Stellen durch langwierige Pro-
zesse und strukturelle Hemm-
nisse blockiert. Deshalb müsse 
es gelingen, bestehende Hinder-
nisse zu überwinden und not-
wendige Veränderungen zügig 
umzusetzen.

Klingbeil will Sondervermögen 
richtig verteilen

Klingbeil verwies dabei auch 
auf die Auswirkungen der inter-
nationalen Krisen und Kriege, 
insbesondere im Iran und in der 
Ukraine. Nach seiner Einschät-
zung kommt dem 500 Milliar-
den Euro umfassenden Sonder-
vermögen für Infrastruktur eine 
zentrale Bedeutung zu. Die be-
reitgestellten Mittel müssten ge-
zielt eingesetzt und durch umfas-
sende Strukturreformen ergänzt 
werden. „Wir müssen das ge-
meinsam richtig machen, Bund, 
Länder und Kommunen zusam-
men“, hob der Minister hervor.

Derzeit seien Investitionen et-
wa in den Wohnungsbau und die 
Digitalisierung wichtige Impul-
se für das Wirtschaftswachstum. 
Diese allein reichten jedoch nicht 
aus, um die wirtschaftliche Dyna-
mik nachhaltig zu stärken. Gleich-
zeitig sei es wichtig, dass die Be-
völkerung die Auswirkungen der 
Investitionen unmittelbar wahr-
nehme. Als Beispiele nannte 
Klingbeil die Sanierung von Turn-
hallen, den Ausbau von Glasfa-
sernetzen sowie die Verbesse-
rung von Mobilitätsangeboten.

Mit Blick auf die politische 

Entwicklung warnte er davor, 
die Erwartungen der Bürge-
rinnen und Bürger zu enttäu-
schen. Gelinge es nicht, spürba-
re Verbesserungen zu erreichen, 
könnten jene politischen Kräf-
te gestärkt werden, die grund-
legende Werte und Strukturen 
des Landes infrage stellten.

Bereits zuvor hatte Bundesge-
sundheitsministerin Nina War-
ken ihre Reform- und Sparpläne 
für die Kranken- und Pflegever-
sicherung erläutert und vertei-
digt. In einem weiteren Fach-
forum diskutierte Bundesland-
wirtschaftsminister Alois Rainer 
über die Zukunft und Entwick-
lung ländlicher Räume.

Kanzler lässt  
Erwartungen dämpfen

Für den kurzfristig verhin-
derten Bundeskanzler Friedrich 
Merz nahm Kanzleramtsminis-
ter Thorsten Frei an der Veran-
staltung teil. Er unterstrich die 
zentrale Rolle der Landkreise 
für die wirtschaftliche Entwick-
lung und die soziale Sicherheit 
vor Ort und sagte zu, gemein-
sam mit der kommunalen Ebene 
nach Lösungen für bestehende 
Herausforderungen zu suchen. 
Gleichzeitig machte Frei deut-
lich, dass die Erwartungen an 
schnelle und umfassende Ver-
besserungen realistisch betrach-
tet werden müssten. Die finanzi-
ellen und strukturellen Heraus-
forderungen seien erheblich.

Auch Frei verwies auf die Not-
wendigkeit der von der Bundes-
regierung angestoßenen Refor-
men. Ein Verzicht auf Verände-
rungen würde nach seiner Ein-
schätzung nicht zum Erhalt des 
bisherigen Zustands führen, 
sondern die Handlungsmöglich-
keiten von Staat und Kommu-
nen weiter einschränken. Des-
halb arbeiteten Bund, Länder 
und Kommunen derzeit gemein-
sam daran, die notwendigen Re-
formen voranzubringen und die 
Zukunftsfähigkeit des Landes zu 
sichern. � DK

Heimat gestalten ...

Landrat Schnaudigel  
an die Spitze des CEMR gewählt
Landrat Dr. Christoph Schnaudigel (Landkreis Karlsruhe) ist 
neuer Präsident des Council of European Municipalities and 
Regions (CEMR), des Rates der Gemeinden und Regionen Eu-
ropas. Das Präsidium des europäischen Kommunalverban-
des wählte ihn in Rovaniemi (Finnland) einstimmig für die lau-
fende dreijährige Mandatsperiode. Erstmals steht damit ein 
deutscher Landrat an der Spitze des größten europäischen 
Kommunalverbandes.

Der Präsident des Deutschen Landkreistages, Landrat Dr. 
Achim Brötel, gratulierte seinem Amtskollegen zur Wahl. Die-
se sei „ein starkes Signal für die Wahrnehmung der Landkreise 
und der deutschen kommunalen Ebene insgesamt in Europa“. 
Die Wahl unterstreiche die Bedeutung der deutschen Kommu-
nen in der europäischen Interessenvertretung.

Schnaudigel folgt auf die Norwegerin Gunn-Marit Helgesen, 
die zur Präsidentin des Kongresses der Gemeinden und Regio-
nen des Europarates gewählt wurde. Schnaudigel ist zugleich Prä-
sident der Deutschen Sektion des Rates der Gemeinden und Re-
gionen Europas (RGRE). Bereits seit Ende 2022 war er gemeinsam 
mit Philippe Laurent, Präsident der französischen RGRE-Sektion, 
Co-Präsident des CEMR.

Der CEMR ist der größte Zusammenschluss kommunaler und 
regionaler Gebietskörperschaften in Europa. Er vertritt die Inte-
ressen von Kommunen und Regionen gegenüber den europäi-
schen Institutionen. Zu zentralen Aufgaben zählen die Stärkung 
der kommunalen Selbstverwaltung, die Förderung der europäi-
schen Zusammenarbeit sowie die Einbindung der kommunalen 
Ebene in die europäische Gesetzgebung und Politikgestaltung.

Nach seiner Wahl betonte Schnaudigel die Bedeutung starker 
Kommunen und Regionen für ein handlungsfähiges Europa. Ge-
rade angesichts wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und geopoli-
tischer Herausforderungen komme der kommunalen Ebene ei-
ne Schlüsselrolle zu. Städte, Gemeinden und Landkreise setzten 
europäische Politik vor Ort um und trügen wesentlich zum ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt bei.

Ein Schwerpunkt seiner Präsidentschaft werde daher die stär-
kere Berücksichtigung kommunaler Interessen im europäischen 
Gesetzgebungsprozess in Brüssel sein. Entscheidungen auf eu-
ropäischer Ebene müssten die Auswirkungen auf die kommuna-
le Praxis stärker in den Blick nehmen. Ziel sei es, die Interessen 
der Städte, Gemeinden und Landkreise frühzeitig und wirksam 
in politische Prozesse der Europäischen Union einzubringen.

Mit der Wahl Schnaudigels unterstreichen die Mitgliedsver-
bände des CEMR zugleich die wachsende Bedeutung der kom-
munalen Ebene für die europäische Politikgestaltung. Kommu-
nen und Regionen sollen künftig noch stärker als wichtige Part-
ner bei der Bewältigung der großen Zukunftsaufgaben Europas 
wahrgenommen werden.� r
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59. Fachtagung Personenstandswesen in Lindau:

Zwischen Namensrecht,  
Digitalisierung und KI
Mehr als 400 Standesbeamtinnen und Standesbeamte  
diskutierten in Lindau über neue gesetzliche Vorgaben,  

die Registermodernisierung und den Einsatz der KI
Mit aktuellen Entwicklungen im Personenstandsrecht, der 
fortschreitenden Digitalisierung der Verwaltung sowie neu-
en technischen Möglichkeiten befasste sich die 59. Fachtagung 
Personenstandswesen des Fachverbandes der bayerischen Stan-
desbeamtinnen und Standesbeamten e.V. in Lindau. Verbands-
vorsitzender Mathias Müller hieß dazu mehr als 400 Standesbe-
amtinnen und Standesbeamte aus Bayern sowie zahlreiche Gäste 
aus weiteren Bundesländern und dem Ausland willkommen.

Die Lindauer Oberbürger-
meisterin Dr. Claudia Alfons be-
tonte die gesellschaftliche Be-
deutung der Standesämter, die 
Menschen von der Geburt über 
die Eheschließung bis hin zum 
Sterbefall begleiten. Mit ihren 
besonderen Trauorten am Bo-
densee sei die Stadt Lindau zu-
dem ein beliebtes Ziel für Ehe-
schließungen aus Deutschland, 
Österreich und der Schweiz.

Neue Gesetze sorgen  
für Mehraufwand

In seinem Rechenschaftsbe-
richt verwies Mathias Müller 
auf zahlreiche gesetzliche Ände-
rungen seit der letzten Fachta-
gung 2024. Dazu zählen das Ge-
setz zum Schutz Minderjähriger 
bei Auslandsehen, das Selbstbe-
stimmungsgesetz, das neue Na-
mensrecht, die Einführung der 
Steuer-Identifikationsnummer 
in die Personenstandsregister 
sowie die jüngsten Regelungen 
zur Vaterschaftsanfechtung.

Müller kritisierte dabei teil-
weise unklare gesetzliche Vor-
gaben. Diese führten nicht nur 
zu Rechtsunsicherheiten, son-
dern erhöhten auch den Verwal-
tungsaufwand in den Standes-
ämtern und bei den Gerichten. 
Vor allem beim neuen Namens-
recht, beim Selbstbestimmungs-
gesetz und im Abstammungs-
recht bestehe weiterhin erheb-
licher Klärungsbedarf.

Digitalisierung  
nimmt Fahrt auf

Für das Bayerische Innenmi-
nisterium sprach Ministerialrä-
tin Corinna Eberl, die den ver-
hinderten Staatssekretär Sandro 
Kirchner vertrat. Sie würdigte 
die Leistungen der Standesäm-
ter bei der digitalen Transfor-
mation der Verwaltung. Das so-
genannte Once-only-Prinzip, bei 
dem Bürger bestimmte Daten 
nur einmal angeben müssen, sei 
im Personenstandswesen be-
reits weitgehend umgesetzt.

Voraussetzung für weitere 
Fortschritte sei jedoch die voll-
ständige Digitalisierung der 
noch vorhandenen Personen-
standsbücher. Eberl dankte den 
Beschäftigten für die damit ver-
bundenen Anstrengungen und 
betonte die Bedeutung moder-
ner Verwaltungsstrukturen für 
einen bürgerfreundlichen Staat.

150 Jahre staatliches 
Personenstandswesen

Einen historischen Rückblick 
bot Hans Schmidt, ehemaliger 
Leiter des Standesamts Men-

den. Anlässlich des 150-jährigen 
Bestehens des staatlichen Per-
sonenstandswesens zeichnete 
er die Entwicklung des Perso-
nenstands-, Ehe- und Namens-
rechts seit dem Jahr 1876 nach. 

damit Freiräume für komplexere 
Tätigkeiten schaffen. Gleichzei-
tig warnten die Referenten vor 
fehlerhaften Ergebnissen und 
möglichen Verzerrungen. Eine 
sorgfältige Kontrolle der erzeug-
ten Inhalte bleibe unverzichtbar.

Eindrücke aus der Praxis des  
Selbstbestimmungsgesetzes

Einen Einblick in die prakti-
sche Umsetzung des Selbstbe-
stimmungsgesetzes gab Elke Kö-
nig vom Standesamt München. 
Die Landeshauptstadt habe sich 
frühzeitig organisatorisch auf 
hohe Fallzahlen vorbereitet. Zu-
sätzliche Termine, digitale Vor-
arbeiten und strukturierte Ab-
läufe hätten dazu beigetragen, 
den erwarteten Ansturm zu be-
wältigen.

Allein am ersten Tag nach In-
krafttreten des Gesetzes sei-
en 19 Erklärungen beurkundet 

Blick in die Reihen der Delegierten. � Bilder (2): Fachverband der bayerischen Standesbeamtinnen und Standesbeamten e.V., Elke König

die elektronische Kommunika-
tion mit Bürgerinnen und Bür-
gern.

Registermodernisierung  
und digitale Identität

Über den aktuellen Stand der 
Registermodernisierung infor-
mierte Walter Königbauer vom 
Innenministerium. Ziel sei es, 
Verwaltungsleistungen künftig 
vollständig digital anzubieten. 
Hierfür seien Systeme wie der 
Identitätsdatenabruf (IDA), das 
Nationale Once-Only Technical 
System (NOOTS) und das Daten-
schutzcockpit von zentraler Be-
deutung.

Künftig sollen Bürgerinnen 
und Bürger nachvollziehen kön-
nen, welche Behörden auf ih-
re Daten zugegriffen haben. Zu-
dem werde auf europäischer 
Ebene an einer digitalen Identi-
tätswallet gearbeitet. Das Sys-
tem NOOTS soll bis Ende 2026 
verfügbar sein, die Ergänzung 
der Personenstandsregister um 
die Steuer-Identifikationsnum-
mern bis Ende 2028 abgeschlos-
sen werden.

Mehr Freiheit,  
mehr Beratungsbedarf

Zum Abschluss analysierte 
Prof. Dr. Anatol Dutta von der 
Ludwig-Maximilians-Universi-
tät München die Auswirkungen 
des neuen Namensrechts. Das 
Gesetz eröffne Bürgerinnen und 
Bürgern deutlich mehr Gestal-
tungsmöglichkeiten, erhöhe zu-
gleich aber den Beratungs- und 
Prüfungsaufwand in den Stan-
desämtern.

Aus seiner Sicht wäre es mög-
licherweise einfacher gewesen, 
klare Grenzen für unzulässige 
Namensführungen festzulegen, 
anstatt zahlreiche Einzelfälle ge-
setzlich zu regeln. Die Diskussi-
on zeigte einmal mehr, dass die 
Standesämter vor der Heraus-
forderung stehen, tiefgreifende 
rechtliche Veränderungen mit 
den Anforderungen einer mo-
dernen und digitalen Verwal-
tung zu verbinden. � DK

Die Lindauer Oberbürgermeisterin Dr. Clau-
dia Alfons gemeinsam mit dem Fachver-
bandsvorsitzenden Mathias Müller.  � r

Damals war die Registerführung 
von den Kirchen auf staatliche 
Behörden übergegangen.

Abstammungsrecht vor 
neuen Herausforderungen

Mit aktuellen Fragen des Ab-
stammungsrechts befasste sich 
Heinz Zimmermann vom Stan-
desamt Neukölln von Berlin. Er 
erläuterte den Gesetzentwurf 
zur Verhinderung missbräuchli-
cher Vaterschaftsanerkennun-
gen, der künftig in bestimmten 
Fällen eine Beteiligung der Aus-
länderbehörden vorsieht.

Darüber hinaus stellte er die 
gesetzlichen Änderungen vor, 
die auf ein Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts zurückge-
hen. Dabei verwies er auf zahl-
reiche offene Rechtsfragen, die 
die Praxis weiterhin beschäfti-
gen werden.

Künstliche Intelligenz als 
Chance für die Verwaltung

Welche Möglichkeiten Künstli-
che Intelligenz künftig in der Ver-
waltung eröffnen kann, erläuter-
ten Udo Latino und Doris-Muri-
el Finckh von dUb IMPACT aus 
Nürnberg. Sie verglichen die Be-
deutung der Technologie mit der 
Einführung der Dampfmaschine 
im 19. Jahrhundert.

KI könne insbesondere Rou-
tineaufgaben übernehmen und 

worden; in der ers-
ten Woche waren es  
insgesamt 111. Den-
noch stellten sich in 
der täglichen Praxis 
weiterhin zahlreiche 
Rechtsfragen.

Datenschutz bleibt 
Kernaufgabe

Der Datenschutz 
stand im Mittelpunkt 
des Vortrags von Pe-
ter Kollmannsberger 
vom Bayerischen In-
nenministerium. Er 
erinnerte daran, dass 
der Schutz sensibler 
Informationen keines-
wegs eine moderne 
Erfindung sei, sondern 
auf eine lange Traditi-
on zurückblicke.

Gerade im Per-
sonenstandswesen 
spiele Datenschutz 
eine zentrale Rolle, 
da täglich besonders 

schützenswerte personenbezo-
gene Daten verarbeitet würden. 
Dies gelte etwa für Kirchenaus-
tritte, Erklärungen nach dem 
Selbstbestimmungsgesetz oder 

Telemedizinischer Notarztdienst 
für Neugeborene gestartet

Seit Anfang Juni steht in Bayern ein telemedizinischer Notarzt-
dienst für Neugeborene zur Verfügung. Ziel des neuen Ange-
bots ist es, die Notfallversorgung von Neugeborenen im Frei-
staat zu verbessern. Spezialisierte Intensivmedizinerinnen und 
Intensivmediziner können Geburtskliniken in kritischen Situa- 
tionen rund um die Uhr unterstützen.

„In der Neugeborenen-Medizin zählt jede Minute“, beton-
te Gesundheitsministerin Judith Gerlach. Das neue Netzwerk 
sei innerhalb weniger Monate aufgebaut worden und zeige die 
Leistungsfähigkeit der digitalen Gesundheitsversorgung in Bay-
ern. Besonders Familien in ländlichen Regionen profitierten da-
von. Der Freistaat fördert das bundesweit einzigartige Projekt 
mit rund 658.000 Euro.

Der Tele-Neugeborenen-Notarztdienst (TeleNNAD) ist Teil 
der „virtuellen Kinderklinik“ Bayern, die 2024 eingerichtet wur-
de, um freie Kapazitäten in der Kinderheilkunde besser zu ko-
ordinieren. Seit Oktober 2025 umfasst das Netzwerk auch die 
Neonatologie, also die Versorgung von Neugeborenen.

An der Kinderklinik Passau wurde unter Leitung von Prof. Dr. 
Matthias Keller ein zentrales Koordinierungszentrum eingerich-
tet. In geburtshilflichen Notfällen können dort erfahrene Neo-
natologen zugeschaltet werden, um Komplikationen und blei-
bende Schäden bei Neugeborenen möglichst zu verhindern.

Am Netzwerk beteiligen sich neun hochspezialisierte Versor-
gungszentren für Neugeborenenmedizin sowie mehr als 21 Ge-
burtskliniken in Bayern. Nach Angaben des Gesundheitsminis-
teriums stärkt das Projekt die flächendeckende Versorgung der 
jüngsten Patientinnen und Patienten im Freistaat.� r

Ulrike Scharf würdigt vorbildliche Unternehmen:

Familienfreundlichkeit wird zum 
Erfolgsfaktor für Unternehmen

Impulse für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf  
bei der Jahresveranstaltung des Familienpakts Bayern

Wie Unternehmen die Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Pfle-
ge erfolgreich gestalten können, stand im Mittelpunkt der Jah-
resfachveranstaltung 2026 des Familienpakts Bayern. Unter dem 
Motto „Zukunft sichern – Familienfreundliche Arbeitswelt für je-
de Lebensphase“ tauschten sich mehr als 80 Unternehmensver-
treterinnen und -vertreter aus ganz Bayern über zeitgemäße Per-
sonalstrategien aus.

Bayerns Arbeits- und Sozialmi-
nisterin Ulrike Scharf betonte die 
wachsende Bedeutung familien-
freundlicher Arbeitsbedingun-

Bayerns Sozialministerin Ulrike Scharf (2. v.l.) im Gespräch mit 
Praktikerinnen. � Bild: StMAS / Nötel

gen für die Zukunftsfähigkeit der 
Wirtschaft. Unternehmen, die 
die unterschiedlichen Lebenssi-
tuationen ihrer Beschäftigten be-
rücksichtigen und passende Un-
terstützungsangebote schaffen, 
stärkten nicht nur die Zufrieden-
heit ihrer Mitarbeitenden, son-
dern auch ihre eigene Wettbe-
werbsfähigkeit. Dass sich inzwi-
schen mehr als 1.850 Unterneh-
men und Netzwerkpartner im 
Familienpakt Bayern engagieren, 
sei ein deutliches Zeichen für die 
hohe Relevanz des Themas.

Impulse und  
Best Practice-Beispiele

Fachliche Impulse lieferten 
Michaela Hermann von der Ber-
telsmann Stiftung mit ihrem 
Vortrag „Arbeitswelt im Wan-
del – Vereinbarkeit als Zukunfts-
strategie“ sowie Unternehmerin 
Stefanie Junghans, die moderne 
Führungsmodelle und die Chan-
cen von Co-Leadership vorstell-
te. Scharf hob hervor, dass fle-
xible Arbeits- und Führungsfor-

men zunehmend an Bedeutung 
gewinnen. Auch Führungsver-
antwortung in Teilzeit oder im 
Tandem könne erfolgreich um-

gesetzt werden. Das Sozial-
ministerium unterstütze die-
sen Wandel unter anderem mit 
Coaching-Angeboten für Tan-
dem-Führungen in der Staats-
verwaltung.

Praxisnahe Einblicke boten die 
Unternehmen ibidi GmbH sowie 
Benkert Dachbegrünung GmbH 
& Co. KG. Anhand konkreter Bei-
spiele zeigten sie, wie familien-
freundliche Maßnahmen in un-
terschiedlichen betrieblichen 
Strukturen erfolgreich umge-
setzt werden können.

Der Familienpakt Bayern wird 
von der Bayerischen Staatsre-
gierung gemeinsam mit der Ver-
einigung der Bayerischen Wirt-
schaft, dem Bayerischen Indus-
trie- und Handelskammertag 
sowie dem Bayerischen Hand-
werkstag getragen. Ziel ist es, 
Arbeitgeber bei der Entwicklung 
einer familienfreundlichen Per-
sonalpolitik zu unterstützen und 
gute Beispiele sichtbar zu ma-
chen.
Informationen: https://www.fa-
milienpakt-bayern.de/� r

Bayerns Gesundheitsministerin Judith Gerlach: 

Apotheken flächendeckend stärken
Bayerns Gesundheitsministerin Judith Gerlach setzt sich dafür 
ein, die Apotheken trotz aktueller Spardebatten im Gesundheits-
wesen nachhaltig zu stärken. Anlässlich des „Tages der Apotheke“ 
am 7. Juni betonte sie: „Mit der kürzlich im Bundestag beschlos-
senen Apothekenreform ist ein wichtiger erster Schritt getan. 
Jetzt kommt es darauf an, die neuen Regelungen zügig und pra-
xistauglich umzusetzen.“

Für ein Flächenland wie Bay-
ern sei eine wohnortnahe Arz-
neimittelversorgung unverzicht-
bar. „Unsere Apotheken sind ein 
wesentlicher Teil der staatlichen 
Daseinsvorsorge – in Städten 
ebenso wie im ländlichen Raum. 
Sie stehen rund um die Uhr be-
reit und haben ihre Leistungsfä-
higkeit gerade auch in Krisenzei-
ten unter Beweis gestellt“, so die 
Ministerin.

Gerlach forderte den Bund 
auf, die Rahmenbedingungen für 
Vor-Ort-Apotheken spürbar zu 
verbessern. Dazu gehörten weni-
ger Bürokratie, eine zeitgemäße 
Ausgestaltung des Apothekerbe-
rufs sowie die nun beschlossene 
Anpassung der Vergütung.

Zugleich verwies die Minis-
terin auf die großen Herausfor-
derungen der Branche. Neben 
dem Fachkräftemangel belasten 
insbesondere steigende Perso-
nal- und Energiekosten die Be-
triebe. Seit Jahren müssten im-
mer mehr Apotheken schlie-
ßen, weil sich der Betrieb wirt-
schaftlich nicht mehr trage oder 
Personal fehle. Dies könne auch 
die Attraktivität des Pharmazie- 

studiums und der Tätigkeit in 
öffentlichen Apotheken beein-
trächtigen und damit langfristig 
die Versorgungssicherheit ge-
fährden.

Um den Beruf attraktiver zu 
machen, sprach sich Gerlach für 
eine Modernisierung des Phar-
maziestudiums und eine Erwei-
terung der Kompetenzen von 
Apothekerinnen und Apothe-
kern aus. Dies müsse jedoch in 
enger Abstimmung mit den an-
deren Heilberufen erfolgen.

Chancen sieht die Ministe-
rin zudem in der Digitalisierung. 
KI-gestützte Systeme könnten 
Apothekerinnen und Apothe-
ker etwa bei der Analyse gro-
ßer Datenmengen oder bei der 
Prüfung von Arzneimittel-Wech-
selwirkungen unterstützen. Da-
durch ließen sich aufwendi-
ge Recherchen erleichtern und 
Beratungsprozesse verbessern. 
Gleichzeitig stellte Gerlach klar: 
„Künstliche Intelligenz darf nur 
ein Hilfsmittel sein. Die Verant-
wortung für die Abgabe von Arz-
neimitteln muss immer in der 
Hand von Apothekerinnen und 
Apothekern bleiben.“� r

https://www.familienpakt-bayern.de/
https://www.familienpakt-bayern.de/
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Politik und Wirtschaft unterzeichnen Memorandum:

„Bestes Netz für Deutschland“
Unter dem Titel „Bestes Netz für Deutschland“ haben Vertreter 
von Bund, Ländern, Kommunen, Branchenverbänden und Tele-
kommunikationsunternehmen eine gemeinsame Absichtserklä-
rung unterzeichnet. Ziel ist es, den Ausbau von Glasfaser- und 
Mobilfunknetzen zu beschleunigen.

Deutschland braucht beim 
Ausbau digitaler Infrastrukturen 
mehr Tempo. Schnelle und stabi-
le Glasfaser- und Mobilfunknet-
ze gelten als zentrale Vorausset-
zung für die Digitalisierung. Vor 
diesem Hintergrund haben sich 
Bund, Länder, Kommunen und 
die Telekommunikationsbranche 
im Rahmen des Stakeholderdia-
logs Digitale Infrastrukturen auf 
ein 32-seitiges Memorandum of 
Understanding (MoU) verstän-
digt. Es soll als „Startpunkt für 
eine Neujustierung der koope-
rativen Zusammenarbeit der am 
Netzausbau beteiligten Akteu-
re“ dienen, entfaltet jedoch kei-
ne rechtliche oder regulatorische 
Bindungswirkung.

34 Unterzeichner

Zu den 34 Unterzeichnern 
zählen neben Bundesdigitalmi-
nister Karsten Wildberger die 
für Digitales zuständigen Minis-
ter der 16 Bundesländer, Ver-
treter der kommunalen Spit-
zenverbände, die Präsidenten 
von VATM, Buglas, Breko, Bit-
kom, Anga und VKU sowie die 
CEOs und Geschäftsführer von 
Telekom, Vodafone, Telefónica, 
1&1, Versatel, Deutsche Glasfa-
ser und EWE Tel.

Mit der Vereinbarung soll der 
Ausbau von Glasfaser- und Mo-
bilfunknetzen beschleunigt, bes-
ser koordiniert und transparen-
ter gesteuert werden. Nach An-
gaben des Bundesdigitalminis- 
teriums plant die Telekommuni-
kationsbranche allein in diesem 
Jahr Investitionen von rund 8,5 
Milliarden Euro in Glasfaser- und 
2,4 Milliarden Euro in Mobilfunk-
netze. Damit könnten 2026 etwa 
5,6 Millionen Glasfaseranschlüs-
se verfügbar gemacht werden 
(Homes Passed), davon rund 3,1 
Millionen direkt nutzbar (Homes 
Connected). Auch für 2027 und 
2028 sind weitere Milliardenin-
vestitionen vorgesehen.

Während die Unternehmen 
vor allem investieren sollen, ver-
pflichten sich Länder und Kom-
munen, Genehmigungsverfahren 
deutlich zu beschleunigen und 
stärker zu digitalisieren. Bund 

und EU sollen die erforderlichen 
rechtlichen Rahmenbedingungen 
schaffen. Entscheidungen im Sta-
keholderdialog sollen grundsätz-
lich im gegenseitigen Einverneh-
men getroffen werden.

„Bestes Netz für Deutschland – 
mit dem heutigen Memorandum 
of Understanding demonstrie-
ren Staat und Telekommunikati-
onsbranche einen breiten Schul-
terschluss für eine zukunftsfähi-
ge digitale Infrastruktur“, erklär-
te Bundesminister Wildberger. 
Ziel seien mehr Tempo, weniger 
Bürokratie und verlässliche Rah-
menbedingungen, um den Aus-
bau von Glasfaser und Mobilfunk 
spürbar voranzubringen.

Austausch von Best Practices

Zur Erfolgskontrolle wurden 
verschiedene Kennzahlen (Key 
Performance Indicators) verein-
bart. Sie erfassen unter anderem 
den Ausbaufortschritt, die Dauer 
von Genehmigungsverfahren, die 
Höhe der Investitionen und die 
Nutzung digitaler Verfahren. Die 
Kennzahlen sollen Entwicklungen 
nachvollziehbar machen und bei 
Bedarf eine gemeinsame Nach-
steuerung ermöglichen. Um den 
Aufwand für die Unternehmen 
gering zu halten, sollen überwie-
gend Daten der Bundesnetzagen-
tur und der beteiligten Unterneh-
men genutzt werden. Die Werte 
sollen zweimal jährlich aktuali-
siert werden. Ziel ist es, Hemm-
nisse im Ausbauprozess frühzei-
tig zu erkennen, gemeinsam Lö-
sungen zu entwickeln und durch 
den Austausch von Best Practices 
nachhaltige Verbesserungen zu 
erzielen.

Für den Deutschen Städte- 
und Gemeindebund (DStGB)  
unterzeichnete 1. Vizepräsident 
Steffen Jäger die Vereinbarung. 
„In Regionen, in denen nur ein 
Netz wirtschaftlich zu betreiben 
ist, bedarf es der Kooperations-
bereitschaft der Marktteilneh-
mer und nach Möglichkeit abge-
stimmter Investitionen, um die 
Wirtschaftlichkeit zu verbessern 
und die Ausbaugeschwindigkeit 
zu erhöhen“, erklärte Jäger.

Die zurückhaltende Haltung 

vieler Kommunen gegenüber al-
ternativen Verlegemethoden für 
Glasfaser begründete er mit ne-
gativen Erfahrungen der vergan-
genen Jahre. Umso wichtiger sei 
es, dass eine Beschleunigung des 
Ausbaus mit einer Verbesserung 
der Bauqualität einhergehe. Der 
DStGB sei bereit, die Vorteile al-
ternativer Verfahren zu vermit-
teln, sofern die Telekommunika-
tionsunternehmen sichtbare An-
strengungen zur Qualitätssteige-
rung unternehmen.

Auch mehrere Branchenver-
bände begrüßten die Vereinba-
rung. Bitkom-Präsident Ralf Win-
tergerst erklärte, das Memorand-
um zeige, an welchen Stellen der 
Netzausbau verbessert werden 
müsse. Eine aktuelle Bitkom-Er-
hebung verdeutliche die beste-
henden Herausforderungen: Bis 
ein neuer Mobilfunkmast errich-
tet sei, vergingen durchschnitt-
lich mehr als drei Jahre. Die ei-
gentliche Planung durch die Un-
ternehmen dauere durchschnitt-
lich acht Monate, der Bau rund 
vier Monate. Die größten Ver-
zögerungen entstünden bei der 
Standortsuche mit im Schnitt 16 
Monaten und im Genehmigungs-
verfahren mit rund zehn Mona-
ten. Auch die Stromanbindung 
könne bis zu eineinhalb Jahre 
dauern.

Bitkom verweist auf 
bisherige Fortschritte

Gleichzeitig verwies Winter-
gerst auf die bisherigen Fort-
schritte: 5G erreiche inzwischen 
nahezu alle Haushalte und rund 
95 Prozent der Fläche. Mehr als 
80 Prozent der Haushalte könn-
ten einen Gigabitanschluss nut-
zen, fast die Hälfte habe Zugang 
zu Glasfaser. Nun müsse die Ver-
einbarung vor allem zu schnelle-
ren Verfahren führen. Dazu ge-
hörten digitale und einheitliche 
Genehmigungen, eine priorisier-
te Stromanbindung für Mobil-
funkstandorte sowie eine kon-
sequente Anwendung des über-
ragenden öffentlichen Interesses 
beim Netzausbau.

„Deutschland braucht Net-
ze, die im Alltag flächendeckend 
und zuverlässig funktionieren – 
im Homeoffice, im Zug, auf dem 
Land, in Arztpraxen, Schulen und 
Unternehmen. Glasfaser und 5G 
sind die Grundlage dafür, dass 
Menschen verlässlich digital ar-

Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger (r.) unterzeichnete 
mit Bundesdigitalminister Karsten Wildberger das MoU „Bestes 
Netz für Deutschland“.� Bild: StMWi

beiten, lernen und kommunizie-
ren können“, so Wintergerst.

Karsten Kluge, Vizepräsident 
des Bundesverbandes Breitband-
kommunikation (Breko), sieht 
den Glasfaserausbau in Deutsch-
land „an einem Wendepunkt“. 
Für bessere Rahmenbedingun-
gen seien jedoch auch Maßnah-
men notwendig, die nicht im Kon-
sens aller beteiligten Akteure be-
schlossen werden könnten. Mit 
Blick auf die laufenden Verhand-
lungen zum Digital Networks Act 
forderte Kluge die Bundesregie-
rung auf, den Vorschlag der Eu-
ropäischen Kommission für ei-
nen zügigen und klar geregelten 
Übergang von Kupfer- auf Glas-
fasernetze zu unterstützen. Zu-
gleich warnte er vor zusätzlichen 
regulatorischen Belastungen für 
die Wettbewerber der Telekom 
im Zuge der aktuellen Novelle 
des Telekommunikationsgeset-
zes (TKG).

Anga-Stellungnahme

Aus Sicht von Thomas Braun, 
Präsident des Breitbandverbands 
Anga, ist am Ende ein Dokument 
entstanden, das die Interessen 
der Beteiligten angemessen be-
rücksichtigt. Es stelle eine gute 
Grundlage für den weiteren Dia-
log zwischen Wirtschaft und Po-
litik dar. Klar sei aber auch: „Der 
Stakeholderdialog kann Gesetz-
gebung und Regulierung nicht er-
setzen.“

Laut Anga-Vizepräsident Timo 
von Lepel hängt das Erreichen 
der Investitionsziele maßgeblich 
von den künftigen Rahmenbedin-
gungen ab. „In diesem Sinne er-
warten wir vom Regierungsent-
wurf des TKG-Änderungsgeset-
zes deutliche Nachbesserungen. 
Einige im Referentenentwurf ent-
haltene Regelungen, wie die Aus-
weitung symmetrischer Zugangs-
verpflichtungen, drohen Investi-
tionen in den Glasfaserausbau zu 
verhindern, statt anzureizen.“

Aiwanger zum 
Mobilfunkausbau

Bayerns Wirtschaftsminister 
Hubert Aiwanger betonte, Bay-
ern habe beim Mobilfunkausbau 
früh die richtigen Weichen ge-
stellt und bundesweit Maßstä-
be gesetzt. „Wir waren Vorrei-
ter bei der Beschleunigung von 
Genehmigungen, haben als ers-
tes Land in Europa ein Mobil-
funkförderprogramm aufgelegt 
und uns konsequent für hohe 
Versorgungsauflagen eingesetzt. 
Das Ergebnis kann sich sehen las-
sen: Seit 2020 wurden in Bayern 
knapp 34.000 Mobilfunksender 
neu errichtet oder ausgebaut.“

Der Minister verwies auf die 
deutlichen Fortschritte insbe-
sondere im ländlichen Raum: 
„Über 99 Prozent der bayeri-
schen Haushalte sind heute mit 
5G versorgt. Gerade in dünn be-
siedelten Regionen haben wir 
den Ausbau massiv vorange-
bracht – die Versorgung stieg 
dort von 74 Prozent im Jahr 2023 
auf rund 94 Prozent Ende 2025. 
Das zeigt: Mit klaren politischen 
Entscheidungen und weniger 
Bürokratie lässt sich der Ausbau 
deutlich beschleunigen.“

Aiwanger forderte, die Vergabe 
von Mobilfunkfrequenzen müsse 
künftig möglichst bezahlbar, lang-
fristig, planungssicher mit stren-
gen Versorgungsauflagen erfol-
gen und nicht in erster Linie hohe 
Gebühren in die Staatskasse brin-
gen. Das Umsteuern von Kupfer-
kabel auf Glasfaser müsse enga-
giert, aber mit realistischen Zeit-
fenstern und bezahlbar erfolgen.

Die Netzbetreiber motivierte 
Aiwanger zu weiteren Anstren-
gungen: „Schnelles Internet und 
leistungsfähiger Mobilfunk sind 
zentrale Standortfaktoren für 
Wirtschaft, Arbeitsplätze und 
gleichwertige Lebensverhältnis-
se. Entscheidend ist, dass die Ver-
sorgung aus Sicht der Nutzer ge-
dacht und die Fortschritte beim 
Ausbau transparent überprüft 
werden.“� DK

Digitalministerkonferenz in Hamburg:

Fahrplan für digitale 
Transformation

Die Umsetzung der föderalen Modernisierungsagenda, ein ge-
meinsamer Fahrplan von Bund und Ländern, um Verwaltung und 
Staat konsequent auf das digitale Zeitalter auszurichten, stand im 
Zentrum der 5. Digitalministerkonferenz (DMK) in Hamburg. Ziel 
ist es, den Alltag von Bürgerinnen, Bürgern und Unternehmen zu 
erleichtern, etwa durch weniger Behördengänge und vollständig 
digitalisierte Verwaltungsprozesse.

Dr. Karsten Wildberger, Bun-
desminister für Digitales und 
Staatsmodernisierung, sprach 
von einem grundlegenden Kurs-
wechsel beim Bürokratierück-
bau: Ein einfaches „Weiter so“ 
dürfe und werde es nicht mehr 
geben. Die Digitalministerkon-
ferenz habe sich als zentrales 
Steuerungsforum bewährt. Ge-
rade bei Themen wie Register-
modernisierung, dem Deutsch-
land-Stack oder dem Einsatz von 
Künstlicher Intelligenz in der Ver-
waltung arbeiteten Bund und Län-
der heute deutlich enger und ver-
bindlicher zusammen als zuvor. 
Dies sorge für spürbare Fortschrit-
te für die Menschen und erhöhe 
Tempo und Wettbewerbsfähigkeit 
des Standorts Deutschland.

Neujustierung

Ein zentrales Ziel der DMK ist 
ein handlungsfähiger, wettbe-
werbsfähiger und digital souverä-
ner Staat. Die Konferenz beschloss 
daher, die Umsetzung der Mo-
dernisierungsagenda aktiv zu be-
gleiten. Das Augenmerk liegt da-
bei auf einem modernen, innova-
tionsfreundlichen Datenschutz, 
schnelleren Unternehmensgrün-
dungen sowie dem weiteren Aus-
bau digitaler Infrastrukturen.

Neben der Modernisierungs- 
agenda befasste sich die Konferenz 
mit weiteren zentralen Digitalvor-
haben wie der Weiterentwick-
lung der DeutschlandID (BundID) 
für eine sichere digitale Identität 
sowie dem Programm „Schnel-
ler Gründen“, das Unterneh-
mensgründungen vereinfachen  
soll. Auch die Registermoderni-
sierung soll vor allem durch die 
Konsolidierung staatlicher Da-
tenbestände im Sinne effiziente-
rer Verwaltungsprozesse weiter 
beschleunigt werden.

Auch beim Datenschutz wur-
de eine Neujustierung angestrebt. 
Im Mittelpunkt stand ein stärker 
innovationsfreundlicher, risiko-
basierter und zugleich wirksamer 
Datenschutz. Dazu zählen unter 
anderem der Einsatz von Künstli-
cher Intelligenz in der öffentlichen 
Verwaltung, sogenannte regulato-
ry sandboxes, sowie eine Reform 
der Datenschutzaufsicht nach 
dem Prinzip „Einer prüft für alle“. 
Dies soll die digitale Transformati-
on erleichtern und gleichzeitig ein 
hohes Schutzniveau sichern.

Erfolgreiche 
bayerische Initiativen

Nach Angaben von Bayerns Di- 
gitalminister Dr. Fabian Mehring 
habe er mehrere Initiativen erfolg-
reich eingebracht, darunter Anträ-
ge zur Vereinfachung der Authen-
tifizierung über die BundID ge-

meinsam mit Nordrhein-Westfa-
len, Maßnahmen für mehr digitale 
Souveränität sowie ein Reallabor 
für „Law-as-Code“ zusammen mit 
Thüringen. Dabei werden rechtli-
che Regelungen in einen maschi-
nenlesbaren Programmcode über-
setzt, um automatisierte Prüfun-
gen und Anwendungen zu ermögli-
chen. Ziel ist es, Verwaltungs- und 
Entscheidungsprozesse stärker zu 
standardisieren und digital zu be-
schleunigen.

Zudem unterstützte Mehring 
gemeinsam mit Baden-Würt-
temberg, Hessen, Sachsen und 
Schleswig-Holstein das Ziel eines 
Unternehmensgründungspro-
zesses innerhalb von 24 Stun-
den. Auch die Frage einer mög-
lichen Identifikations- oder Klar-
namenpflicht in sozialen Medien 
setzte er auf die Agenda; hierzu 
bestünden jedoch weiterhin un-
terschiedliche Auffassungen un-
ter den Ländern, weshalb eine 
vertiefte Befassung angekündigt 
wurde, so der Minister.

BUGLAS-Stellungnahme

Der Bundesverband Glasfaser- 
anschluss e.V. (BUGLAS) begrüßte 
insbesondere die Beschlüsse zur 
Digitalisierung und Vereinfachung 
von Genehmigungs- und Antrags-
verfahren sowie zur Stärkung ei-
ner resilienten digitalen Infra-
struktur. Entscheidend sei nun die 
Umsetzung in die Verwaltungspra-
xis. Aus Sicht des Verbandes sind 
darüber hinaus weitere Schritte 
auf Länderebene erforderlich, et-
wa bei der Anpassung des Brand-
schutzrechts, dem digitalen Zu-
gang zu Grundbuchauszügen, der 
Modernisierung des Denkmal-
schutzes sowie der konsequenten 
Umsetzung aller relevanten Anträ-
ge über das OZG-Portal.

BUGLAS-Geschäftsführer Max 
Bunse hob zudem einen Ansatz 
aus Nordrhein-Westfalen und Ba-
den-Württemberg hervor, wonach 
nicht zwingend erforderliche Be-
richts- und Dokumentationspflich-
ten ab 2027 automatisch entfal-
len sollen. Dieses Modell solle aus 
Sicht des Verbandes bundesweit 
übernommen werden. Auch be-
reits beschlossene Maßnahmen 
wie das „überragende öffentliche 
Interesse“ am Glasfaserausbau 
müssten konsequenter umgesetzt 
werden. Dafür seien Schulungen 
in den Behörden sowie eine bes-
sere personelle Ausstattung der 
Kommunen notwendig.

Abschließend forderte der Ver-
band die Länder auf, die Beschlüs-
se der Konferenz zu nutzen, um 
den Ausbau zukunftsfähiger FT-
TH-Netze weiter zu beschleuni-
gen und im Bundesrat für inves-
titionsfreundliche Rahmenbe-
dingungen einzutreten.� DK

KI mit Datenschutz in 
öffentlicher Hand

Der Bayerische Landesbeauftragte für den Datenschutz veröffentlicht  
neue Orientierungshilfe zu Datenschutz bei KI-Projekten in der bayerischen Verwaltung

Künstliche Intelligenz (KI) gewinnt nicht nur gesamtgesellschaft-
lich, sondern gerade auch für die bayerische öffentliche Ver-
waltung zunehmend an Bedeutung. Für ihre Entwicklung und 
Nutzung sind nicht nur neue – technologiespezifische – Regulie-
rungen wie beispielsweise die unionale KI-Verordnung zu beach-
ten. Vielmehr muss KI auch die Vorgaben des schon geltenden 
Rechts erfüllen. Hier kommt insbesondere das Datenschutzrecht 
zum Tragen, wenn KI personenbezogene Daten verarbeiten soll. 

Prof. Dr. Thomas Petri: „Trans-
parenz, Verständlichkeit und 
Nachvollziehbarkeit sind als Kern- 
anliegen des Datenschutzes auch 
für die Vertrauenswürdigkeit von 
KI essenziell. Wie die entspre-
chenden Vorgaben im Zusam-
menspiel mit dem neuen KI-Re-
gulierungsrecht wirken, zeigt 
meine neue Orientierungshilfe 
Schritt für Schritt auf.“

Sachgerechte Lösungen 
im Blick

Die Orientierungshilfe soll KI 
aus der Perspektive des Daten-
schutzrechts erschließen und 
einordnen – in erster Linie, aber 
nicht nur für bayerische öffent-
liche Stellen. Sie stellt zunächst 
das Phänomen „KI“ in das Licht 

der unionalen KI-Verordnung. Im 
Anschluss erläutert sie unter Ein-
bezug von Chancen, Risiken, Pro-
blemen und Anwendungsfällen 
die einschlägigen datenschutz-
rechtlichen Vorgaben für die Ent-
wicklung und Nutzung von KI. Zu-
dem macht sie Vorschläge, wie 
bayerische öffentliche Stellen KI 
implementieren und nutzen kön-
nen. Dabei wird deutlich, dass KI 
für das Datenschutzrecht zwar 
ein anspruchsvolles Thema dar-
stellt, die über Jahre entwickel-
ten und erprobten Mechanis-
men zur Umsetzung der Daten-
schutz-Grundverordnung aber 
nicht an ihre Grenzen führen. 
Rechtsanwender können da-
her auf vorhandene Erkenntnis-
se ebenso wie auf bewährte Vor-
gehensweisen zurückgreifen und 

von dieser Grundlage aus sach-
gerechte Lösungen entwickeln, 
die nicht in eine Blockadehaltung 
münden.

Vertrauenswürdige KI 
etablieren

Prof. Dr. Thomas Petri: „Mit 
meiner neuen Orientierungs-
hilfe möchte ich dazu beitra-
gen, vertrauenswürdige KI, die 
den Menschen in den Mittel-
punkt stellt, im Freistaat der 
Zukunft zu etablieren. Ich hof-
fe, sie kann bayerische öffentli-
che Stellen dabei unterstützen, 
die datenschutzrechtlichen Her-
ausforderungen rund um KI er-
folgreich zu bewältigen.“  Die 
Orientierungshilfe „Datenschutz 
bei KI-Projekten in der bayeri-
schen Verwaltung“ steht auf ht-
tps://www.datenschutz-bayern.
de in der Rubrik „KI“ zum kosten-
freien Download bereit. Sie wird 
sukzessive durch die Reihe „AI in 
a nutshell“ ergänzt, die konkre-
te Einsatzszenarien von KI knapp 
und auf die wesentlichen Proble-
me fokussiert aufbereitet.� r

https://www.datenschutz-bayern.de
https://www.datenschutz-bayern.de
https://www.datenschutz-bayern.de
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Potenziale nutzen:
KI in der Verwaltung

Ob im Rettungseinsatz, in der Sachbearbeitung oder in der 
Kommunikation: Verantwortungsvoll genutzt ist KI ein vielseitiges 
Instrument zur Entlastung von Beschäftigten in der öffentlichen 
Verwaltung und zur Optimierung der Bürgerservices. 

Erfahren Sie mehr über die Einsatzmöglichkeiten von KI über 
unseren QR-Code unten. Oder sprechen Sie direkt mit Dirk Kiefer. 

Sie erreichen ihn unter:  
dirk.kiefer@cgi.com 

Dirk Kiefer
Vice-President
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Das Behördennetz  
ist mehr als nur Infrastruktur

Ministerialdirigent Wolfgang Bauer über den Stand des Bayerischen Behördennetzes, die digitale 
Zukunft der Kommunen und die Pläne für einen zentralen kommunalen IT-Dienstleister

Das Bayerische Behördennetz gilt als Rückgrat der digitalen Verwal-
tung im Freistaat. 2024 gab Finanzminister Albert Füracker der Bay-
erischen GemeindeZeitung dazu ein Interview. Nun, zwei Jahre spä-
ter, ist Zeit für ein Update: Wie gut funktioniert dieses Fundament in 
der kommunalen Praxis? Wo stehen Ausbau und Nutzung heute und 
welche Herausforderungen zeigen sich vor Ort? Die GZ spricht dazu 
mit Ministerialdirigent Wolfgang Bauer, Leiter der Abteilung Digitali-
sierung, Breitband und Vermessung im Bayerischen Staatsministeri-
um der Finanzen und für Heimat. 

GZ: Herr Bauer, Staatsminister 
Füracker hat 2024 im Interview 
mit der Bayerischen Gemeinde-
Zeitung betont: „Das Behörden-
netz wird auch in Zukunft ein 
wichtiges Fundament der Digi-
talisierung sein und kontinuier-
lich fortentwickelt.“ Wie weit ist 
diese Fortentwicklung aus Ihrer 
Sicht heute tatsächlich vorange-
kommen?

Wolfgang Bauer: Die Weiter-
entwicklung des Bayerischen Be-
hördennetzes ist ein fortlaufen-

der Prozess, in dem neue Tech-
nologien und Anforderungen in 
weiterentwickelte Produkte und 
Leistungen umgesetzt werden. So 
gewährleisten wir, dass das Bay-
erische Behördennetz sich jeder-
zeit auf dem aktuellen Stand der 
Technik befindet und unseren 
Nutzern ein leistungsfähiges und 
attraktives Produktportfolio an-
geboten werden kann.

Kaskadierter Zugang

GZ: Wie stark ist das Behör-
dennetz inzwischen tatsächlich 
in den Kommunen angekommen 
und wo sehen Sie noch Lücken? 

Bauer: Das Bayerische Behör-
dennetz steht den Kommunen 
seit vielen Jahren zur Verfügung. 
Anders als bei staatlichen Behör-
den erfolgt der Zugang für kreis- 
angehörige Kommunen jedoch 
nicht direkt, sondern im Normal-
fall über ihre zuständigen Kreis-
verwaltungsbehörden (sogenann-
ter kaskadierter Zugang).

GZ: Was sind aktuell die größ-
ten Hindernisse für Kommunen 
beim Anschluss und bei der Nut-
zung? 

Bauer: Vor allem kleinere Kom-
munen stehen vor der Herausfor-

derung allgemein im IT-Bereich 
und besonders im Bereich des 
Behördennetzes eigene Kompe-
tenzen und Ressourcen aufbau-

en und erhalten zu können. Stel-
lenweise werden diese Aufgaben 
durch die übergeordneten Kreis-
verwaltungsbehörden wahrge-
nommen, doch auch dort ist häu-
fig nur ein Basisservice leistbar. 

Diese Herausforderungen ha-
ben wir auch in der Zukunftskom-
mission #Digitales Bayern 5.0 mit 
der kommunalen Familie disku-
tiert und mögliche Lösungswege 
identifiziert.

Wolfgang Bauer. � Bild: stmfh

GZ: Das Modell läuft stark 
über die Landkreise: Funktio-
niert diese Struktur aus Ihrer 
Sicht überall gleichermaßen gut?

Bauer: Fast flächendeckend 
stellen die Landratsämter ihren 
angehörigen Gemeinden ein ei-
genes Kommunalnetzwerk für die 
Behördennetzleistungen zur Ver-
fügung. Dieses Angebot wird der-
zeit bereits von rund zwei Dritteln 
der so versorgbaren Gemeinden 

genutzt. Hier sehen wir beträcht-
liches Entwicklungspotential, das 
zeitnah gehoben werden sollte. 

GZ: Wo zeigt sich für Kommu-
nen im Alltag der größte prakti-
sche Mehrwert des Behörden-
netzes? 

Bauer: Einer der bedeutends-
ten Vorzüge des Behördennetzes 
ist die Möglichkeit, den Nutzern 
gebündelte Basisdienstleistungen 
in einem geschützten Umfeld zur 
Verfügung zu stellen. Das redu-
ziert die Notwendigkeit paralle-
ler und teurer Insellösungen. Hier 
profitieren auch die Kommunen. 

GZ: Die Anforderungen an 
Kommunen im Bereich Digita-
lisierung, IT-Betrieb und Cyber-
sicherheit wachsen stetig. Wel-
che Weichen müssen aus Ihrer 
Sicht jetzt gestellt werden, da-
mit die Kommunen diese Auf-
gaben auch künftig leistungsfä-
hig und wirtschaftlich bewälti-
gen können?

Bauer: Ein entscheidender 
Schritt wird die Einrichtung des 
zentralen kommunalen IT-Dienst-
leisters sein, den das StMFH fe-
derführend vorantreibt. Dieser 
soll die bayerischen Kommunen 
künftig bestmöglich bei der Digi-
talisierung unterstützen und sei-
ne Services soweit wie möglich 
über das Behördennetz bereit-
stellen. Geplant ist unter ande-
rem zu ermöglichen, den kom-
munalen Serverbetrieb schritt-
weise in eigenen Rechenzentren 
zu bündeln sowie Online-Dienste 
und ausgewählte Fachverfahren 
zentral anzubieten. Damit können 
Kommunen von gemeinsamen 
Strukturen, höherer Effizienz und 
einem einheitlich hohen IT-Sicher-
heitsniveau profitieren – Anfor-
derungen, die für viele Kommu-
nen allein nur schwer zu bewälti-
gen wären.

GZ: Vielen Dank für das Ge-
spräch! � CH

Cybersicherheit  
ist längst Chefsache

LSI-Präsident Bernd Geisler über die reale Bedrohungslage für Kommunen
Cyberangriffe auf Kommunen gehören längst zum Alltag. Täglich ver-
suchen Angreifer, Schadsoftware einzuschleusen, Daten zu verschlüs-
seln oder Verwaltungsabläufe lahmzulegen. Gleichzeitig fehlen vie-
lerorts Personal, Zeit und IT-Fachwissen. Bernd Geisler, Präsident des 
Landesamts für Sicherheit in der Informationstechnik (LSI), erklärt im 
Gespräch mit GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel, warum kei-
ne Kommune zu klein für Cyberkriminelle ist, welche Rolle Bürger-
meister und Landräte künftig übernehmen müssen und weshalb Bay-
ern mit dem LSI bundesweit eine Sonderstellung einnimmt.

GZ: Herr Geisler, wie ernst ist 
die Bedrohungslage für Bayerns 
Kommunen inzwischen tatsäch-
lich?

Bernd Geisler: Die Gefahr ist 
absolut real. Einen hundertpro-
zentigen Schutz gibt es nicht, 
weder für Kommunen noch für 
staatliche Behörden oder Unter-
nehmen. Entscheidend ist des-
halb, möglichst gut vorbereitet zu 
sein und sollte es zu einem Angriff 
kommen, die Auswirkungen klein 
zu halten. Angriffe finden täglich 
statt. Dabei geraten längst nicht 
nur große Städte ins Visier. Cyber-
angriffe laufen heute weitgehend 
automatisiert ab, Größe oder Be-
kanntheit einer Kommune spielen 
für viele Angreifer kaum noch ei-
ne Rolle. Allein im bayerischen 

Behördennetz wurden 2024 rund 
5.500 sicherheitsrelevante Vorfäl-
le erkannt und abgewehrt; wohl-
gemerkt nur jene Fälle, die nicht 
bereits automatisiert von Fi-
rewalls oder Filtersystemen ge-
stoppt wurden.

Besonders alarmierend ist da-
bei die Entwicklung der Schad-
software insgesamt: Weltweit 
existieren inzwischen weit über 
eine Milliarde bekannte Schad-
code-Varianten. Täglich kom-
men laut den vorgestellten Zah-
len rund 300.000 neue Varianten 
hinzu.

GZ: Woher kommen diese An-
griffe hauptsächlich?

Geisler: Das spielt für unsere 
Arbeit gar nicht die entscheiden-
de Rolle, wir melden Vorfälle wei-

ter an die verantwortlichen Stel-
len bei der Polizei. Einige Angrei-
fer – etwa bei DDoS-Angriffen – 
suchen gezielt Öffentlichkeit, für 
die machen wir kein Marketing. 
Wichtig ist für uns vor allem: Wie 
schnell erkennen wir einen Angriff 
und wie verhindern wir Schäden?

IT-Sicherheit funktioniert 
wenn Führung dahintersteht

GZ: Warum tun sich man-
che Kommunen trotzdem noch 
schwer mit der Umsetzung not-
wendiger Sicherheitsmaßnah-
men?

Geisler: Die größte Herausfor-
derung sind meist Ressourcen, al-
so Personal, Zeit und Geld. Aber 
mindestens genauso wichtig ist 
die Haltung der Führungsebene. 
Wenn Bürgermeister oder Land-
räte das Thema nicht zur Chefsa-
che machen, wird IT-Sicherheit im 
Alltag schnell verdrängt.

Dabei läuft heute praktisch je-
de kommunale Dienstleistung di-
gital. Wenn Systeme ausfallen, 
können Bürger keine Fahrzeuge 
� (Fortsetzung auf Seite 8)

mailto:dirk.kiefer%40cgi.com?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung


B R E I T B A N D  ·  M O B I L F U N K  ·  D I G I TA L I S I E R U N G  ·  I T8 GZ18. Juni 2026

LSI-Chef Bernd Geisler im Cyber Defence Center. � Bild: CH

LSI-Präsident Bernd Geisler und Constanze von Hassel.� Bild: LSI

IT-Einkauf im kommunalen Bereich:

Die BayKIT übernimmt
Autorin: Viktoria Hausmann

Egal ob Behörden-WLAN, Klinik-Laptops oder intelligente White-
boards für die Schule – die Bayerische Kommunale IT Einkaufsge-
nossenschaft eG hilft kommunalen Einrichtungen bei der Digitali-
sierung. Der Mitgliederzuwachs ist rasant.

Allenthalben ertönt der Ruf, 
die öffentliche Verwaltung ver-
stärkt zu digitalisieren und da-
mit bürgerfreundlicher sowie ef-
fizienter zu gestalten. Vorausset-
zung dafür ist eine geeignete In-
formationstechnik, ohne die es 
keine Digitalisierung geben kann. 
Schon bei normalen Unterneh-
men kann die Beschaffung pas-
sender Hardware und Software 
ein aufwendiges Unterfangen 
sein, bei öffentlichen Einrichtun-
gen wird es nochmal komplizier-
ter: Sie sind durch das Vergabe-
recht verpflichtet, Aufträge eu-
ropaweit auszuschreiben, um in 
einem fairen und transparenten 
Wettbewerb den besten sowie 
im Idealfall günstigsten Anbie-
ter zu ermitteln. Ziel ist es, mög-
lichst keine Steuergelder zu ver-
schwenden.

In der Praxis verursacht das 
Vergaberecht jedoch einen enor-
men Aufwand für die öffentli-
che Hand, vor allem bei kleine-
ren und mittleren kommunalen 
Einrichtungen, die keine eige-
nen Spezialisten für die Beschaf-
fung beschäftigen können. Hier 
setzt die Anfang 2024 gegründe-
te Bayerische Kommunale IT Ein-
kaufsgenossenschaft eG (Bay-
KIT eG) an. Eine Kernaufgabe der 
BayKIT ist es, auf Basis der Bedar-
fe ihrer Mitglieder europaweite 
IT-Ausschreibungen zu konzipie-
ren und diese vergaberechtlich 
sauber durchzuführen. Die Mit-

glieder können die daraus ent-
stehenden Rahmenverträge an-
schließend für die Beschaffung 
von IT nutzen, ohne selbst ein ei-
genes Vergabeverfahren durch-
führen zu müssen. Die BayKIT er-
ledigt dabei den Einkauf von IT 
für ihre Mitglieder, als wäre sie 
eine interne Abteilung. Dies ist 
möglich durch die sogenannte 
Inhouse-Fähigkeit zwischen der 
BayKIT und ihren Mitgliedern. 
Diese beschreibt den rechtlichen 
Rahmen, der es ermöglicht, dass 
die BayKIT für ihre Mitglieder wie 
eine interne Beschaffungsstel-
le tätig wird und diese von den 
Ausschreibungspflichten entlas-
tet werden.

Ein Ansprechpartner für alles

Die BayKIT setzt dabei auf das 
Modell „One Face to the Custo-
mer“, wie Prokuristin Barbara 
Weitzel erklärt: „Kommunale Un-
ternehmen und Behörden ha-
ben einen anderen politischen 
Auftrag, als sich ständig mit Aus-
schreibungen auseinanderzuset-
zen. Mit der BayKIT haben sie bei 
der Beschaffung von IT genau ei-
nen Ansprechpartner, der alles 
erledigt. Das vereinfacht den ge-
samten Prozess und sorgt so für 
mehr Effizienz bei den öffentli-
chen Einrichtungen.“ Die Mitglie-
der seien aber nicht verpflichtet, 
das komplette Leistungspaket der 
BayKIT in Anspruch zu nehmen.

Ein weiterer Vorteil ist ein deut-
lich beschleunigter Beschaffungs-
prozess, weil die Spezialisten der 
BayKIT wissen, was zu tun ist, und 
sich nicht erst in das komplizierte 
Vergaberecht einarbeiten müs-
sen. Bei unterlegenen Anbietern 
sei es leider Volkssport gewor-
den, Vergaben anzufechten und 
in irgendeiner Form zu blockie-
ren. Das habe es früher so nicht 
gegeben, berichtet Weitzel. „Ein 
Vorteil für unsere Mitglieder ist 
sicherlich, dass sie keine eigenen 
Vergabejuristen und Vergabestel-
len im Haus brauchen. Deswegen 
haben wir auch einen sehr star-
ken Zulauf bei den Mitgliedern.“

Ziel: Bestes  
Preis-Leistungs-Verhältnis 

Die BayKIT bedient die öffent-
liche Verwaltung, Schulen und 
Schulträger und seit Neuestem 
sind Krankenhäuser in kommu-
naler Trägerschaft in ganz Bay-
ern hinzugekommen. „Ziel der 
BayKIT ist es, dass möglichst viele 
Kommunen und öffentliche Ein-
richtungen ihre IT-Systeme so ef-
fizient wie möglich beschaffen 
können“, sagt Weitzel. Die Ge-
nossenschaft sei dabei kein „Bil-
ligheimer“, sondern erhebe den 
Anspruch, auch bei namhaf-
ten Herstellern ein sehr gutes 
Preis-Leistungsverhältnis zu bie-
ten. „Über die Bündelung der Vo-
lumina können wir unseren Mit-
gliedern einen attraktiven Preis 
bieten.“ Damit die Mitglieder mit 
den Systemen auch richtig umge-
hen können, bietet die BayKIT bei 

Bedarf Schulungen an. Schließ-
lich nützen einer Schule die bes-
ten Smartboards nichts, wenn die 
Lehrer sie nicht bedienen kön-
nen.

Erste IT-
Einkaufsgenossenschaft  
in Bayern

Die Idee, eine Einkaufsgenos-
senschaft zu gründen, entstand 
2023 bei der Anstalt für Kommu-
nale Datenverarbeitung in Bayern 
(AKDB). Eine Woche vor der bay-
erischen Landtagswahl im Okto-
ber 2023 erteilten schließlich das 
Wirtschaftsministerium, das Fi-
nanzministerium und das Innen-
ministerium des Freistaats ih-
re Zustimmung. Weitzel gehör-
te Anfang 2024 zum Gründungs-
team der BayKIT und wurde zur 
Prokuristin ernannt. Dem Vor-
stand gehören Rudolf Schleyer 
und der Schwandorfer Oberbür-
germeister Andreas Feller an. 
Schleyer ist nicht nur Vorstands-
vorsitzender der BayKIT, sondern 
auch der AKDB. Aufsichtsratsvor-
sitzender ist der Unterallgäuer 
Landrat Alex Eder.

600 Mitglieder  
zum Jahresende

„Uns war von Anfang an klar, 
dass die BayKIT eine Genossen-
schaft sein muss, weil alle Mit-
glieder, egal ob groß oder klein, in 
einer Genossenschaft die gleiche 
Stimme haben“, erzählt Barbara 
Weitzel. Da die Struktur der Kom-
munen im Flächenland Bayern 
von groß bis klein sehr heterogen 
ist, war es den BayKIT-Gründern 
wichtig, niemanden zu benach-
teiligen.

Die BayKIT steht nicht nur Kom-
munen offen, sondern jeder Ein-
richtung in Bayern, die sich zu 
100 Prozent in öffentlicher Hand 
befindet. Mittlerweile gehören 

weit über 300 Behörden, Kom-
munen jeder Größe, Stadtwerke, 
Schulen, Kindergärten und seit 
Neuestem sogar Krankenhäu-
ser in kommunaler Trägerschaft 
zur BayKIT. Die Zahl der Neumit-
glieder steige stetig, sagt Weitzel: 
„Wir haben jetzt fast 400 Mit-
glieder, darunter sind von den 
71 Landratsämtern bereits 65 
Mitglied der BayKIT, viele mittle-
re Kommunen, aber auch große 
Städte wie Augsburg, Nürnberg, 
Würzburg und Regensburg. Ziel 
ist es, dass die BayKIT zum Jah-
resende auf 500 bis 600 Mitglie-
der anwachsen kann.“

Messe BayKIT Connect  
zeigt passende Lösungen

Mitglieder und alle, die es wer-
den wollen, haben einmal im Jahr 
die Gelegenheit, die Messe Bay-
KIT Connect zu besuchen. Sie fin-
det 2026 am 7. und 8. Juli in Nürn-
berg statt. Ein Highlight ist die an-
geschlossene Fachausstellung, in 
der alles gezeigt wird, was das 
Herz an Technik im Büro begehrt. 
Zudem können sich die Besuche-
rinnen und Besucher vernetzen, 
für ihre Einrichtung passende Lö-
sungen finden und an Experten-
workshops teilnehmen.

Die BayKIT möchte sich auch in 
Zukunft nur um öffentliche Ein-
richtungen kümmern, sagt Barba-
ra Weitzel: „Es geht uns ganz stark 
um die öffentliche Gemeinschaft 
und den genossenschaftlichen 
Gedanken. Wir werden von unse-
ren Mitgliedern getragen und wir 
tun das, was die Mitglieder wol-
len. Als Genossenschaft sind wir 
Dienstleister unserer Mitglieder.“

Quelle 

Der Beitrag erschien erstmals 
in der Ausgabe 05/2026 des Ge-
nossenschaftsmagazins Profil 
Bayern. � r

(Fortsetzung von Seite 7)
zulassen, keine Urkunden bean-
tragen oder Leistungen erhalten. 
Das ist nicht nur ein technisches 
Problem, sondern auch ein Ver-
trauensproblem für den Staat 
insgesamt.

GZ: Sind die Kommunen mit 
dieser Aufgabe nicht oft über-
fordert?

Geisler: Kleine Kommunen kön-

nen viele Sicherheitsmaßnahmen 
gar nicht allein stemmen. Des-
halb unterstützen wir sie gezielt. 
Das Gute ist: Alle Angebote des 
LSI sind für bayerische Kommu-
nen kostenfrei.

TÜV für die kommunale IT

GZ: Welche Angebote des LSI 
werden besonders stark genutzt?

Geisler: Ein zentrales Instru-
ment ist unser „Siegel Kommuna-
le IT-Sicherheit“. Das ist im Grun-
de der IT-TÜV für Kommunen. 
Es bestätigt, dass grundlegende  
Sicherheitsmaßnahmen umge-
setzt wurden. Das Siegel gilt zwei 
Jahre und muss dann erneuert 
werden, denn auch die Gefähr-
dungslage verändert sich stän-
dig.

Insgesamt haben bereits rund 
700 Kommunen das Siegel erhal-
ten, viele davon mehrfach. Ver-
sicherungen berücksichtigen das 
inzwischen sogar bei Cyberversi-
cherungen.

GZ: Welche weiteren Unter-
stützungsangebote gibt es?

Geisler: Wir beraten Kommu-
nen individuell, bieten regiona-
le IT-Thementage in allen Regie-
rungsbezirken an und betreiben 
einen Warn- und Informations-
dienst. Dort erhalten Kommu-
nen konkrete Hinweise zu Sicher-
heitslücken oder aktuellen An-
griffskampagnen, und zwar ab-
gestimmt auf die Software und 
Hardware, die sie tatsächlich ein-
setzen.

Dazu kommen Phishing-Simu-
lationen, Online-Schulungen und 
Unterstützungsangebote für kriti-
sche Infrastrukturen wie Wasser-
werke oder Krankenhäuser.

87 Prozent aller eingehenden 
Mails sind schadhaft

GZ: Wie groß ist die Gefahr 
durch Phishing inzwischen?

Geisler: Phishing ist mit Ab-
stand der wichtigste Angriffsvek-
tor. Laut den vorgestellten Zahlen 
gehen rund 60 Prozent aller er-
folgreichen Angriffe auf gestohle-
ne Zugangsdaten durch Phishing 
zurück.

Im Behördennetz filtert das LSI 
deshalb einen enormen Teil des 
Mailverkehrs bereits zentral her- 
aus. Die Zahlen zeigen eine dra-
matische Entwicklung: Während 
2023 rund 441 Millionen E-Mails 
ins Behördennetz eingingen, wa-
ren davon bereits 327 Millionen 
schadhaft. 2025 stieg der gesam-
te Mailverkehr auf fast eine Milli-
arde Nachrichten – davon wurden 
rund 838 Millionen als gefährlich 
eingestuft. Der Anteil schadhafter 
Mails liegt damit inzwischen bei 
fast 87 Prozent.

GZ: Woher kommt dieser mas-
sive Anstieg?

Geisler: Nach Einschätzung 
des LSI spielt Künstliche Intelli-
genz dabei inzwischen eine zen-
trale Rolle. Phishing-Mails las-

sen sich heute hochautomatisiert 
und sprachlich deutlich überzeu-
gender erzeugen als noch vor we-
nigen Jahren.

GZ: Was bedeutet das konkret 
für Kommunen?

Geisler: Wer sich an das kom-
munale Behördennetz anschließt, 
profitiert automatisch von die-
sen Schutzmechanismen. Viele 
schadhafte Mails kommen dort 
gar nicht erst an. Das ist ein enor-
mer Sicherheitsgewinn, gerade 
für kleinere Verwaltungen.

GZ: Die EU-Richtlinie NIS2 ver-
schärft die Cybersicherheitsvor-
gaben deutlich. Müssen Kom-
munen sich darauf einstellen?

Geisler: Kleine Kommunen fal-
len in Deutschland grundsätzlich 
nicht direkt unter die NIS2-Rege-
lungen. Das war bewusst so ge-
wollt. Eine vollständige Regulie-
rung hätte viele Verwaltungen 
schlicht überfordert. Für Kommu-
nen im Freistaat gilt ohnehin mit 
dem bayerischen Digitalgesetz ei-
ne gesetzliche Verpflichtung zur 
Umsetzung angemessener Maß-
nahmen um die IT-Sicherheit zu 
stärken.

Anders kann es allerdings 
bei kommunalen Unternehmen 
aussehen, etwa Krankenhäu-
sern oder Wasserversorgern so-
weit diese die in der NIS2 Richt-
linie festgelegten Schwellwerte 
überschreiten. Dort gelten künf-
tig deutlich strengere Anforde-

rungen an Risikomanagement, Si-
cherheitsmaßnahmen und Mel-
depflichten.

Der größte Fehler:  
zu spät Hilfe holen

GZ: Was läuft bei einem Cyber-
angriff in den ersten Stunden am 
häufigsten falsch?

Geisler: Der größte Fehler ist: 
zu spät Hilfe holen. Das LSI ist 
rund um die Uhr erreichbar. Je frü-
her eine Kommune Auffälligkeiten 
meldet, desto größer ist die Chan-
ce, Schäden zu begrenzen. Wenn 
bereits Lösegeldforderungen auf 
dem Bildschirm erscheinen und 
Systeme verschlüsselt wurden, ist 
es oft zu spät. Dann geht es meist 
nur noch darum, aus Backups 
wiederherzustellen.

GZ: Hilft im Ernstfall wirklich 
nur noch „Stecker ziehen“?

Geisler: Manchmal ja. Aber 
auch dafür braucht es klare Ab-
läufe und Notfallpläne. Kommu-
nen sollten vorbereitet sein: Wer 
informiert wen? Wo liegen Back- 
ups? Wie funktioniert die Wieder-
herstellung? Welche Telefonnum-
mern müssen verfügbar sein? 
Manche Dinge sollte man tat-
sächlich auch heute noch analog 
auf Papier bereithalten.

GZ: Welche Schritte sollten 
Kommunen kurzfristig unbe-
dingt umsetzen?

Geisler: Erstens: Mitarbeitende 
sensibilisieren. Die meisten Angrif-
fe beginnen mit Phishing. Zwei-
tens: Patchmanagement ernst 
nehmen. Sicherheitsupdates dür-
fen nicht monatelang liegen blei-
ben. Drittens: funktionierende 
Backups vorhalten, idealerweise 
nicht ausschließlich online erreich-
bar. Hinzu kommt ein weiterer 
wichtiger Punkt: der Einsatz einer 
Mehrfaktor-Authentifizierung, die 
Phishing-Angriffe erschwert. Auch 
darauf weist das LSI ausdrücklich 
hin. Wenn Kommunen diese Punk-
te konsequent umsetzen, decken 
sie bereits den Großteil typischer 
Angriffswege ab.

GZ: Haben Sie selbst schon 
einmal auf einen verdächtigen 
Link geklickt?

Geisler: Natürlich. Das kann 
jedem passieren. Gerade wenn 
echte Konten kompromittiert 
wurden und Nachrichten schein-
bar von bekannten Personen 
kommen, wird es schwierig. Ent-
scheidend ist deshalb nicht Per-
fektion, sondern Sensibilisierung 
und gute technische Schutzme-
chanismen.

Bayern hat hier bundesweit 
eine Sonderstellung

GZ: Wie kann es aus Ihrer Sicht 
gelingen, die IT-Sicherheit gera-
de kleinerer Kommunen lang-
fristig zu stärken?

Geisler: Wir brauchen mehr 
Zentralisierung und Professiona-
lisierung in der kommunalen IT. 
Gerade kleinere Kommunen kön-
nen die steigenden Anforderun-
gen an Cybersicherheit langfristig 
kaum allein bewältigen. Deshalb 
bewertet das LSI die geplante Ein-
richtung eines zentralen kommu-
nalen IT-Dienstleisters ausdrück-
lich positiv. Dieser soll künftig 
zahlreiche IT-Services gebündelt 
für Kommunen bereitstellen. Das 
LSI selbst wird in der Zusammen-
arbeit seine Sicherheitskompe-
tenz einbringen.

GZ: Was unterscheidet das LSI 
von den IT-Sicherheitsstruktu-
ren anderer Bundesländer?

Geisler: Bayern war das ers-
te Bundesland mit einer eigen-
ständigen IT-Sicherheitsbehörde. 
Während viele Länder vor allem 
auf reine Notfallteams setzen, un-
terstützt das LSI Kommunen um-
fassend präventiv, von Warnsys-
temen über Schulungen bis hin 
zum kommunalen Behördennetz. 
Diese Struktur ist bundesweit bis-
lang nahezu einzigartig. Kommu-
nen profitieren damit von Unter-
stützungsangeboten, die es in 
dieser Form in kaum einem ande-
ren Bundesland gibt.

GZ: Vielen Dank für das Ge-
spräch! � r

https://www.baykit.de/termine.html
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Digitale Infrastruktur: 

Fortschritte sichtbar,  
Handlungsdruck bleibt hoch

Der Ausbau der digitalen Infrastruktur im Freistaat komme voran, so 
der Tenor beim vbw-Kongress „Vorsprung Bayern“, doch für Kommu-
nen bleibt der Handlungsdruck hoch. Aktuelle Studien und Markt-
daten zeigen Fortschritte bei Breitband und Mobilfunk, gleichzeitig 
aber weiterhin strukturelle Defizite, insbesondere beim Glasfaser-
ausbau und in ländlichen Regionen.

Versorgung verbessert; 
Glasfaser bleibt Engpass

Bayern liegt bei der Grund-
versorgung mit mindestens 100 
Mbit/s inzwischen leicht über 
dem Bundesdurchschnitt. Auch 
im ländlichen Raum verfügen in-
zwischen rund neun von zehn 
Haushalten über entsprechende 
Anschlüsse. Beim Gigabit-Ausbau 
bewegt sich Bayern aktuell in ei-
nem Korridor von etwa 70 bis 75 
Prozent der Haushalte, mit wei-
ter steigender Tendenz. In den 
kommenden Jahren dürfte dieser 
Wert, auch durch laufende För-
dermaßnahmen, auf über 80 Pro-
zent anwachsen.

Deutlich hinterher hinkt jedoch 
der Glasfaserausbau bis in die Ge-
bäude (FTTH). Hier liegt die Ver-
sorgung je nach Datengrundla-
ge und Region weiterhin weit un-
ter 50 Prozent, vielfach etwa im 
Bereich eines Drittels der Haus-
halte. Der geplante Ausbau wird 
zwar zu Fortschritten führen, ei-
ne flächendeckende Versorgung 
ist jedoch noch nicht erreicht. 
Für Kommunen bedeutet das: 
Die bisherigen Förderprogramme 
zeigen Wirkung, aber der eigent-
liche Zukunftsstandard Glasfaser 
bleibt die zentrale Baustelle.

Die Nachfrage nach Bandbreite 
wächst dynamisch. Bereits heu-

te nutzt knapp die Hälfte der Un-
ternehmen Anschlüsse mit mehr 
als 500 Mbit/s, ein eindeutiger 
Anstieg innerhalb weniger Jahre. 
Gleichzeitig erwartet ein wach-
sender Anteil der Betriebe in na-
her Zukunft einen Bedarf im Gi-
gabit-Bereich. 

Auffällig ist, dass Unternehmen 
ihren zukünftigen Bedarf regel-
mäßig unterschätzen. Besonders 
kleinere Betriebe entwickeln der-
zeit zunehmend höhere Anforde-
rungen. Treiber sind dateninten-
sive Anwendungen wie Künstli-
che Intelligenz, Cloud-Dienste 
oder immersive Technologien. 
Für die kommunale Planung heißt 
das: Infrastruktur muss stärker 
vorausschauend dimensioniert 
werden, orientiert an zukünfti-
gen Anforderungen statt am ak-
tuellen Bedarf. 

Mobilfunk: Hohe Abdeckung, 
aber Qualitätslücken

Die offiziellen Versorgungszah-
len im Mobilfunk weisen für Bay-
ern eine nahezu flächendecken-
de Abdeckung aus. Messbasierte 
Analysen zeigen jedoch ein diffe-
renzierteres Bild: In etwa einem 
Fünftel der Fälle kommt es zu Ein-
schränkungen bei Verbindungs-
qualität oder Datenübertragung. 
Auch bei 5G bestehen weiterhin 

spürbare Lücken in der tatsächli-
chen Nutzbarkeit.

Für Kommunen ist diese Dis-
krepanz zentral: Zwischen rech-
nerischer Abdeckung und tat-
sächlichem Nutzererlebnis be-
steht weiterhin ein relevanter 
Unterschied, insbesondere au-
ßerhalb urbaner Räume.

Überragendes  
öffentliches Interesse

Mit der Einstufung des Netz-
ausbaus als „überragendes öf-
fentliches Interesse“ hat der Bund 
2025 eine klare Priorität gesetzt. 
Ziel ist es, Planungs- und Geneh-
migungsverfahren zu beschleu-
nigen und dem Ausbau digitaler 
Infrastruktur in Abwägungsent-
scheidungen mehr Gewicht zu 
geben. In der praktischen Umset-
zung zeigt sich jedoch, dass die-
ser Anspruch vor Ort noch nicht 
durchgängig greift. Insbesonde-
re im Zusammenspiel mit den un-
teren Naturschutzbehörden be-
stehen weiterhin Unsicherhei-
ten in der Anwendung der neuen 
Rechtslage.

Gerade in einem Flächen-
land wie Bayern mit zahlreichen 
Schutzgebieten ist eine funktio-
nierende Abstimmung entschei-
dend. Ohne eine einheitliche 
und praxistaugliche Umsetzung 
droht das politisch formulierte 
Beschleunigungsziel seine Wir-
kung zu verfehlen. Für kommu-
nale Entscheider ergibt sich dar-
aus eine klare Aufgabe: frühzei-
tige Abstimmung, transparente 
Verfahren und ein lösungsorien-

Diskutierten die „Digitale Infrastruktur Bayerns“: v.l. Christoph Ostler, Geschäftsführer, Connected Reality, 
Dr.-Ing. Martin Elsberger, Referatsleiter IuK-Wirtschaft, Telekommunikation, Bayerisches Staatsministeri-
um für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, Udo Harbers, Beauftragter Landespolitik Bayern und 
Sachsen, Deutsche Telekom AG, Group Headquarters, Public and Regulatory Affairs, Albert Füracker, MdL, 
Staatsminister, Bayerisches Staatsministerium der Finanzen und für Heimat, Prof. Dr.-Ing. Giovanni Del 
Galdo, Institutsleiter, Fraunhofer-Institut für Integrierte Schaltungen IIS und Bertram Brossardt, Hauptge-
schäftsführer, vbw, der die Veranstaltung moderierte.	 Bild: CH

tiertes Zusammenspiel aller Be-
teiligten. Digitalisierung und Na-
turschutz sind keine Gegensätze, 
sie müssen vor Ort verlässlich in 
Einklang gebracht werden.

Neben regulatorischen Fragen 
bremsen weitere Faktoren den 
Glasfaserausbau:
•	 komplexe Genehmigungsver-
fahren und Dokumentations-
pflichten
•	 hohe Ausbaukosten durch 
Geologie und geringe Siedlungs-
dichte
•	 fehlende Wirtschaftlichkeit in 
Teilen des ländlichen Raums
•	 sowie teilweise geringe Nach-
frage und Akzeptanz vor Ort

Der Glasfaserausbau bleibt ein 
kapitalintensives Infrastruktur-
projekt, das ohne Förderung vie-
lerorts nicht wirtschaftlich rea-
lisierbar ist. Entsprechend wur-

den in den vergangenen Jahren 
erhebliche öffentliche Mittel ein-
gesetzt, um insbesondere ländli-
che Regionen anzuschließen. Der 
für den Glasfaserausbau zustän-
dige bayerische Finanzminister 
Albert Füracker stellte fest: „Wir 
haben in Bayern Milliarden inves-
tiert, obwohl wir formal gar nicht 
zuständig sind, weil es sonst nie-
mand gemacht hätte. Unser Ziel 
bleibt klar: Kein Unternehmen 
darf einen Standortnachteil ha-
ben, nur weil die digitale Infra-
struktur fehlt.“

Auch wenn die Zuständig-
keit formal beim Bund liegt, sind 
Kommunen zentrale Akteure im 
Ausbauprozess. Sie koordinieren 
Förderverfahren, schaffen Bau-
recht, vermitteln zwischen Bür-
gern, Wirtschaft und Netzbetrei-
bern und treiben Projekte vor Ort 

aktiv voran. Gleichzeitig wächst 
der Druck: Ohne konsequentes 
kommunales Engagement be-
steht die Gefahr, dass einzelne 
Ortsteile langfristig abgehängt 
werden – insbesondere mit Blick 
auf mögliche Veränderungen der 
Förderkulisse.

Die technologischen Entwick-
lungen erhöhen den Handlungs-
druck weiter. Anwendungen wie 
Künstliche Intelligenz, vernetz-
te Industrie, autonome Systeme 
oder Extended Reality erfordern 
künftig höhere Bandbreiten, ge-
ringere Latenzen und stabile Net-
ze. Viele dieser Anwendungen 
sind ohne leistungsfähige Infra-
struktur nicht skalierbar. Gleich-
zeitig treiben sie den Bedarf wei-
ter nach oben und erhöhen da-
mit die Anforderungen an Pla-
nung und Ausbau. � CH

Mobilfunkausbau  
als Zukunftsaufgabe

Was die Ausbauauflagen der Bundesnetzagentur  
für Städte und Gemeinden bedeuten

Ein Notfall in einem abgelegenen Gebiet, keine Mobilfunkversor-
gung und damit kein Notruf möglich – ein Szenario, das in einem 
hochentwickelten Land eigentlich der Vergangenheit angehören 
sollte. Doch es zeigt, wie abhängig unsere Sicherheit und unser 
Alltag von einer stabilen Mobilfunkversorgung geworden sind.

Mobilfunk ist längst kein Kom-
fortthema mehr, sondern ein 
zentraler Bestandteil kommu-
naler Daseinsvorsorge. Er ent-
scheidet darüber, ob Unterneh-
men investieren, ob Verwal-
tungen digital arbeiten können, 
ob Bürgerinnen und Bürger er-
reichbar bleiben – und ob Ein-
satzkräfte im Ernstfall zuver-
lässig kommunizieren. Deshalb 
kommt den neuen Ausbauaufla-
gen der Bundesnetzagentur, die 
2025 beschlossen wurden, ei-
ne besondere Bedeutung zu. Sie 
definieren, was Mobilfunkun-
ternehmen künftig leisten müs-
sen – und was Städte, Gemein-
den und Landkreise erwarten 
dürfen. 

Bisherige Ausbaufortschritte: 
Wo Deutschland heute steht

Bevor die neuen Vorgaben 
greifen, lohnt ein Blick auf das, 
was bereits erreicht wurde. Die 
Bundesnetzagentur hat zuletzt 
aktuelle Daten zur Netzabde-
ckung veröffentlicht, die zei-
gen, dass der Mobilfunkausbau 
in Deutschland in den vergange-
nen Jahren deutlich vorangekom-
men ist. Nach Angaben des Mo-
bilfunk-Monitorings sind rund 98 
Prozent der Fläche Deutschlands 
mit breitbandigem Mobilfunk ver-

Neustart, sondern der nächste 
Schritt auf einem Weg, der bereits 
sichtbar Wirkung zeigt.

99,5 Prozent der Fläche  
in Deutschland  
müssen versorgt sein

Kern der neuen Auflagen ist 
erstmals eine klare Vorgabe zur 
Flächenabdeckung. Bis Ende 
2029 müssen 99,5 Prozent der 
Fläche Deutschlands mit einer 
mobilen Datenrate von min-
destens 50 Megabit pro Sekun-
de versorgt sein.2  Diese Vor-
gabe markiert einen Paradig-
menwechsel, da künftig nicht 
mehr allein bewohnte Gebie-
te, sondern die Flächenver-
sorgung Deutschlands im Fo-
kus steht. Ergänzend dazu müs-
sen bis Januar 2029 nahezu alle 
Haushalte in dünn besiedelten 
Gemeinden eine Downloadge-
schwindigkeit von mindestens 
100 Megabit pro Sekunde er-
reichen. Damit wird der ländli-
che Raum ausdrücklich priori-
siert, um strukturelle Nachtei-
le gegenüber urbanen Zentren 
zu verringern.

Investitionen in den  
Mobilfunknetzausbau 

Für die Mobilfunkunterneh-
men stellen diese Vorgaben ei-
ne erhebliche Herausforderung 
dar. Der Ausbau in dünn besiedel-
ten Gebieten ist kostenintensiv 
und selten wirtschaftlich. Grund 
hierfür: Neue Mobilfunkstand-
orte erfordern hohe Investiti-

onen in Masten, 
Technik und An-
bindung, während 
die Zahl der Nut-
zerinnen und Nut-
zer oft nur gering 
ist. Die Ausbauauf-
lagen verschieben 
den Mobilfunkaus-
bau damit zuneh-
mend und bewusst 
weg von rein markt-
wirtschaftlichen Kri-
terien hin zu einem 
stärker gemein-
wohlorientierten 
Infrastrukturauf-
trag. Diese Zielset-
zung ist politisch ge-
wollt, stellt die Un-
ternehmen jedoch 
vor anspruchsvolle 
betriebswirtschaft-

gung in Abwägungsfällen im Rah-
men von Genehmigungsverfah-
ren umgesetzt wird.

Rolle der Kommunen  
beim Netzausbau

Mit den neuen Ausbauzielen 
rückt auch die kommunale Ebe-
ne stärker in den Fokus. Städte, 
Gemeinden und Landkreise tra-
gen mit dazu bei, dass der Lü-
ckenschluss beim Mobilfunkaus-
bau gelingt. 

Sie entscheiden über Stand-
orte, Genehmigungen und oft 
auch über die gesellschaftliche 
Akzeptanz von Mobilfunkinfra-
struktur. Kommunen können den 
Ausbau aktiv unterstützen, in-
dem sie frühzeitig geeignete Flä-
chen identifizieren, kommuna-
le Liegenschaften zur Verfügung 
stellen, Genehmigungsverfah-
ren transparent und zügig gestal-
ten und Bürgerinnen und Bürger 
sachlich informieren. 

Chance für  
kommunale Entwicklung

Gleichzeitig eröffnet eine gu-
te Mobilfunkversorgung erheb-
liche Chancen für die kommuna-
le Entwicklung. Sie ist ein wich-
tiger Standortfaktor für Unter-
nehmen, Handwerk, Tourismus 
und Fachkräfte. Auch für digitale 
Verwaltungsangebote, Teleme-
dizin oder neue Mobilitätskon-
zepte ist eine verlässliche mo-
bile Infrastruktur unverzichtbar. 
Kommunen, die den Mobilfunk-
ausbau aktiv begleiten, stärken 
damit ihre Wettbewerbsfähig-
keit und Zukunftsfähigkeit nach-
haltig.

Mobilfunkausbau als  
strategische Daueraufgabe

Die neuen Ausbauauflagen 
der Bundesnetzagentur set-
zen einen klaren Rahmen für 
die kommenden Jahre. Sie sind 

anspruchsvoll, aber notwen-
dig, um digitale Teilhabe und 
gleichwertige Lebensverhältnis-
se in ganz Deutschland zu er-
möglichen. Ob die Ziele bis 2029 
bzw. 2030 erreicht werden, 
hängt entscheidend davon ab, 
ob Bund, Länder, Kommunen 
und Mobilfunkunternehmen ge-
meinsam handeln. Für Kommu-
nen bedeutet dies vor allem ei-
nes: Der Mobilfunkausbau ist 
kein Randthema mehr, sondern 
eine strategische Daueraufga-
be moderner kommunaler Da-
seinsvorsorge. 

Weitere Infos: www.informa-
tionszentrum-mobilfunk.de	 r

1 https://gigabitgrundbuch.bund.de/GIGA/DE/
MobilfunkMonitoring/start.html

2   Hinweis: 1&1 hat abweichende Versorgungs-
auflagen (Versorgung von 50 Prozent der deutschen 
Haushalte mit eigenem 5G Netz bis Ende 2030)

liche, planerische und organisato-
rische Fragestellungen.

Genehmigungshürden  
und „überragendes  
öffentliches Interesse“

Hinzu kommen strukturelle 
Hürden, die den Ausbau zum Teil 
verlangsamen. Dazu zählen teils 
langwierige Genehmigungsver-
fahren, komplexe baurechtliche 
Vorgaben und naturschutzrecht-
liche Einschränkungen. Gerade in 
Landschafts- oder Naturschutz-
gebieten sowie bei denkmalge-
schützten Objekten sind Ausbau-
projekte schwer umsetzbar. 

Zwar wurde der Mobilfunkaus-
bau im Jahr 2025 im Telekommu-
nikationsgesetz als „überragendes 
öffentliches Interesse“ eingestuft, 
doch die praktische Umsetzung 
dieses Gesetzes liegt maßgeblich 
bei Ländern und Kommunen. Zu 
klären ist, wie die Aufwertung des 
Interesses an zeitgemäßer Versor-

� AdvertorialAdvertorial		

sorgt, während 
95,3 Prozent 
bereits Zugang 
zur 5G-Techno-
logie haben.1  
Die neuen Ziele 
sind damit kein 

https://www.gemeindezeitung.de/blog/kommunal-wiki-arbeitsplatz-kommune/
http://www.informationszentrum-mobilfunk.de
http://www.informationszentrum-mobilfunk.de
http://www.informationszentrum-mobilfunk.de
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Von Strom über Glasfaser bis Endgerät und Softwarepool:

Stadt Würzburg investierte in 
schulische digitale Infrastruktur 

Der Fachbereich Schule der Stadt Würzburg hat in den letzten sechs 
Jahren 23,8 Millionen Euro in die Digitalisierung der Schulen in städ-
tischer Aufwandsträgerschaft investiert. 15,5 Millionen davon wur-
den von Bund und/oder Freistaat über verschiedene Förderprogram-
me gefördert. „Wir haben die Förderprogramme vollumfänglich 
genutzt“, berichtet Daniela Schuster, Leiterin des Fachbereichs Schu-
le, „und zusätzlich städtische Mittel insbesondere in Vernetzung und 
Hausstrukturen investiert, um alle Schulen digital anzubinden und – 
je nach Schulart – möglichst einheitlich und bedarfsgerecht auszu-
statten.“ Der Fachbereich Schule verstehe sich aber nicht allein als 
technischer Ausstatter, sondern als Partner der Schulen. 

Medienentwicklungsplan 
wird fortlaufend aktualisiert

In einem ersten Schritt wurde 
der Stand der Digitalisierung an 
den einzelnen Schulen erhoben, 
in Absprache mit den Schullei-
tungen und bei Begehungen vor 
Ort. Parallel wurde ein interkom-
munaler Austausch mit den bay-
erischen Großstädten aufgebaut 

und verstetigt. Ergänzend wur-
den z. B. schulartspezifische Zu-
kunftswerkstätten und schulart- 
übergreifende Vernetzungstref-
fen organisiert. 

Ziel war es, die Schulen frühzei-
tig in den digitalen Transformati-
onsprozess einzubinden und eine 
bedarfsgerechte Weiterentwick-
lung zu ermöglichen. Im weiteren 
Verlauf zeigte sich die Notwen-

digkeit klarer organisatorischer 
Strukturen und einer engen Ab-
stimmung zwischen Schulen und 
Sachaufwandsträgern. Um die di-
gitale Ausstattung der Schulen 
systematisch weiterzuentwickeln 
und die gewonnenen Erkenntnis-
se sowie Erfahrungen der Schu-
len gezielt einfließen zu lassen, 
wurde ein Medienentwicklungs-
plan erstellt. 

Dieser bildet das strategische 
Fundament für die Weiterent-
wicklung der digitalen Bildung 
in Würzburg und wird stetig an-
gepasst. Er stellt sicher, dass die 
digitale Entwicklung der Schu-
len systematisch, bedarfsgerecht 
und nachhaltig erfolgt und die di-
gitalen Medien pädagogisch sinn-
voll in den Unterricht integriert 
werden, um digitale Kompeten-
zen bei Lernenden und Lehren-
den zu stärken. (Der Medienent-
wicklungsplan ist abrufbar unter 
https://t1p.de/b6650.)

Basis: Strom & Glasfaser

Was auf Basis dieser Erhebun-
gen und des Medienentwick-
lungsplans geschah, ist beacht-
lich. Denn es war nicht nur da-
mit getan, die Schulen mit digi-
talen Geräten wie Notebooks, 
iPads und Laptops auszustat-
ten. Die meisten Schulen waren 
grundtechnisch gar nicht dafür 
gerüstet, die geplanten Geräte 
mit Strom und WLAN versorgen 
zu können. 

Daher musste die Stromversor-
gung mit allein über 9 Millionen 
Euro ertüchtigt werden, Glasfa-
seranschlüsse gelegt, die Schul-
gebäude vernetzt, die IT-Aus-
stattung beschafft und externe 
Dienstleister mit der technischen 

Beim LSI-Thementag „Kommunale IT-Sicherheit“ im Landratsamt 
Traunstein (v.l.): Landrat Andreas Danzer, Claus Hofmann, Informati-
onssicherheitsbeauftragter und CISO des Landratsamts Traunstein, 
sowie Bernd Geisler, Präsident des Landesamts für Sicherheit in der 
Informationstechnik in Bayern (LSI).� Bild: Landratsamt Traunstein

Betreuung der Geräte beauftragt 
werden. (Eine Gesamtübersicht 
über die seit 2019/2020 in An-
spruch genommenen Fördermit-
tel und den Einsatz der Investitio-
nen findet sich auf https://www.
wuerzburg.sitzung-online.de/BI/
vo020.asp?VOLFDNR=24176.)

Auch die Software-Ausstat-
tung der Schulen wurde zum ers-
ten Mal überhaupt systematisch 
erhoben. „Sie war heterogen 
mit einer Vielzahl von Einzellö-
sungen, ohne einheitliche Stan-
dards“, berichtet Daniela Schus-
ter. Der Fachbereich Schule leg-
te daher einen Softwarepool an, 
der den Schulen zur Auswahl ge-
eigneter, geprüfter und daten-
schutzkonformer Programme 
und Anwendungen dient und 
ständig aktualisiert wird. „Das 
ist die Grundlage für eine struk-
turierte Weiterentwicklung“, so 
Schuster. 

Zudem ist die Stadt Würzburg 
Teil der Kerngruppe des bundes-
weiten Verbundprojekts „Poet“. 
Das Projekt wird vom Bundes-
ministerium für Bildung, Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend 
gefördert und stärkt die Verbrei-
tung von Open Educational Re-
sources, frei zugänglichen, an-
passbaren Lehr- und Lernmate-
rialien. Im Rahmen von „Poet“ 
erhält die Stadt Würzburg eine 
wissenschaftlich fundierte und 
praxisnahe Begleitung durch die 
Ruhr-Universität Bochum und die 
TU Dortmund. 

Förderung  
ändert sich ab 2027

Statt der bisherigen Vielzahl 
von Einzelprogrammen wird ab 
2027 ein Vier-Säulen-Zuschuss 
des Freistaats Förderanträge 
vereinfachen. Dessen vier För-
derbereiche sind Gebäude-Di-
gitalinfrastruktur, Mobile End-
geräte, Digitale Bildungsmedi-
en und KI-Anwendungen, Tech-
nische Administration, Wartung 
und Pflege. 	 r

Im Herbst 2025 wurde die Stadt Würzburg Teil des geförderten Pro-
jekts „Poet“. Das Foto zeigt die Verantwortlichen im Fachbereich 
Schule für die Digitalisierung an Würzburger Schulen: v.li: Jörg Drö-
mer, Dino-Silvano Schubart, Patrick Strohalm, Miriam Akebe. 

Bild: Claudia Lother

Gemeinsam gegen Cyberangriffe: 

Kommunen aus Oberbayern 
treffen sich in Traunstein

Große Resonanz im Landratsamt Traunstein: Der Thementag „Kom-
munale IT-Sicherheit“ des Landesamts für Sicherheit in der Informa-
tionstechnik in Bayern (LSI) war vollständig ausgebucht und brachte 
Bürgermeister, Geschäftsleiter, Informationssicherheitsbeauftragte 
sowie EDV-Verantwortliche aus ganz Oberbayern zusammen.

Landrat Andreas Danzer eröff-
nete die Veranstaltung und stell-
te die wachsende Bedeutung der 
Cybersicherheit für die öffentliche 
Verwaltung heraus: „Eine erfolg-
reiche Digitalisierung gelingt nur, 
wenn Cybersicherheit von An-
fang an mitgedacht wird. Im Land-
kreis Traunstein haben wir hier-
für verlässliche Strukturen aufge-
baut und profitieren von der sehr 
guten und partnerschaftlichen Zu-
sammenarbeit mit dem LSI.“ Land-
rat Danzer abschließend:  „Cyber-
sicherheit ist damit längst Teil der 
kommunalen Daseinsvorsorge 
und eine Grundvoraussetzung für 
das Vertrauen der Bürger in eine 
leistungsfähige Verwaltung.“ Auch 
Bernd Geisler, Präsident des Lan-
desamts für Sicherheit in der In-
formationstechnik in Bayern (LSI), 
war persönlich vor Ort und beton-
te die enge Zusammenarbeit mit 
dem Landkreis. Dabei verwies er 
auf eine bayernweit herausragen-
de Entwicklung: Sämtliche Kom-
munen im Landkreis Traunstein 
verfügen über das LSI-Siegel – ein 
Spitzenwert im Freistaat. Gerade 
angesichts zunehmend komple-
xer Bedrohungslagen gewinnt der 
interkommunale Austausch wei-
ter an Bedeutung – kein Akteur 
kann diese Herausforderungen al-
lein bewältigen.

Daueraufgabe  
für Kommunen

Im Mittelpunkt der Fachver-
anstaltung standen aktuelle Be-
drohungslagen, konkrete Praxis-
beispiele aus kommunalen IT-Si-

cherheitsvorfällen sowie neue 
Herausforderungen, etwa durch 
den Einsatz Künstlicher Intelli-
genz. Fachvorträge hielten Adri-
an Rossmeissl (LSI), Andre Roh-
rer (LSI), Michael Schrödl (LSI), 
Stephan Zollner (Informatiker, 
Geschäftsstelle des Bayerischen 
Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz) sowie Claus Hofmann 
(Informationssicherheitsbeauf-
tragter und CISO des Landrats- 
amts Traunstein). Claus Hofmann 
gab Einblicke in konkrete Sicher-
heitsvorfälle im Landkreis sowie 
in wirksame Schutzmaßnahmen 
und betonte: „Cybersicherheit 
ist keine einmalige Maßnahme, 
sondern ein kontinuierlicher Pro-
zess. Entscheidend ist, aus Vor-
fällen zu lernen, Strukturen ste-
tig weiterzuentwickeln und die 
Mitarbeiter konsequent zu sensi-
bilisieren.“ Die im Landkreis ent-
wickelten Ansätze fließen be-
reits in landesweite Unterstüt-
zungsangebote des LSI ein und 
unterstreichen die Vorreiterrol-
le der Region. Gleichzeitig profi-
tiert der Landkreis von der fach-
lichen Expertise des LSI. Die ho-
he Teilnehmerzahl und die große 
Nachfrage zeigen deutlich: Cy-
bersicherheit ist längst ein zen- 
trales Handlungsfeld für Kommu-
nen – und entscheidend für das 
Vertrauen in eine funktionieren-
de digitale Verwaltung. Die Ver-
anstaltung machte zudem deut-
lich, dass Cybersicherheit kein 
statisches Ziel ist, sondern eine 
Daueraufgabe, die kontinuierli-
che Anpassung und enge Zusam-
menarbeit erfordert.	 r

AKDB-IT-Leiter-Stammtisch:

Sicherheit muss  
nicht teuer sein!

Wer Bedrohungen erkennt, bevor sie Schaden anrichten, ist klar im 
Vorteil – das wurde beim IT-Leiter-Stammtisch deutlich. Die Runde 
zeigte, dass IT-Sicherheit im kommunalen Alltag immer mehr zur Dau-
eraufgabe wird und dass sich die Anforderungen rasant verändern.

In der digitalen Diskussionsrun-
de wurde schnell klar: An einem 
Security Operations Center, kurz 
SOC, führt kaum noch ein Weg 
vorbei. Die permanente Über-
wachung rund um die Uhr ent-
wickelt sich zum Standard, vor 
allem in Kommunen, die sich ge-
gen immer raffiniertere Angriffs-
methoden wappnen wollen. Ein 
Teilnehmer beklagte, in den ers-
ten zwei Monaten des Jahres be-
reits zweimal Opfer einer Schad-
software geworden zu sein. 
Meist kommen die Angriffe ge-
tarnt als Rechnungsanhang. Ein 
Klick – und schon ist die IT kom-
promittiert. Auch DDoS-Angrif-
fe sind immer häufiger. Um die 
oft teuren Services eines Security 
Operations Centers zu stemmen, 
schließen sich einige Kommunen 
mittlerweile zusammen. Manche 
Teilnehmer äußerten die Hoff-
nung, dass sich bald durch zen- 
trale Angebote in Bayern Skalie-
rungseffekte einstellen und sich 
noch weitere Einsparungen erzie-
len lassen.

Partnerschaften  
mit Mehrwert 

Besonderes Interesse fand das 
aktuelle Modell von LivingData 
in Zusammenarbeit mit der Tele-
kom. Während die Telekom mit 
CrowdStrike für die lückenlose 
24-Stunden-Überwachung und 
das Patching sorgt, übernimmt 
die LivingData das Onboarding 
sowie den Service vor Ort und ist 
für alle Belange die Anlaufstel-
le der Kommunen. Die Abrech-

nung erfolgt dabei auf Basis der 
einzelnen Endpoints, und auch 
bei der Einführung lässt sich spa-
ren, wenn sich mehrere räum-
lich benachbarte Kommunen die 
Pauschale teilen. In Erwartung ei-
ner zentralen, bayernweiten Lö-
sung wählen viele Kommunen ei-
ne kurze Vertragslaufzeit von ei-
nem Jahr. Viele Landkreise ver-
suchen derzeit, ihre Gemeinden 
in einheitliche Sicherheitsstrate-
gien einzubinden – nicht immer 
gelingt diese Abstimmung je-
doch reibungslos. Auch die Fra-
ge nach der digitalen Souveräni-
tät kam auf. Sie ist vielen Kommu-
nen wichtig: Manche fragen sich, 
ob deutsche Anbieter besser sei-
en, da deren Lösungen auf deut-
schen Servern laufen. 

Zwischenlösung mit KI 

Neben dem klassischen Vi-
renscanner und einem vollwer-
tigen SOC gibt es auch eine Zwi-
schenlösung: intelligente, KI-ba-
sierte Systeme. Sie bieten mehr 
Schutz als herkömmliche Anti-Vi-
ren-Scanner, erreichen jedoch 
nicht den umfassenden Leistungs-
umfang eines SOC. Für kleinere 
Kommunen können solche Syste-
me als Zwischenlösung fungieren 
und eine Brücke zur späteren Ein-
führung eines umfassenden Secu-
rity Operations Centers bilden. 

Der Mensch als 
entscheidender Faktor

Ein Punkt, in dem sich alle Teil-
nehmer einig waren, betrifft die 

Rolle der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Die beste Technik 
kann ihre Wirkung nur entfalten, 
wenn das Personal sensibilisiert 
ist. Schulungen, klare Richtlinien 
und ein Bewusstsein für Gefah-
ren wie Phishing-Mails oder un-
sichere Passwörter sind nach wie 
vor elementar. Die Runde war 
sich darin einig, dass dieser Fak-
tor oft den Unterschied macht, 
ob ein Vorfall vermieden werden 
kann oder sich zur Krise auswei-
tet. Die meisten Teilnehmenden 
führen zusätzlich regelmäßig Pe-
netrationstest durch. 

Die Kosten steigen

Die Kosten sind ein Dauerthe-
ma in Kommunen, die Ressour-
cen sind knapp. Das betrifft auch 
die Beschaffung von Hardware, 
die immer teurer und schwieri-
ger wird. Wegen der aktuellen 
Chipkrise ist der Markt wie leer-
gefegt. Laut Marktforschern hält 
die Speicherkrise bis mindestens 
Ende 2027 an. Einige Kommunen 

kaufen deswegen über die Bay-
KIT, wenn sie neue Server oder 
Laptops brauchen. 

Die Lizenzkosten für Software 
steigen insgesamt. Der Gesetz-
geber fordert immer mehr Maß-
nahmen, etwa wenn Kommunen 
von NIS2 betroffen sind, weil sie 
Wasser- oder Energiekraftwer-
ke betreiben. Vor diesem Hinter-
grund wird es für CIOs in Kommu-
nen zunehmend schwierig, die 
Geschäftsleitung für ein neues 
SOC zu begeistern. 

Zusammenfassend wurde 
beim IT-Leiter-Stammtisch deut-
lich, dass IT-Sicherheit nicht als 
einmalige Investition betrachtet 
werden darf, sondern als fort-
laufender Prozess, der techni-
sche Lösungen, organisatorische 
Maßnahmen und die Einbindung 
aller Beteiligten erfordert. Wer 
frühzeitig handelt und Risiken er-
kennt, kann Vorfälle verhindern, 
Kosten sparen und den Betrieb 
stabil halten – ein Ziel, das in al-
len Kommunen höchste Priorität 
hat.	 r

Pilotprojekt des Digitalministeriums in Weisendorf: 

Digitale Zwillinge  
ermöglichen datenbasierte 

Entscheidungen
Minister Mehring: „Digitale Zwillinge sind Fundament einer 

modernen Mitmach-Demokratie!“ 

Wie lassen sich Bauprojekte besser planen, Infrastruktur effizient steu-
ern und kommunale Entscheidungen transparenter machen? Digitale 
Zwillinge liefern eine Antwort: Als virtuelle Abbilder von Städten und 
Gemeinden bündeln sie Daten, machen komplexe Zusammenhänge 
sichtbar und ermöglichen es, Entwicklungen vorab zu simulieren.

Der Markt Weisendorf zeigt, 
welches Potenzial in diesen daten-
basierten Modellen steckt. Auf-
bauend auf der Initiative „TwinBy 
– Digitale Zwillinge für Bayern“ hat 
die Kommune ihren Digitalen Zwil-
ling konsequent weiterentwickelt 
und setzt ihn heute vielfältig ein.

Im Rahmen seines Besuchs in-
formierte sich Bayerns Digitalmi-
nister Dr. Fabian Mehring vor Ort 
über den aktuellen Stand und die 
nächsten Entwicklungsschritte: 
„Digitale Zwillinge sind ein echter 
Gamechanger für unsere Kom-
munen. Sie bringen Hightech in 
den Alltag vor Ort und schaffen 
die Grundlage für bessere, daten-
basierte Entscheidungen. Mit un-
serem Förderprogramm ‚Twin-
By‘ haben wir in Bayern die Basis 
dafür gelegt, dass solche Innova-
tionen nicht nur einzelne Leucht-
türme bleiben, sondern flächen-
deckend Schule machen können. 
Weisendorf geht dabei als kom-
munaler Pixelpionier landesweit 
voran“, so der Minister.

In Weisendorf kommt der Di-
gitale Zwilling in verschiedenen 
Ausprägungen zum Einsatz: Ein öf-
fentlich zugänglicher „Bürgerzwil-
ling“ stellt eine Vielzahl an Infor-
mationen bereit – von Bauflächen 
und Infrastruktur über Umwelt- 
und Klimadaten bis hin zu Solar-
potenzialen. Ergänzt wird er durch 
einen „Ratszwilling“ für politische 

Entscheidungsträger sowie einen 
„Verwaltungszwilling“, der interne 
Abläufe unterstützt und auch sen-
sible Daten einbindet.

So entsteht ein leistungsfä-
higes System für Planung, Steu-
erung und transparente Kom-
munikation. Der Markt Weisen-
dorf verfolgt das Ziel, den Digita-
len Zwilling künftig noch stärker 
für die Bürgerbeteiligung zu nut-
zen. Denkbar ist etwa, größere 
Bauvorhaben als digitale Model-
le aufzubereiten, um sie frühzei-
tig transparent zu machen und 
gemeinsam mit den Bürgerinnen 
und Bürgern weiterzuentwickeln.

Karl-Heinz Hertlein, Bürger-
meister Markt Weisendorf: „Digi-
tale Verwaltung und digitale Tools 
sind ein Muss für eine zukunftsfä-
hige Kommune.“

Der Digitale Zwilling wird in 
Weisendorf kontinuierlich ausge-
baut – unter anderem in den Be-
reichen Wärmeplanung, Klimaan-
passung und digitale Bürgerser-
vices. Ziel ist es, das System lang-
fristig als zentrales Instrument 
der kommunalen Entwicklung zu 
etablieren.

Die Initiative „TwinBy – Digi-
tale Zwillinge für Bayern“ unter-
stützte Kommunen beim Aufbau 
und der Weiterentwicklung Digi-
taler Zwillinge. Das Fördervolu-
men von TwinBy betrug eine Mil-
lion Euro.	 r

https://t1p.de/b6650
https://www.wuerzburg.sitzung-online.de/BI/vo020.asp?VOLFDNR=24176
https://www.wuerzburg.sitzung-online.de/BI/vo020.asp?VOLFDNR=24176
https://www.wuerzburg.sitzung-online.de/BI/vo020.asp?VOLFDNR=24176
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ABC Arbeitsplatz Kommune: 
Mittelstandsindex: Daten, die Orientierung geben

In Kooperation mit der
Datev eG

GZ KOMMUNAL-

Der Mittelstand gilt als Rückgrat der deut-
schen Wirtschaft und bildet gleichzeitig auch 
die finanzielle Basis vieler Kommunen. Ins-
besondere kleine und mittlere Unternehmen 
prägen Gewerbesteuereinnahmen, sichern 
Beschäftigung und schaffen lokale Wertschöp-
fung. Rückgänge bei Aufträgen oder Gewin-
nen schlagen sich mit Zeitverzögerung in ge-
ringeren Steuerzuflüssen nieder und damit in 
Haushaltsrisiken, die Städte und Gemeinden 
unmittelbar treffen. Gerade in Zeiten konjunk-
tureller Unsicherheit brauchen kommunale 
Entscheidungsträger verlässliche und aktuelle 
Informationen, um regionale wirtschaftliche 
Entwicklungen richtig einordnen zu können.

Ein Frühwarnsystem für die Wirtschaft

Genau hier setzt der DATEV Mittelstandsindex 
an: Er ermöglicht es, Entwicklungen frühzeitig zu 
erkennen und Entscheidungen auf einer objek-
tiven und granularen Datenbasis zu treffen. Auf 
Basis anonymisierter und aggregierter Daten von 
über einer Million Unternehmen bildet er mo-
natlich die Umsatz-, Lohn- und Beschäftigungs-
entwicklung ab – aufgeschlüsselt nach Branchen, 
Unternehmensgrößen und Regionen. 

Diese Daten sind besonders aussagekräftig, 
weil sie nicht auf Befragungen beruhen, sondern 
aus den anonymisierten realwirtschaftlichen Da-
ten (z. B. Umsatzsteuervoranmeldungen) von 

über einer Million Unternehmen abgeleitet wer-
den. So liefert der Index monatlich aktualisier-
te Kennzahlen und dokumentiert damit quasi 
in Echtzeit die wirtschaftliche Lage von Kleinst-, 
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) in 
Deutschland. 

Fundament für Standortpolitik

Perspektivisch können auch die Umsatzent-
wicklungen in einzelnen Regionen (z. B. IHK-Be-
zirke oder Landkreise) analysiert und daraus 
mögliche Auswirkungen auf die Steuereinnah-
men abgeschätzt werden. Dann lässt sich eben-
falls ableiten, welche Branchen in welchen Regi-
onen stabil wachsen oder gegebenenfalls zielge-
richtet und zeitnah unterstützt werden sollten. 
So kann der DATEV Mittelstandsindex Landkrei-
sen und Kommunen als Entscheidungsgrundla-
ge für Förder- und Strukturpolitik dienen – bei-
spielsweise für Infrastrukturmaßnahmen oder 
wirtschaftliche Entwicklungspläne. Er ergänzt 
die amtliche Statistik um ein zeitnahes Monito-
ring der regionalen wirtschaftlichen Entwicklung, 
ohne in Unternehmen wie Kommunen Aufwand 
durch zusätzliche Befragungen zu erzeugen.

Mit dem DATEV Mittelstandsindex entsteht 
ein tragfähiges Modell, wie Datenintelligenz im 
öffentlichen Sektor künftig aussehen kann. Ab-
rufbar ist er frei zugänglich und monatlich aktua-
lisiert unter mittelstandsindex.datev.de. � r

Wir haben die LösungWir haben die Lösung

Viel mehr als Software!
Die AKDB-Unternehmensgruppe ist Partner und Komplettanbieter für 
den öffentlichen Sektor – für Kommunen jeder Größe sowie für den 
Bund. Wir kennen die Herausforderungen der Verwaltung: Fachkräfte-
mangel, Cybersicherheit und den Wechsel der IT in die Cloud. Dafür 
bieten wir IT-Betrieb, Beratung, Service und BSI-zertifi zierte Rechenzen-
tren an. Mit digitalen Lösungen aus einer Hand – für ein funktionieren-
des Gemeinwesen und einen modernen Staat! 

www.akdb.de

Am 29. Oktober fi ndet das 

7. Kommunalforum statt. www.akdb.de/kommunalforumforumKommunal

Bitkom Länderindex 2026:

Bayern behauptet 
digitalen Spitzenplatz

Mit Platz 4 gehört Bayern laut dem aktuellen Bitkom Länderindex 
weiterhin zu den führenden Digitalstandorten Deutschlands. Be-
sonders stark schneidet der Freistaat im vom Digitalministerium 
verantworteten Bereich Governance und Verwaltungsdigitalisie-
rung ab: Hier erreicht der Freistaat mit Rang 2 erneut eine Spit-
zenposition unter den Flächenländern.

Für den Länderindex wurden 
alle 16 Bundesländer anhand von 
30 Indikatoren in vier Kategorien 
untersucht: Governance und Ver-
waltung, Digitale Infrastruktur, 
Digitale Wirtschaft und Digitale 
Gesellschaft. Digitalstes Bundes-
land bleibt Hamburg, dahinter 
folgen Berlin, Hessen, Bayern, Ba-
den-Württemberg und das Saar-
land, das sich besonders stark 
verbessern konnte. Am Ende des 
Rankings liegen Sachsen-Anhalt 
sowie Thüringen und Mecklen-
burg-Vorpommern, die sich den 
15. Platz gleichauf teilen.

Der Länderindex 2026 zeigt, 
wie unterschiedlich Stärken und 
Schwächen in den vier großen 
Bereichen der Digitalisierung ver-
teilt sind. Bei der digitalen Infra-
struktur liegen Hamburg, Bre-
men, Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen vorn; sie profitie-
ren von überdurchschnittlich gut 
ausgebauten Glasfaser- und Gi-
gabitnetzen. Die digitale Wirt-
schaft hingegen floriert vor allem 

im Süden, wo nur Hamburg und 
Berlin besser abschneiden. Ost-
deutsche Länder punkten beson-
ders bei digitaler Teilhabe und 
Bildung.

Konsequente Strategie

Bayerns Digitalminister Dr. Fa-
bian Mehring kommentierte: 
„Die konsequente Digitalstra-
tegie des Freistaats wirkt und 
kommt bei den Menschen an. 
Wir machen staatliche Leistun-
gen für Bürgerinnen, Bürger und 
Unternehmen schneller, einfa-
cher und digital zugänglich. Bay-
ern soll ein Land sein, in dem man 
seine Zeit nicht in Ämtern mit Pa-
pierkram verschwendet. Die Ver-
waltung der Zukunft muss jeder-
zeit, von überall und vollständig 
digital erreichbar sein.“

Mehring betonte, dass es beim 
Ausbau der digitalen Verwaltung 
nicht nur um Effizienz gehe: „In 
Landratsämtern und Rathäusern 
entscheidet sich, wie die Men-

schen unseren Staat erleben – 
als bürokratisch und schwerfällig 
oder als modern und leistungs-
fähig. Kluge Digitalisierung be-
kämpft Bürokratie und Fachkräf-
temangel und prägt zugleich das 
Bild des Staates. Mit der nationa-
len Digitaloffensive zur Verwal-
tungsdigitalisierung entwickeln 
wir in Bayern eine Blaupause für 
einen digitalen Servicestaat, die 
bundesweit ausgerollt werden 
kann. So machen wir unser Land 
fit für das KI-Zeitalter.“

Erfolgsfaktoren

Laut Bitkom profitieren digital 
starke Länder von strukturellen 
Vorteilen wie überdurchschnitt-
licher Wirtschaftsleistung, dich-
ter Besiedlung und starker Un-
ternehmens- und Hochschulland-
schaft. Politische Rahmenbedin-
gungen wie ein eigenständiges 
Digitalministerium, ein Digital-
kabinett oder regelmäßige Digi-
talberichte tragen ebenfalls zum 
Erfolg bei. Der Branchenverband 
empfiehlt unter anderem, Infor-
matik ab Sekundarstufe I zum 
Pflichtfach zu machen, Lehrkräf-
te weiterzubilden und Angebote 
zur Förderung digitaler Kompe-
tenzen etwa in Bibliotheken oder 
Volkshochschulen auszubauen. 
In der Verwaltung seien ein Be-
schleunigungsbudget und schnel-
lere Umsetzung des Online-Zu-
gangsgesetzes notwendig.

Bitkom-Präsident Dr. Ralf Win-
tergerst fordert zudem eine en-
gere technische Zusammen-
arbeit von Bund und Ländern: 

„Wenn jedes Land sein eige-
nes System baut, wird es kom-
pliziert, teuer und langsam. Der 
Deutschland-Stack kann die Ver-
waltung auf ein gemeinsames, 
modernes Fundament stellen.“ 
Gleichzeitig könnten Länder be-
stehende Spielräume nutzen, 
um Fortschritte zu machen, et-
wa durch den Abbau von Be-

richtspflichten für Unternehmen 
oder durch den beschleunigten 
Mobilfunkausbau. „Die Ergeb-
nisse des Länderindex zeigen:  
Digitalisierung lässt sich gestal-
ten. Wer Prioritäten setzt, Zustän-
digkeiten bündelt und Maßnah-
men konsequent umsetzt, bringt 
digitale Bewegung ins Land. Das 
ist jetzt die Chance für alle Bun-

desländer“, urteilte Wintergerst.
Der Bitkom-Länderindex wird 

alle zwei Jahre erstellt. Grundla-
ge sind Befragungen der Digital-
verantwortlichen aller 16 Bun-
desländer sowie von mehr als 
5.600 Bürgerinnen und Bürgern. 
Zudem fließen amtliche Bundes-
statistiken und Drittstudien in die 
Analyse ein.� DK

Neue zentrale Plattform ‚Online-Sicherheitsüberprüfung‘:

Erfolgreicher Start
Bayern digitalisiert und beschleunigt sicherheitsrelevante Über-
prüfungen von Personen: Das Bayerische Innenministerium hat 
die zentrale Plattform ‚Online-Sicherheitsüberprüfung‘ (OSiP) 
erfolgreich im Anwendungsbereich waffenrechtliche Sicher-
heitsprüfungen gestartet. Damit werden nun alle Personen mit 
waffenrechtlichen Erlaubnissen, wie beispielsweise Sportschüt-
zen, Berufswaffenträger oder Jäger, vollständig digital statt wie 
bisher manuell überprüft. 

Bayerns Innenstaatssekretär 
Sandro Kirchner betont: „Mit 
OSiP heben wir die Sicherheits-
überprüfungen in Bayern auf ein 
neues Level. Wir ersetzen um-
ständliche, papierbasierte Prozes-
se durch einen schnellen, auto-
matisierten und medienbruchfrei-
en Ablauf. Das ist ein Meilenstein 
der Verwaltungsdigitalisierung, 
der direkt bei den Menschen und 
Unternehmen ankommt. Effizient, 
sicher und zukunftsweisend – so 
gestalten wir die Verwaltung von 
morgen.“ Bis Ende 2027 wird die 
Plattform schrittweise auf weitere 
Bereiche, darunter die Luftsicher-
heit und das Sprengstoffrecht, 
ausgeweitet. 

Vollautomatische Steuerung 
von Anfragen mit OSiP

Bislang mussten für die waf-
fenrechtliche Überprüfung 
einer Person die Antragsda-
ten manuell erfasst und ein-
zeln an mindestens acht ver-
schiedene gesetzlich vorge-
schriebene Erkenntnisstellen 
versendet werden, darunter et-
wa das Bayerische Landesamt 
für Verfassungsschutz oder das 
Bayerische Landeskriminalamt. 
Bei bayernweit über 150.000 
Anfragen pro Jahr war dieser 
Prozess personalintensiv und 
führte zu Bearbeitungszeiten 
von mehreren Wochen oder gar 
Monaten. 

Mit OSiP, dessen bayernwei-
te Koordination und Einführung 
in der Zuständigkeit des Bayeri-
schen Innenministeriums liegt, 
werden die Daten nun nur noch 
ein einziges Mal in das zentrale 
System eingegeben. OSiP steu-
ert vollautomatisch die Anfra-
gen an alle relevanten Stellen 
und sammelt die Rückmeldun-
gen digital ein. Dabei gewähr-
leistet es den gleichen Sicher-
heits- und Qualitätsstandard 
wie die bisherige manuelle Si-
cherheitsüberprüfung.

„Die Vorteile sind enorm“, er-
klärt Kirchner. „Wir schaffen eine 
nahtlose und rein elektronische 
Zusammenarbeit zwischen allen 
beteiligten Behörden. Erste Aus-
wertungen zeigen, dass wir die 
Wartezeit auf eine Rückmeldung 
um rund die Hälfte reduzieren 
können.“ Dank dieser Beschleu-
nigung können beispielsweise 
im Bewachungsgewerbe Sicher-
heitskräfte nun auch kurzfristig, 
etwa für Großveranstaltungen, 
zuverlässig überprüft und einge-
setzt werden.

Freiräume schaffen

Die Plattform OSiP ist als lan-
desweiter Standard in Bayern 
konzipiert, die technische Lö-
sung für OSiP wird von der Fö-
deralen IT-Kooperation (FITKO) 
sowohl als deutschlandweiter 
Standard als auch für den Da-
tenaustausch betreut. Kirchner: 
„OSiP ist ein Musterbeispiel für 
eine gelungene digitale Trans-
formation, die Freiräume für an-
dere wichtige Aufgaben schafft. 
Mit dieser Plattform maximie-
ren wir die Effizienz von Sicher-
heits- und Zuverlässigkeitsüber-
prüfungen in Bayern.“

Die Vorteile von OSiP im Über-
blick:
•	 Effizienz: Anträge können in-
nerhalb von Tagen statt Wochen 
vollständig bearbeitet werden. 
Das entlastet die Verwaltung 
und beschleunigt Verfahren für 
Bürgerinnen und Bürger sowie 
Unternehmen.
•	 Zusammenarbeit: Der medien- 
bruchfreie, elektronische Da-
tenaustausch ermöglicht eine 
reibungslose Kooperation aller 
beteiligten Stellen in Bayern und 
im Bund.
•	 Flexibilität: Die modulare Platt- 
form kann jederzeit an neue 
rechtliche Rahmenbedingungen 
angepasst oder für weitere An-
wendungsbereiche erweitert 
werden.� r

https://www.gemeindezeitung.de/blog/kommunal-wiki-arbeitsplatz-kommune/
https://www.gemeindezeitung.de/blog/kommunal-wiki-arbeitsplatz-kommune/
https://www.gemeindezeitung.de/blog/kommunal-wiki-arbeitsplatz-kommune/
http://mittelstandsindex.datev.de
https://www.gemeindezeitung.de/blog/kommunal-wiki-arbeitsplatz-kommune/
https://www.akdb.de/
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Jahresbericht 2025 der Bundesnetzagentur:

Marktzahlen Telekommunikation
In ihrem Jahresbericht 2025 zur Entwicklung des Telekommuni-
kationsmarktes in Deutschland verweist die Bundesnetzagentur 
auf Investitionen in Sachanlagen in Höhe von 15,3 Mrd. Euro, die 
in etwa dem Wert des Vorjahres entsprechen. Auch die Investi- 
tionsschwerpunkte - der Ausbau von Glasfaser- und Mobilfunkin-
frastruktur - blieben 2025 weitgehend unverändert.

Im Jahr 2025 setzte sich bei 
den stationären Internetan-
schlüssen der Trend zu höhe-
ren und sehr hohen Bandbreiten 
weiter fort. Während die Zahl 
der Anschlüsse mit einer maxi-
malen Download-Geschwindig-
keit von weniger als 100 Mbit/s 
gegenüber 2024 von 17,1 auf 15,2 
Millionen zurückging, stieg die 
Zahl der schnelleren Anschlüsse 
im selben Zeitraum von 21,5 auf 
23,6 Millionen. Davon verfügten 
bereits drei Millionen Anschlüs-
se über maximale Bandbreiten 
von mindestens 1.000 Mbit/s. Im 
Vorjahr lag dieser Wert noch bei 
2,5 Millionen.

Starkes Wachstum bei 
Glasfaseranschlüssen

Auch der Ausbau der Glasfa-
seranschlüsse verzeichnete 2025 
erneut ein starkes Wachstum. 
Die Zahl der aktiven Glasfaseran-
schlüsse (FTTH und FTTB Activa-
ted) erhöhte sich seit Ende 2024 
um mehr als eine Million auf ins-
gesamt 6,4 Millionen. Ende 2024 
waren es noch 5,3 Millionen An-
schlüsse. Damit stieg der Anteil 
der Glasfaseranschlüsse an allen 
aktiven Breitbandanschlüssen 
im Festnetz von 13,7 Prozent auf 

16,5 Prozent. Gleichzeitig sank 
der Anteil der DSL-Anschlüsse 
von 61,1 auf 58,5 Prozent.

Von den insgesamt 6,4 Millio-
nen aktiven Glasfaseranschlüs-
sen entfielen rund 5,2 Millio-
nen auf FTTH-Anschlüsse (Fi-
ber to the Home), bei denen die 
Glasfaserleitung bis in die Woh-
nung bzw. zum Endnutzer ge-
führt wird. Weitere rund 1,2 Mil-
lionen Anschlüsse gehörten wie 
bereits im Vorjahr zur Katego-
rie FTTB (Fiber to the Building). 
Hier endet die Glasfaseranbin-
dung am Gebäude, beispielswei-
se im Keller eines Mehrfamilien-
hauses, während die Verbindung 
bis in die Wohnung über Kupfer-
leitungen erfolgt.

Deutlich gewachsen ist auch 
die Zahl der mit Glasfaser ver-
sorgten Wohnungen und Ge-
bäude (FTTH und FTTB Connec-
ted). Diese Kennzahl umfasst so-
wohl bereits aktive als auch noch  
nicht aktivierte Glasfaseran-
schlüsse. Im Jahr 2025 waren 
7,1 Millionen Wohnungen und 
Gebäude per FTTH angeschlos-
sen – ein Plus von 1,6 Millionen 
gegenüber dem Vorjahr. Bei FT-
TB stieg die Zahl um 0,2 Millio-
nen auf insgesamt 3,3 Millionen.

Die klassische Telefonie ver-

lor auch 2025 weiter an Bedeu-
tung. Gemessen am Gesprächs-
volumen sank die Zahl der Ge-
sprächsminuten im Festnetz ge-
genüber dem Vorjahr von 57 auf 
rund 47 Milliarden Minuten. Im 
Mobilfunk verringerte sich das 
Gesprächsvolumen von 148 auf 
132 Milliarden Minuten.

Messenger- und 
Videokonferenz-Dienste

Demgegenüber setzte sich 
das Wachstum nummernunab-
hängiger Kommunikationsdiens-
te fort. Über Messenger- und Vi-
deokonferenz-Dienste wurden 
im Jahr 2025 insgesamt 19,6 Mil-
liarden abgehende Sprachan-
rufe geführt. Im Vorjahr waren 
es 17,7 Milliarden Anrufe. Da-
mit nahm die Zahl der Gesprä-
che binnen eines Jahres um elf 
Prozent zu. Das Gesprächsvo-
lumen stieg gleichzeitig auf ins-
gesamt 198 Milliarden Minuten 
nach 196,7 Milliarden Minuten 
im Jahr 2024.

Auch die Videotelefonie leg-
te weiter zu. Im Jahr 2025 wur-
den 9,5 Milliarden abgehende Vi-
deoanrufe registriert. Gegenüber 
den 8,8 Milliarden Videoanrufen 
des Vorjahres entspricht dies ei-
nem Anstieg um sieben Prozent. 
Das Gesprächsvolumen erhöhte 
sich ebenfalls und erreichte 188,5 
Milliarden Minuten nach 183,7 
Milliarden Minuten im Jahr 2024.

Trotz ihres anhaltenden Be-
deutungsverlusts wurden auch 

2025 noch in erheblichem Um-
fang Kurznachrichten per SMS 
verschickt. Die Zahl der versand-
ten SMS ging jedoch deutlich zu-
rück und sank von 5,2 Milliarden 
im Jahr 2024 auf 2,9 Milliarden. 
Pro aktiver SIM-Karte wurden 
damit durchschnittlich nur noch 
zwei SMS pro Monat versendet.

Messenger- und Videokonfe-
renz-Dienste dominierten dage-
gen weiterhin die digitale Kom-
munikation. Über diese Platt-
formen wurden 2025 insgesamt 
913,5 Milliarden Sofortnachrich-
ten verschickt. Im Jahr zuvor lag 
dieser Wert bei 901,9 Milliar-
den Nachrichten. Rechnerisch 
versandte jede Nutzerin und je-
der Nutzer damit durchschnitt-
lich 384 Sofortnachrichten pro 
Monat beziehungsweise rund 13 
Nachrichten pro Tag.

Höheres Datenaufkommen  
in deutschen Festnetzen

Auch das Datenaufkommen in 
den deutschen Festnetzen stieg 
weiter an. Im Jahr 2025 wurden 
insgesamt rund 175 Milliarden Gi-
gabyte übertragen. Das entspricht 
einem durchschnittlichen Daten-
volumen von rund 376 Gigabyte 
pro Breitbandanschluss und Mo-
nat. Gegenüber 2024 nahm das 
monatliche Datenvolumen damit 
um rund 54 Gigabyte zu.

Im Mobilfunk setzte sich die-
ser Trend ebenfalls fort. Das 
durchschnittlich genutzte Daten-
volumen lag 2025 bei rund 8,4 
Gigabyte pro aktivem SIM-Pro-
fil und Monat. Das waren etwa 
13 Prozent mehr als im Vorjahr. 
Insgesamt wurden über die Mo-
bilfunknetze in Deutschland 10,9 
Milliarden Gigabyte übertragen. 
Im Jahr 2024 hatte das Datenvo-
lumen noch bei 9,6 Milliarden Gi-
gabyte gelegen.

Breko-Stellungnahme

„Die Zahlen der Bundesnetz-
agentur zum Glasfaserausbau bis 
Ende 2025 suggerieren einen un-
gebremsten Ausbauboom. Die-
ses Bild entspricht jedoch nicht 
der aktuellen Realität einer an-
gespannten Marktlage aufgrund 
hoher Finanzierungs- und Bau-
kosten, eines aggressiven Ver-
drängungswettbewerbs durch 
die Deutsche Telekom sowie 
mangelnder Investitions- und 
Planungssicherheit für den wei-
teren Ausbau“, erläuterte Lisia 
Mix-Bieber, Leiterin Bundes- und 
Europapolitik beim Bundesver-
band Breitbandkommunikation 
e.V. (BREKO).

„Ein erstes Anzeichen der kri-
tischen Lage im Glasfaserausbau: 
Laut Bundesnetzagentur sind die 
Investitionen der Wettbewerber 
in Telekommunikationsinfrastruk- 
turen 2025 erstmals seit 10 Jah-
ren nicht weiter gestiegen. Aller-
dings bleibt der Anteil der Tele-
kom bei den tatsächlich ans Glas-
fasernetz angeschlossenen und 
aktivierten Haushalten deutlich 
unter dem Niveau ihrer Wettbe-
werber. Sollten die Investitionen 
der Wettbewerber in Zukunft so-
gar merklich zurückgehen, wird 
die Telekom die entstehende 
Lücke also nicht füllen können“, 
machte Mix-Bieber deutlich.

Gleichzeitig zeige das Wachs-
tum beim genutzten Datenvolu-
men von 17 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahr wieder einmal, dass 
ein zügiger Glasfaserausbau drin-
gend notwendig bleibt. Deshalb 
seien nun Politik und Regulie-
rung gefragt, für Planbarkeit und 
investitionsfreundliche Rahmen-
bedingungen zu sorgen, damit 
die Unternehmen auch in den 
kommenden Jahren im bisheri-
gen Tempo Glasfasernetze bau-
en können.

Im Mobilfunkbereich, so die  
Verbandsvertreterin, zeige der 
gleichbleibend dominante Markt-
anteil der Netzbetreiber von 82 
Prozent, dass immer noch kein 
fairer Wettbewerb möglich ist 
und Diensteanbieter ohne eige-
nes Netz weiterhin benachteiligt 
werden.� DK

V.l.: Sandra Stiedl (M-net), Josef Reff (ehem. Erster Bürgermeister von Geisenhausen), Thomas  
Muckenschnabl (ESB), Klaus Hoffmeister (Breitbandpate), Michael Schneider (ESB), Josef Claus (ehem. 
Erster Bürgermeister von Niederaichbach), Lorenz Fuchs (Erster Bürgermeister von Schalkham), 
Johann Luger (ehem. Erster Bürgermeister von Gerzen), Dr. Oliver Baumann (M-net) und Verena 
Schwab (Fa. Streicher).� Bild: M-net

M-net Gigabit-Anschlüsse für über 
2.200 Haushalte und Gewerbebetriebe 

Glasfaserausbau in sieben niederbayerischen Gemeinden abgeschlossen
Gemeinsam mit der Energie Südbayern GmbH hat Bayerns füh-
render Glasfaseranbieter M-net den Breitbandausbau für die 
Verwaltungsgemeinschaft (VG) Gerzen im Landkreis Landshut 
abgeschlossen. Zum Ausbaugebiet zählen neben den vier Ge- 
meinden der VG – Aham, Gerzen, Kröning und Schalkham – auch 
die benachbarten Gemeinden Adlkofen und Niederaichbach  
sowie der Markt Geisenhausen. Insgesamt wurden 1.748 Gebäu-
de mit Glasfaseranschlüssen ausgestattet. 

Die Ausbauarbeiten im Rah-
men des Projekts „Interkom-
munale Zusammenarbeit VG 
Gerzen“ hatten im August 2023 
begonnen. Nach dem Projekt- 
abschluss haben nun 2.246 
Wohn- und Gewerbeeinheiten 
Zugang zum leistungsstarken 
Glasfasernetz. Damit stehen 
den Nutzerinnen und Nutzern 
Internet-, Telefon- und IP-TV-An-
schlüsse mit Übertragungs-
geschwindigkeiten von bis zu 
1 Gbit/s zur Verfügung.

Beim Bau des Breitbandnet-
zes kamen keine Kupferleitun-
gen zum Einsatz, sondern ei-
ne durchgängige Infrastruktur 
aus Glasfasern bis in die einzel-
nen Gebäudekeller (FTTB) oder 
Wohnungen (FTTH). Die Ge-
samtlänge der neuen Glasfaser-
leitungen beträgt im Ausbauge-

biet mehr als 1.100 Kilometer. 
Dazu wurden rund 580 Kilome-
ter Leerrohre verlegt, 330 Kilo-
meter davon im Tiefbau. Zusätz-
lich ließen sich 18 Kilometer an 
Bestandsinfrastruktur nutzen. 
Gefördert wurden die Maßnah-
men mit Mitteln des Bundes 
und des Freistaats Bayern.

Meilenstein für die Region

„Der Projektabschluss ist ein 
Meilenstein für die Region“, 
betont Klaus Hoffmeister, Ge-
schäftsstellenleiter und Breit-
bandpate der VG Gerzen. „Wir 
freuen uns sehr, dass wir ge-
meinsam mit den Partnern ESB 
und M-net den Breitbandaus-
bau planmäßig erfolgreich ab-
schließen konnten. Wir gehen 
damit einen wichtigen Schritt 

in Richtung zukunftssicherer In-
frastruktur – zum Wohle unse-
rer Bürgerinnen und Bürger, die 
sich auf schnelles Internet ver-
lassen können.“

„Die Kommunikation mit al-
len beteiligten Gemeinden hat 
reibungslos funktioniert, was 
hinsichtlich der Größenordnung 
des Projektes keine Selbstver-
ständlichkeit ist“, fügt Thomas 
Muckenschnabl, Projektleiter 
Breitbandtechnik bei Energie 
Südbayern hinzu. 

Sandra Stiedl, Regionalmana-
gerin bei M-net, ergänzt: „Mit 
dem Glasfaserausbau profitie-
ren die angeschlossenen Haus-
halte und Gewerbe von hohen 
Bandbreiten und leistungsstar-
kem, stabilem Internet. Gleich-
zeitig haben wir die technologi-
sche Voraussetzung für künftig 
noch schnellere Verbindungen. 
Ganz gleich, welche Anforde-
rungen und Bedarfe die Zukunft 
mit sich bringt – Glasfaser si-
chert den Zugang zum digitalen 
Hochgeschwindigkeitsnetz. So-
mit sind alle sieben Gemeinden 
nun bestens für die Zukunft auf-
gestellt.“� r

Wero in Bayerns Kommunen: 

S-Public Services  
ermöglicht Einsatz über 
Dienstleister komuna

Kommunale Kunden des IT-Dienstleisters komuna in Bayern kön-
nen das europäische Bezahlverfahren Wero in ihre Online-Services 
integrieren. Die zur DSV-Gruppe gehörende S-Public Services, das 
Kompetenzcenter für E-Government der Sparkassen-Finanzgrup-
pe, stellt mit ihrer Payment-Plattform GiroCheckout die techni-
sche Grundlage dafür bereit. Aktuell nutzen bereits rund 20 Städ-
te und Gemeinden im Freistaat Wero über komuna.

„Wenn eine Kommune Wero 
über GiroCheckout konfiguriert, 
wird es auf der Paypage direkt 
angezeigt. Für uns als Dienst-
leister läuft das im Idealfall im 
Hintergrund stabil und ohne zu-
sätzlichen Aufwand“, sagt Mar-
co Vogl, Prokurist bei der komu-
na GmbH. „Genau diese Einfach-
heit ist für den laufenden Be-
trieb entscheidend.“

komuna betreibt in Bayern ei-
ne große Zahl digitaler Bürgerser-
vices mit rund 200 unterschiedli-
chen Verfahrenstypen: von stan-
dardisierten Onlineanträgen bis 
zu individuell entwickelten Fach-
verfahren. Wero kann überall 
dort ergänzt werden, wo On-
line-Zahlungen vorgesehen sind.

Einfache Integration 
in bestehende 
kommunale Strukturen

Für Kommunen zählen bei 
neuen Bezahlverfahren vor al-
lem eine einfache Integration 
und ein stabiler Betrieb. Gleich-
zeitig rücken bei der langfristi-
gen Weiterentwicklung des Zah-
lungsangebots europäische Lö-
sungen stärker in den Fokus.

„Die Einführung war unkom-
pliziert und konnte ohne grö-
ßeren technischen Aufwand in 
unsere bestehenden Online-
vorgänge integriert werden“, 

berichtet Markus Singer von 
der Abteilung Zentrale Steue-
rung und Dienste bei der Stadt 
Schwandorf, die Wero seit Ok-
tober 2025 in mehreren Bür-
gerservices einsetzt. Die Pay-
ment-Lösung ist unter anderem 
im Einwohnermeldewesen, im 
Standesamt sowie in verschie-
denen Online-Anträgen des 
Ordnungsamtes im Einsatz.

Mehr Flexibilität  
für den Bürger

Für die Bürger bedeutet das vor 
allem mehr Flexibilität. „Wir sind 
der Meinung, dass wir verschie-
dene Bezahlmöglichkeiten anbie-
ten müssen, um die Online-Be-
zahlung so einfach wie möglich 
zu machen“, so Singer weiter.

S-Public Services stellt mit Gi-
roCheckout die technische Platt-
form bereit, über die Kommunen 
neue Zahlarten in ihre digitalen 
Services einbinden können. Un-
terschiedliche Einführungswege 
über kommunale IT-Dienstleis-
ter lassen sich dabei in einheitli-
che Zahlprozesse überführen. 

Damit entsteht für Kommu-
nen ein skalierbarer Ansatz, ihr 
Payment-Angebot schrittweise 
zu erweitern, ohne tiefgreifen-
de technische Anpassungen an 
bestehenden Verfahren vorneh-
men zu müssen.� r

Staatsminister Füracker:

Bund muss Förderung 
beim Glasfaserausbau 

endlich erhöhen
Bayern fordert im Bundesrat 

höhere Fördersätze für Kommunen 
„Gigabit und Glasfaser sind die Lebensadern der digitalen 
Zukunft. Sie entscheiden über Wettbewerbsfähigkeit und 
Standortattraktivität einer Region. Gigabitverbindungen sind 
für die Wirtschaft unerlässlich, aber auch im privaten Bereich 
steigt der Bandbreitenbedarf unermüdlich. Der Bund muss 
daher endlich seiner Verantwortung gerecht werden und 
die Glasfaserförderung insbesondere für ländliche Regionen 
massiv erhöhen: Ein Gesamtvolumen von rund einer Milliar-
de Euro für ganz Deutschland bei einem Fördersatz von rund 
50 Prozent ist vollkommen unterdimensioniert. Die Kommu-
nen brauchen insbesondere höhere Fördersätze – nur durch 
eine kräftige Erhöhung kann der flächendeckende Gigabitaus-
bau effektiv vorangetrieben werden. Bayern wird daher im  
Finanzausschuss des Bundesrats einen entsprechenden An-
trag einbringen“, kündigt Finanz- und Heimatminister Albert 
Füracker an. 

Bayern investiert massiv in schnelle Netze

„Bayern unterstützt seine Kommunen beim Glasfaseraus-
bau bereits seit 2014 freiwillig: Über 2,7 Milliarden Euro ha-
ben wir im Rahmen der Förderung bereits in schnelle Netze 
investiert. Damit heben wir auch die niedrigen Bundesförder-
sätze der Kommunen von meist 50 Prozent auf bis zu 90 Pro-
zent. Ohne unsere Förderung hätte ein Großteil der Kommu-
nen die Förderung des Bundes bislang gar nicht in Anspruch 
nehmen können – die verbleibenden Kosten bei den Kommu-
nen wären für diese schlicht nicht stemmbar. 

Nach dem Grundgesetz liegt die Zuständigkeit für den Aus-
bau der Telekommunikationsinfrastruktur aber einzig beim 
Bund und den privaten Telekommunikationsunternehmen“, 
so Füracker weiter.  

Kofinanzierung als enorme finanzielle Belastung

Für die Länder stellt die Kofinanzierung des Bundespro-
gramms eine große finanzielle Belastung dar. Der Freistaat hat 
sich daher bereits mehrfach in der Vergangenheit auf Bun-
desebene für eine substanzielle Erhöhung des Basisfördersat-
zes des Bundes eingesetzt. Mit der aktuellen bayerischen In-
itiative im Bundesrat unterstreicht Bayern seine Haltung und 
Forderung erneut.� r
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KOSTENDECKENDE KALKULATION VON
WASSER- UND ABWASSERGEBÜHREN
für öffentliche Auftraggeber

▪ Kommunalspezialist – langjährige Erfahrung bei der Kalkulation der 
Abwassergebühr, der gesplitteten Abwassergebühr, von Herstellungsbeiträgen, 
von Verbesserungsbeiträgen und von Trinkwassergebühren

▪ juristisch begleitet – Betreuung durch Volljuristen
▪ fundiert – Betreuung durch Betriebswirte
▪ digitalisiertes Flächenaufmaß – Kooperation mit Ingenieurbüro
▪ Transparenz – klare Darstellung von Kosten und Leistungen
▪ Zuverlässigkeit und Termintreue – pünktliche Abgabe und Betreuung

KONTAKTPERSON: Michael Wegener, Ass. jur.  089/442 35 40-17  wegener@kubus-kb.de

www.kubus-kommunalberatung.de

Niederbayerische Thermengemeinschaft 
stellt neue Qualitätsmarke vor

Die Niederbayerische Thermengemeinschaft hat in der Rottal 
Terme Bad Birnbach ihre neue thermenübergreifende Qualitäts-
marke vorgestellt. Unter dem Leitgedanken „deine Energiequel-
le – die Gesundheitsthermen“ bündeln die vier Mitgliedsthermen 
künftig ihre gemeinsame Kompetenz in den Bereichen Gesund-
heit, Prävention, Erholung und Lebensqualität.

Die neue Qualitätsmarke ver-
bindet die nachfolgenden Ther-
men mit einem gemeinsamen 
Qualitätsversprechen. 
•	 Europa Therme Bad Füssing
•	 Rottal Terme Bad Birnbach
•	 Wohlfühl-Therme Bad Gries-
bach
•	 Limes-Therme Bad Gögging.

„Die neue Qualitätsmarke 
macht sichtbar, was die Nieder-
bayerische Thermengemein-
schaft seit vielen Jahren aus-
zeichnet: hohe Gesundheitskom-
petenz, verlässliche Qualität und 
starke Zusammenarbeit“, erklär-
te Franz Altmannsperger, Ge-
schäftsführer der Niederbayeri- 
schen Thermengemeinschaft. Ziel 
der Markenentwicklung ist die 
Positionierung der Niederbaye-
rischen Thermengemeinschaft 
als führende Qualitätsmarke für 
ganzheitliche Gesundheit und Le-
bensqualität in Europa. „Men-
schen suchen Orte, die ihnen Si-
cherheit, Qualität und ein erhol-

sames und besonders ganzheit-
liches Erlebnis bieten. Mit der 
neuen Qualitätsmarke geben wir 
unseren Gästen ein klares Ver-
sprechen, das sie vor Ort spüren 
werden“, betonte Bezirkstagsvi-
zepräsident Dr. Thomas Pröckl.

Lebensqualität stärken 

Die neue Markenstrategie re-
agiert dabei bewusst auf die ver-
änderten Bedürfnisse moder-
ner Gesundheitsgäste. Präven- 
tion oder neu „Self Care“, Balan-
ce, Regeneration und nachhalti-
ges Wohlbefinden gewinnen zu-
nehmend an Bedeutung.

„Gesundheit ist heute weit 
mehr als Therapie. Menschen 
suchen Orte, die neue Energie 
schenken, Vertrauen vermitteln 
und Lebensqualität stärken“, be-
tonte Theresa Lorenz, Leiterin  
des Kompetenzzentrums Mar-
keting der Niederbayerischen 
Thermengemeinschaft. Künftig 

können sich Gäste in allen Mit-
gliedsthermen auf vergleichba- 
re Qualitätsstandards, professio- 
nelle Anwendungen sowie per-
sönliche Gastfreundschaft ver-
lassen.

Die Qualitätsmarke basiert 
grundlegend auf den gemeinsa-
men Naturheilmitteln, die in al-
len Thermen genutzt werden, 
sowie auf einheitlichen Stan-
dards in den Bereichen Quali-

tätsmanagement, Nachhaltig-
keit, Hygiene, Informationssi-
cherheit, Servicequalität und 
Energiemanagement. Gleichzei- 
tig bleiben die individuellen Pro- 
file und Gesundheitsschwer-
punkte der einzelnen Thermen 
bewusst erhalten.

„Die Stärke der Niederbaye-
rischen Thermengemeinschaft 
liegt in der Verbindung aus ge-
meinsamer Qualität und individu-
eller Vielfalt“, so Altmannsperger 
weiter. Die neue Marke soll künf-
tig die nationale und internatio-
nale Wahrnehmung Niederbay-
erns als Gesundheits- und Ther-
menregion weiter stärken.� r

50 Jahre Mainlandbad 
Höchberg

Mit einer Jubiläumswoche hat das Mainlandbad in Höchberg 
(Landkreis Würzburg) sein 50-jähriges Bestehen gefeiert. Seit 
seiner Eröffnung im Jahr 1976 ist das Hallenbad ein fester Be-
standteil des Freizeit- und Sportangebots im westlichen Land-
kreis Würzburg und für viele Menschen eng mit persönlichen Er-
innerungen verbunden.

Zum Jubiläum wurde ein viel-
fältiges Programm geboten, das 
von sportlichen Wettbewerben 
über Vorführungen bis hin zu Mit-
machaktionen und Begegnungs-
möglichkeiten reichte. Während 
der Festwoche konnten die Be-
sucher das Bad zudem zu einem 
symbolischen Eintrittspreis von 
1 Euro nutzen. Die Veranstaltun-
gen zeigten, dass das Mainland-
bad auch nach fünf Jahrzehn-
ten ein lebendiger Treffpunkt für 
Jung und Alt geblieben ist.

Landrat Thomas Eberth wür-
digte das Bad als wichtigen Ort 
der Gemeinschaft in der Re-
gion. Viele Kinder hätten hier 
das Schwimmen gelernt, ers-
te Schwimmabzeichen abgelegt 
und Ferienzeit mit Familie und 
Freunden verbracht. Sein Dank 
galt den „mutigen politischen 
Entscheidern“, allen Mitarbei-
tern sowie insbesondere den be-
teiligten Vereinen und der DLRG.

Zugleich verwies Eberth auf 
einige bemerkenswerte Zah-
len rund um das Bad: Das gro-

ße Schwimmbecken fasst rund 
540.000 Liter Wasser, das klei-
nere Becken etwa 127.000 Liter, 
der Kinderbereich rund 12.000 
Liter. Im Durchschnitt besuchen 
knapp 74.000 Menschen pro 
Jahr das Mainlandbad. 

Ort der Begegnung

Auch Bürgermeister Alexan-
der Knahn betonte im Rahmen 
der Feierlichkeiten die Bedeu-
tung des Bades für die Gemein-
de. Das Mainlandbad sei nicht 
nur eine Sportstätte, sondern 
ein Ort der Begegnung und ein 
Stück gelebter Höchberger Iden-
tität.

Das Bad verfügt über ein 
25-Meter-Schwimmerbecken 
mit fünf Bahnen sowie ein 
Nichtschwimmerbecken und ist 
Teil des Mainlandzentrums im 
Ortsteil Hexenbruch. Neben 
dem Bad gehören dazu auch ei-
ne Sporthalle, eine Minigolfan-
lage und gastronomische Ange-
bote.� DK

Gute Wasserqualität 
in Bayerns Badeseen

Die Wasserqualität der bayerischen Badeseen ist weiterhin auf 
einem hohen Niveau. Nach Angaben des Bayerischen Landes-
amtes für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) sind 
mehr als 96 Prozent der 375 EU-Badestellen im Freistaat mit 
„ausgezeichnet“ oder „gut“ bewertet worden.

Wie Gesundheitsministerin 
Judith Gerlach mitteilte, wird die 
aktuelle Einstufung durch die in 
diesem Jahr genommenen Was-
serproben bestätigt. Lediglich 
drei Badestellen erhielten die 
Bewertung „ausreichend“. Dabei 
handelt es sich um zwei Bade-
stellen am Meerhofsee in Alze-
nau sowie um die Badestelle am 
Krebsensee in Knetzgau-Wes-
theim. Als „mangelhaft“ wurde 
lediglich die Badestelle am Nord- 
ufer des Riemer Sees in Mün-
chen eingestuft.

Für zehn weitere Badestellen 
liegt derzeit noch keine offizielle 
Bewertung vor, da die erforderli-
che Zahl an Untersuchungsergeb-
nissen noch nicht erreicht wurde. 
Die bislang vorliegenden Analy-
sen weisen jedoch auch dort auf 
eine gute Wasserqualität hin.

Seit Ende April hat das LGL 
nach eigenen Angaben rund 750 
Wasserproben mikrobiologisch 
untersucht. Die Gesundheits-

ämter kontrollieren die Bade-
gewässer während der Badesai-
son regelmäßig und entnehmen 
bis Mitte September insgesamt 
sechs Proben je Badestelle. Un-
tersucht werden dabei unter an-
derem die Darmbakterien Esche-
richia coli und Intestinale Entero-
kokken, die Hinweise auf hygieni-
sche Belastungen geben können.

Untersuchungen 
auf Blaualgen

Zusätzlich werden bei ge-
fährdeten Gewässern Untersu-
chungen auf Cyanobakterien, 
auch Blaualgen genannt, durch-
geführt. Diese können bei ho-
her Konzentration gesundheitli-
che Beschwerden verursachen. 
Nach Einschätzung von Fachleu-
ten könnten Probleme mit Blau-
algen infolge des Klimawandels 
und steigender Durchschnitts- 
temperaturen künftig häufiger 
auftreten.� DK

DWA-Papiertheater 
„Aufregung im Abwasserrohr“ 
Aufregung im Abwasserrohr, Aufregung in der Spielgruppe. Zum 
Tag des Kindergartens am 21. April präsentierte die Deutsche 
Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (DWA) 
die Abenteuer von Trulli Tropf als Papiertheater Kamishibai. Die 
spannende Geschichte „Aufregung im Abwasserrohr“ führt die 
Kinder tief in die Abwasserunterwelt - altersgerecht, anschaulich 
und mit viel Neugier. 

Mitte April stellte DWA Vor-
ständin Dr. Lisa Irwin-Broß die 
Karten begeisterten Kindern im 
Städtischen Kindergarten Allner 
in Hennef vor. „Wenn wir Kinder 
für Wasser interessieren, lernen 
sie, es zu schätzen und tragen 
diese Haltung in ihre Familien“, 
sagte Irwin-Broß.

Wasser früh erklären – 
nachhaltig wirken 

Abwasser entschwindet im Ab-
fluss und taucht hochgradig ge-
reinigt in Bächen und Flüssen 
wieder auf. Für den Großteil der 
Bevölkerung sind die Abwasser-
sammlung und Abwasserbehand-
lung, der zentrale Baustein des 
Gewässerschutzes, eine Black 
Box. Genau hier setzt die DWA 
mit dem Kamishibai-Papierthea-
ter an: Die Bildkarten berichten 
von Trulli Tropfs Abenteuern im 
Abwasserrohr und machen sicht-
bar, was sonst verborgen bleibt. 
Kinder erleben, warum sauberes 
Wasser keine Selbstverständlich-
keit ist und welche Rolle Abwas-
serentsorgung und Gewässer-
schutz spielen. 

Die Lesung im Kindergarten 
Allner hat deutlich gezeigt: Ge-
schichten öffnen Türen. Die Kin-
der hörten aufmerksam zu, stell-
ten Fragen und diskutierten leb-
haft über das, was mit Wasser 
passiert, nachdem es im Abfluss 
verschwindet. So entsteht ein 
erster Zugang zu einem komple-
xen Thema – ohne Belehrung, da-
für mit Spannung. 

Die DWA setzt bewusst auf frü-
he Bildung. Kinder prägen Ein-
stellungen in ihren Familien mit. 
Wer früh lernt, Wasser zu achten, 
handelt später verantwortungs-
bewusster. „Kinder sind starke 
Botschafter. Sie tragen ihr Wissen 
nach Hause und stoßen Gesprä-
che an“, betont Irwin-Broß. Für 
die DWA ist das ein zentraler He-
bel, um Wertschätzung für Was-
ser langfristig in der Gesellschaft 
zu verankern.

Unternehmen der Wasserwirt-
schaft können dieses Engage-
ment unterstützen: Sie haben die 
Möglichkeit, Kamishibai-Sets bei 
der DWA zu erwerben und ihren 
Kindergärten vor Ort zu schen-

ken und so das Thema Wasser 
dauerhaft im Kindergartenall-
tag zu platzieren. Auf diese Wei-
se wird Bildung greifbar – direkt 
in der Region und nah an den Fa-
milien. 

Was ist Kamishibai?

Kamishibai ist ein aus Japan 
stammendes Erzähltheater, das 
mit großformatigen Bildkarten 
und einem kleinen Holzrahmen, 
dem „Papiertheater“, arbeitet. Die 
Erzählerin bzw. der Erzähler steckt 
die Karten nacheinander in den 
Rahmen und erzählt dazu die Ge-
schichte frei oder anhand kurzer 
Texte auf der Kartenrückseite. So 
entsteht ein lebendiges Zusam-
menspiel aus Bild, Sprache und Di-
alog. Kinder sitzen gemeinsam vor 
dem Kamishibai, sehen dasselbe 
Bild und werden aktiv in die Ge-
schichte einbezogen. Das fördert 
Aufmerksamkeit, Sprachentwick-
lung und Vorstellungskraft und 
eignet sich besonders für Kitas 
und Grundschulen, um komplexe 
Themen wie Wasser anschaulich 
und konzentriert zu vermitteln.�r

Ebersberg:

Moorschutzprojekt für 
die Inngletscher Moore

Der Moorschutz in Bayern wird weiter gestärkt. Rund drei Mil- 
lionen Euro vom Freistaat und der EU fließen in den kommenden 
drei Jahren in das Moorschutzprojekt „Ebersberger Inngletscher 
Moore“. 

Umweltminister Thorsten 
Glauber betonte bei der offizi-
ellen Förderscheckübergabe in 
den Gutterstätter Streuwiesen: 
„Moore sind ökologische Multi-
talente und unverzichtbare Kli-
maschützer. Die rund 100 Moo-
re im Landkreis Ebersberg sind 
ein einzigartiger Natur- und Kli-
maschatz. Sie bieten bedrohten 
Tier- und Pflanzenarten wertvol-
le Lebensräume und speichern 
gleichzeitig große Mengen Koh-
lenstoff. Gemeinsam mit der EU 
investieren wir deshalb rund 
drei Millionen Euro in die Wie-
dervernässung und Sicherung 
dieser wertvollen Moorland-
schaften. Jeder Euro für den 
Moorschutz ist gut investiertes 
Geld. Unser Ziel ist klar: Wir wol-
len Moorböden renaturieren, 
die natürliche Wasserhaltefunk-
tion stärken und einzigartige Le-
bensräume dauerhaft erhalten. 
Das ist aktiver Klima- und Natur-
schutz vor Ort.“

Langfristiger Mehrwert

Robert Niedergesäß, Landrat 
des Landkreises Ebersberg, be-
tonte: „Mit dem Moorschutz-
projekt setzen wir ein star-
kes Zeichen für die nachhalti-
ge Entwicklung unseres Land-
kreises. Die Wiedervernässung 
der Moore verbindet Klima-
schutz, Artenvielfalt und den 
verantwortungsvollen Umgang 
mit unserer Landschaft auf ganz 
konkrete Weise. Besonders 
wichtig ist mir, dass wir dieses 
Vorhaben gemeinsam und ko-
operativ mit den Kommunen, 
den Flächeneigentümern, den 
umliegenden Landwirten sowie 
vielen engagierten Partnern in 
der Region umsetzen. So ent-
steht ein langfristiger Mehr-
wert für Natur, Landwirtschaft 
und die Menschen im Landkreis 
Ebersberg.“

Das Moorschutzprojekt „Ebers- 
berger Inngletscher Moore“ 
läuft seit 6. November 2025 bis 
zum 31. Dezember 2028. Pro-
jektträger ist der Landkreis 
Ebersberg gemeinsam mit dem 
Landschaf tspf legeverband 

Ebersberg e. V. Das Gesamtvo-
lumen des Projekts beträgt rund 
drei Millionen Euro und wird zu 
60 Prozent aus Mitteln des Bayeri-
schen Umweltministeriums und 
zu 40 Prozent aus dem Europä-
ischen Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE) gefördert.

Vier Hauptmoore

Im Fokus des Projekts stehen 
die rund 100 Hoch-, Übergangs- 
und Niedermoore im südlichen 
Landkreis Ebersberg. Ziel des 
Projekts ist eine schnelle und 
wirksame Wiedervernässung 
der Moorstandorte, um Treib-
hausgasemissionen zu reduzie-
ren und wertvolle Feuchtbio-
tope dauerhaft zu sichern. Der 
Schwerpunkt liegt dabei auf den 
vier Hauptmooren: dem Brucker 
Moos in den Gemeinden Aßling, 
Baiern und Bruck, den Katzen-
reuther Filzen im Stadtgebiet 
Grafing, den Frauenneuhartin-
ger Filzen in der Gemeinde Frau-
enneuharting sowie den Gutter-
stätter Streuwiesen in den Ge-
meinden Bruck und Moosach.

Kernmaßnahmen

Zu den Kernmaßnahmen ge-
hören die Wiederherstellung 
natürlicher Wasserstände, die 
Sicherung hydrologisch zusam-
menhängender Flächen und die 
ökologische Aufwertung beste-
hender Moorlebensräume. Dar- 
über hinaus sollen wichtige 
Trittsteinbiotope für gefährdete 
Arten wie Kreuzotter und Wie-
senbrüter gestärkt werden. Das 
Projekt verfolgt einen ökosys-
tembasierten Ansatz der Moor-
renaturierung. Gleichzeitig leis-
tet es einen Beitrag zum Aus-
bau der Grünen Infrastruktur in 
der Region und stärkt natürliche 
Ökosystemleistungen wie Was-
serrückhalt, Klimaschutz und 
Biodiversität.

Weitere Informationen gibt 
es unter https://www.lra-ebe.
de/landkreis/naturschutz-land-
schaftspflege/?moorschutz&or-
g a = 5 0 8 61 b 9 c 8 b c f 2 6 d 5 f -
3f34e0bde04292c.� r    

DWA-Vorständin Dr. Lisa Irwin-Broß liest im Städtischen Kindergar-
ten Allner (Hennef) „Aufregung im Abwasserrohr“.� Bild: DWA
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Funke hat das  
Regenwasser im Griff

Digitale Planung, intelligente Filtersysteme  
und moderne Speicherlösungen standen auf der IFAT  

im Mittelpunkt des Messeauftritts
Starkregen, versiegelte Flächen und steigende Anforderungen an 
die kommunale Infrastruktur machen moderne Regenwasserbe-
wirtschaftung wichtiger denn je. Auf der IFAT zeigte die Funke 
Kunststoffe GmbH, wie sich Regenwasser effizient reinigen, spei-
chern und versickern lässt; und zwar mit intelligenten Filtersyste-
men, modularen Speicherlösungen und dem neuen digitalen Pla-
nungstool „AquaFlowManager“.

Wie modernes Regenwas-
sermanagement heute funktio-
niert, demonstrierte Jörg Borg-
mann, Fachberater Außendienst 
bei Funke, direkt am Messe-
stand. Er präsentierte einen her- 
ausnehmbaren Filtereinsatz des 
UrbanClean-Systems zur Be-
handlung von Niederschlags-
wasser. Der Edelstahlfilter hält 
Sedimente und Schmutzstoffe 
zurück, bevor das Wasser ver-
sickert oder in Gewässer einge-
leitet wird. Die kompakte Bau-
weise und die einfache Wartung 
machen das System insbeson-
dere für kommunale Anwen-
dungen interessant.

Speichern und versickern

Darüber hinaus zeigte Fun-
ke weitere Lösungen für die Re-
genwasserbewirtschaftung. Da-
zu zählen unter anderem die mo-
dularen D-Raintank 3000®-Rigo-
lensysteme zur unterirdischen 
Rückhaltung und Versicke-
rung großer Wassermengen so-
wie Speicherlösungen wie die 
KS-Bluebox®, die Regenwasser 
beispielsweise zur Bewässerung 
oder als Löschwasserreserve 
verfügbar machen können. Er-

gänzt wird das Portfolio durch 
Drosselschächte und Sedimen-
tationsanlagen.

Digitale Unterstützung

Besonderes Interesse galt auf 
der Messe dem neuen digita-
len Planungstool „AquaFlow-
Manager“. Das System unter-
stützt Kommunen, Ingenieurbü-
ros und ausführende Unterneh-
men bei der Dimensionierung 
von Anlagen zur Regenwasser-
bewirtschaftung. Nach Eingabe 
weniger Projektdaten berech-
net das Tool automatisch Ab-
flussmengen, Speichervolumina 
und Drosselabflüsse und schlägt 
passende Systemlösungen in-
klusive Produktauswahl, Kos-
tenabschätzung und Ausschrei-
bungstexten vor.

Damit verbindet Funke klas-
sische Infrastrukturtechnik mit 
digitaler Planungskompetenz. 
Ob Reinigung, Rückhaltung oder 
Speicherung, der Messeauf-
tritt zeigte, dass das Unterneh-
men ganzheitliche Lösungen für 
den Umgang mit Regenwasser 
bietet. Oder anders gesagt: Bei 
Funke hat man das Regenwasser 
im Griff. � CH

Jörg Borgmann präsentierte den herausnehmbaren Filtereinsatz des 
UrbanClean-Systems zur Behandlung von Niederschlagswasser. 	Bild: CH

„Bodenschutz ist ohne  
Wasserschutz nicht denkbar“

9. Wasserforum der Regierung der Oberpfalz

„Wasser“ bleibt – vor allem angesichts des Klimawandels – ein 
wichtiges Thema, so das Credo des inzwischen 9. Wasserfo-
rums Oberpfalz, dem rund 90 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
aus ganz unterschiedlichen Bereichen, alle aber mit wichtigen 
Bezügen zum Wasser, im Großen Sitzungssaal der Regierung 
der Oberpfalz beiwohnten. 

Das Tagungsthema lautete dies-
mal „Die Bedeutung von Boden-
schutz und Bodenwasserhaus-
halt für den Trinkwasserschutz“. 
Als „Wasserfamilie“ bezeichne-
te die Regierungsvizepräsiden-
tin Christiane Zürn in ihrer Be-
grüßung die aus Vertretern vie-
ler Verbände und Einrichtungen 
bestehende Gästeschar. Sie ver-
wies auf die aktuelle Trockenheit 
und seltenere und heftigere Nie-
derschläge. Damit einher gehe 
ein nur oberflächlicher Ablauf des 
Wassers, weniger Versickerung im 
Boden und eine geringere Grund-
wasserbildung: Alles gravierende 
Auswirkungen auf den Boden.

Grundwasservorrat  
ist aufgebraucht

Ihre Aussagen konkretisierte 
Georg Strobl (Sachgebiet Wasser-
wirtschaft bei der Regierung der 
Oberpfalz). Rückblickend auf die 
Monate November 2025 bis März 
2026 waren alle – mit Ausnahme 
Januar – zu warm. Hinsichtlich 
der Niederschläge lagen alle fünf 
Monate – außer Februar – weit 
unter dem Durchschnitt. „In wei-
ten Teilen Bayerns herrscht aktu-
ell extreme Trockenheit“, stellte 
Strobl fest. Damit seien – auch in 
Bezug auf das Grundwasser – die 
Vorräte aufgebraucht, „wir sind 

onsleistung und das Bodengefüge 
auf den Bodenwasserhaushalt“, 
erklärte Zausig. Für das Bauen 
verwies er auf den physikalischen 
Bodenschutz: Festlegung boden-
kundlicher Schutzziele, Lösung 
der Bauzeitenkonflikte mit natur-
schutzfachlichen Anforderungen, 
bodenkundliche Fachplanung zu-
sammen mit der Ausführungspla-
nung, bodenkundliche Fachbau-
leitung bei großen Erdbaumaß-
nahmen. Anhand einiger Beispiele 
zeigte Zausig konkrete Möglich-
keiten für eine klimaresilientere 
Bodenbewirtschaftung auf.

mit niedrigen und sehr niedrigen 
Messständen ins neue Jahr ge-
startet“, stellte Strobl fest.

Zum Tagungsthema referier-
te Dr. Jörg Zausig, Vorsitzender 
des Hauptausschusses Gewässer 
und Boden der Deutschen Verei-
nigung für Wasserwirtschaft, Ab-
wasser und Abfall e.V. „Boden-
wasser und vorsorgender Bo-
denschutz“ hatte er sein Referat 
überschrieben, Ergänzend zu den 
Aussagen seiner Vorredner nann-
te er die erhöhte Verdunstung  
von Wasser, was zur Grundwas-
serreduzierung, Austrocknung 
von Quellen, trockenen Böden 
und Erhöhung des Wassergehalts 
in der Atmosphäre beiträgt. Die 
Tendenz gehe zu höheren Nieder-
schlägen im Winterhalbjahr, län-
geren Perioden mit stabiler Wit-
terung (viele Niederschläge oder 
lang anhaltende Trockenheit) und 
zur Zunahme schwerer Stürme. 
In diesem Kontext spielt der Bo-
den eine zentrale Rolle, da er Le-
bensgrundlage und Bestandteil 
des Naturhaushaltes (Wasser- und 
Nährstoffspeicher) ist. Daher gel-
te es, den Boden zu schützen: flä-
chenhaft, physikalisch und stoff-
lich. „Das Bodenmanagement hat 
großen Einfluss auf die Infiltrati-

Die Referentinnen und Referenten des 9. Wasserforums Oberpfalz mit Regierungsvizepräsidentin Chris-
tiane Zürn. V.l.: Georg Strobl, Christoph Hüttl, Dr. Jörg Zausig, Helena Ziegenhagel, Christiane Zürn, Franz 
Rösl und Claudia Muhr (Projektleiterin „Grundwasserschutz in der Oberpfalz“).	 Bild: Markus Bauer

Wasser ist  
ein Produkt des Bodens

„Gesunder Boden als Schlüs-
sel für Wasserhaushalt, Erosions-
schutz und Trinkwasserschutz“ 
lautete das Vortragsthema von 
Franz Rösl, der Vorsitzender der 
Interessengemeinschaft gesun-
der Boden e.V. ist. „Wasser ist ein 
Produkt des Bodens, ein lebendi-
ger Organismus und kein techni-
scher Filter“, lauteten seine ein-
leitenden Thesen. An Beispie-
len zeigte er die Gesundheit und 
Struktur mehrerer Böden und ih-

rer Schichten auf. Besonders die 
Funktionen des Bodens für das 
Trinkwasser hob Rösl hervor: In-
filtration, Speicherung, Reinigung 
und Pufferung, Schutz vor Aus-
trag. Die Voraussetzung dafür ist 
eine Strukturstabilität. So wir-
ke sich die Größe und damit der 
Druck der Reifen von Fahrzeu-
gen über die Ackerkrume und die 
Pflugsohle auf den Unterboden 
unterschiedlich aus, was letzt-
lich zu Veränderungen der Struk-
turen bis hin zu bleibenden Schä-
den führen kann. Rösl gab den 
Rat, mehr Humus aufzubauen, da 
damit mehr Wasserspender ver-
fügbar werde. „Mit aktivem Hu-
musaufbau und angepassten Bo-
denbewirtschaftungssystemen 
lassen sich die Funktionen der 
Böden nutzen. Und mit einem 
gesunden Boden für ausreichend 
und gesundes Wasser sorgen!“ 
Mit diesen Aspekten fasste Rösl 
seinen Vortrag zusammen.

Die „Schnittstelle Boden-Was-
serschutz beim Bau des Sued- 
OstLinks“, also in diesem Kon-
text zu beachtende Aspekte, be-
leuchtete Helena Ziegenhagel, 
die bei diesem Projekt für die 
bodenkundliche Baubegleitung 
zuständig ist. „Bodenschutz ist 
ohne Wasserschutz nicht denk-
bar“, lautete ihre einleitende 
These. Grundsätzlich gehe es 
um vorsorgenden Bodenschutz 
beim Bau, wo vor allem Verdich-
tungen und Gefügeschäden ver-
mieden und minimiert werden 
sollten. „Unterbodenverdich-
tungen, nicht mechanisch rekul-
tiviert, gelten als irreversibel. 

Ziel ist, Boden und Boden-
funktionen im Ursprungszu-
stand wiederherzustellen“, er-
läuterte Ziegenhagel. Sie nannte 
die gesetzlichen Vorgaben und 
die Aufgaben der Bodenkundli-
chen Baubegleitung (BBB): Be-
ratung aller am Bau Beteiligter 
hinsichtlich der Auflagen zum 
Bodenschutz, Beratung zu bo-
denfeuchteabhängigen Arbei-
ten, Beratung zu Themen wie 
Begrünung, Bodenaushub und 
Wiedereinbau und Beratung bei 
nötigen Abweichungen zur Ge-
nehmigung und Konkretisierun-
gen. 

Neben der BBB begleitet auch 
die hydrogeologische Baube-
gleitung die Baustelle. Die Re-
ferentin zeigte schließlich einige 
konkrete Maßnahmen zur Ver-
meidung und Minimierung von 
Bodenverdichtungen und Gefü-
geschäden. Abschließend wies 
sie auf Erosion und Flächenver-
siegelungen hin – ebenfalls mit 
dem Thema „Bodenschutz“ zu-
sammenhängende Themen.

Zum Abschluss widmete sich 
Christoph Hüttl, Leiter des Sach-
gebiets Raumordnung, Landes- 
und Regionalplanung an der Re-
gierung der Oberpfalz, dem The-
ma „Schutzgut Wasser in der Re-
gionalplanung“. Er zeigte den 
aktuellen Stand der Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete für die Was-
serversorgung in den Regional-
plänen und konkretisierte dies 
am Beispiel der Planungen für 
Windkraftanlagen. 

� Markus Bauer

100 Jahre Klärwerk Großlappen, 
60 Jahre IFAT

Unsichtbare Infrastruktur mit sichtbarer Wirkung
In München trafen zwei Jubiläen zusammen, die eng miteinander 
verbunden sind. Das Klärwerk Großlappen, seit 1926 in Betrieb, 
steht für moderne Abwasserreinigung, Gewässerschutz und Le-
bensqualität in einer wachsenden Großstadt. Zugleich verweist 
die IFAT als Weltleitmesse für Umwelttechnologien auf die in-
ternationale Bedeutung von Wasser-, Abwasser-, Recycling- und 
Ressourcenthemen.

Baureferentin Dr. Jeanne-Ma-
rie Ehbauer betonte die zen- 
trale Rolle der Münchner Stadt- 
entwässerung für Umwelt, 
Gesundheit und Stadtgesell-
schaft. Sauberes Wasser sei  
eine Grundvoraussetzung für  

gieautarkie von über 85 Prozent.
Zugleich steigen die Anforde-

rungen. Fuchs verwies auf die 
novellierte Kommunalabwas-
serrichtlinie mit verschärften 
Grenzwerten für Stickstoff und 
Phosphor sowie auf die Spuren-

Stadt. Umwelttechnologien ar-
beiteten oft im Verborgenen, sei-
en aber Grundlage moderner Le-
bensqualität. Die IFAT habe sich 
seit 1966 von 146 Ausstellern zu 
einer Weltleitmesse mit nahe-
zu 3.400 Ausstellern entwickelt. 
Themen wie klimaresiliente Kom-
munen, Wasser als Ressource, 
Recycling und Circular Economy 
seien ohne technologische Inno-
vation nicht zu bewältigen.

Jubiläumsbier aus Abwasser

Zum Jubiläum präsentierte 
die Münchner Stadtentwässe-
rung zudem eine Ausstellung zur 
Geschichte des Klärwerks. Für 
Aufmerksamkeit sorgte auch 
ein symbolträchtiges Projekt: 
Aus hochgereinigtem Abwas-
ser wurde gemeinsam mit Fach-
leuten der TU München und der 
Forschungsbrauerei Weihen-
stephan ein alkoholfreies Jubilä-
umsbier gebraut, als anschauli-
ches Beispiel dafür, welches Po-
tenzial in moderner Wasserauf-
bereitung steckt.

Investitionen  
wirken langfristig

Kommunale Daseinsvorsor-
ge ist weit mehr als Betrieb und 
Unterhaltung technischer An-
lagen. Sie ist Voraussetzung für 
Gesundheit, Umweltqualität, 
Standortattraktivität und Klima-
anpassung. Großlappen zeigt, 
dass Investitionen in Abwasser- 
infrastruktur langfristig wirken 
– oft unbemerkt, aber täglich 
spürbar. � MH

V.l. Messechef Stefan Rummel mit Baureferentin Dr. Jeanne-Marie 
Ehbauer und Bernd Fuchs, Erster Werkleiter der Münchner Stadt- 
entwässerung.	 Bild: MH

Geburtstagsständchen im Faulturm.	 Bild: MH

Lebensqualität, wirtschaftliche 
Entwicklung und sozialen Zu-
sammenhalt. Besonders sicht-
bar werde dies an der Isar: Dass 
ein Fluss mitten durch eine Mil-
lionenstadt Badegewässerqua-
lität aufweise, sei keine Selbst-
verständlichkeit, sondern Er-
gebnis konsequenter Investitio-
nen in Abwassersammlung und 
-reinigung.

Bernd Fuchs, Erster Werklei-
ter der Münchner Stadtentwäs-
serung, unterstrich, dass mo-
derne Abwasserreinigung hoch-
komplexe Technik und dauerhaf-
te Leistungsfähigkeit erfordere. 
Die Anlagen arbeiteten rund um 
die Uhr und seien zugleich ein 
Schlüssel für nachhaltigen Ge-
wässerschutz, Ressourceneffi-
zienz und zukunftsfähige Infra-
struktur. Ein besonderer Fokus 
liege auf der Energieversorgung: 
Die Münchner Stadtentwäs-
serung verstromt das in der 
Schlammfaulung gewonnene 
Klärgas und erreicht nach eige-
nen Angaben bereits eine Ener-

stoffelimination. Deshalb plant 
und baut die Münchner Stadt- 
entwässerung eine vierte Reini-
gungsstufe im Klärwerk II – per-
spektivisch wohl auch im Klär-
werk I Großlappen.

Messechef Stefan Rummel 
würdigte die Faultürme von Groß-
lappen als sichtbares Symbol ei-
nes ansonsten weitgehend un-
sichtbaren „Immunsystems“ der 
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Güteschutz Kanalbau auf der IFAT:

Kanalnetze  
unter Druck

Kommunen kämpfen  
mit Personalengpässen und Investitionsstau

Deutschlands Kanalinfrastruktur steht vor wachsenden Herausfor-
derungen und die Ursache ist nicht allein das fehlende Geld. „Vie-
le Projekte scheitern nicht an fehlenden Mitteln, sondern am feh-
lenden Personal in den Verwaltungen“, erklärte Marco Künster, 
Geschäftsführer der Gütegemeinschaft Kanalbau, vor Journalisten 
beim Güteschutz Kanalbau-Pressegespräch auf der IFAT.

Obwohl ausreichend Tiefbau-
kapazitäten vorhanden sind, flie-
ßen diese derzeit vor allem in 
Energieprojekte, sodass der Ka-
nalbau vielerorts ins Hintertref-
fen gerät. Die Folgen sind zuneh-
mend sichtbar. Schadensfälle 
nehmen zu,  es drohen Kanalein-
brüche und damit langfristige Be-
lastungen für Boden und Grund-
wasser.

Das Problem ist strukturell. Ka-
nalnetze benötigen eine konti-
nuierliche Erneuerung. Wird die-
se über Jahre vernachlässigt, ent-
steht ein Sanierungsstau, der 
sich später kaum noch aufholen 
lässt. „Dann kommt alles auf ein-
mal und das ist weder finanziell 
noch organisatorisch leistbar“, so 
Künster.

Personal als Engpassfaktor

Besonders kritisch ist die Situa- 
tion in vielen Kommunalverwal-
tungen. Planung, Ausschreibung 
und Bauüberwachung erfordern 
qualifiziertes Personal. Genau  
daran fehlt es jedoch häufig. Eine 
Branchenabfrage auf dem jüngs-
ten Kanalgipfel zeigte laut Ulf 
Michel, Vorsitzender von Güte-
schutz Kanalbau, ein klares Bild: 
Nur wenige Projekte scheitern 
aus Kostengründen; ein Großteil 
wird wegen fehlender personel-
ler Kapazitäten nicht umgesetzt. 
Für Kommunen bedeutet das, 
dass selbst bei vorhandenen Mit-
teln Maßnahmen oft nicht reali-
siert werden können.

Qualität  
hängt am Auftraggeber

Ein zentraler Hebel liegt bei 
den Kommunen selbst. Die Qua-
lität der Bauausführung hängt 
maßgeblich davon ab, wie kon-
sequent Auftraggeber Standards 
einfordern und kontrollieren. 
Werden Anforderungen nicht 
klar formuliert oder nicht über-
prüft, entsteht ein Wettbewerb 
über den Preis zulasten der Quali-
tät. Langfristig führt das zu höhe-
ren Folgekosten und zusätzlichen 
Belastungen für die kommunalen 
Haushalte.

Bayern mit Nachholbedarf

In Bayern wird das System 
der Gütesicherung bislang zu-
rückhaltender genutzt als in vie-
len anderen Bundesländern. Als 
Grund nennt die Ansprechpart-
ner von Güteschutz Kanalbau 
die Vielzahl an Vergabestellen, 
die eine flächendeckende Um-
setzung erschweren. Für Kom-
munen im Freistaat ergibt sich 
daraus ein klarer Handlungsbe-
darf. Standards müssen stärker 
verankert und konsequent ange-
wendet werden, um langfristige 
Schäden zu vermeiden.

Digitalisierung  
als Teil der Lösung

Vor diesem Hintergrund setzt 
die Branche verstärkt auf digitale 
Qualifizierung. Die Gütegemein-
schaft stellte auf der IFAT den Re-
launch der E-Learning-Plattform 
vor, die Bauleiter und Fachper-
sonal praxisnah schulen soll. Mi-
chel sieht darin einen wichtigen 
Baustein. Wissen müsse schneller 
und breiter in die Anwendung ge-
bracht werden, insbesondere auf-
grund des bereits spürbaren Fach-
kräftemangels. Die Plattform soll 
Quereinsteigern die Umschulung 
erleichtern und gleichzeitig beste-
hendes Personal gezielt weiter-
qualifizieren. Damit reagiert die 
Branche auf eine der zentralen 
Herausforderungen im kommu-
nalen Infrastrukturbereich. � CH

V.l.: Dr.-Ing. Marco Künster, Geschäftsführer der Gütegemeinschaft 
Kanalbau, M.Eng. Christoph Wiesel und Dipl.-Ing. MBA Ulf Michel, 
Vorsitzender Güteschutz Kanalbau. � Bild: CH
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Innenminister Joachim Herrmann startete mit Wasserwacht 
Bayern und DLRG die Kampagne „Sicherheit am und im Wasser“. 
� Bild: BayStMI/Alexandra Beier

Sicher am und im Wasser: 

Herrmann startet Kampagne 
zur Badesaison

Start der Kampagne „Sicherheit am und im Wasser“: 84 Men-
schen verloren 2025 in Bayern durch Ertrinken ihr Leben. Viele 
Badeunfälle lassen sich jedoch vermeiden. Deshalb informieren 
die Bayerische Wasserwacht, die Deutsche Lebens-Rettungs-Ge-
sellschaft (DLRG) und das Bayerische Innenministerium mit der 
gemeinsamen Social-Media-Kampagne „Sicherheit am und im 
Wasser“ über Gefahren beim Baden und Schwimmen sowie über 
wichtige Baderegeln für Seen und Flüsse.

„Im Jahr 2025 kamen in Bayern 
insgesamt 84 Menschen durch Er-
trinken ums Leben. Im Jahr davor 
waren es 70. Das ist ein spürba-
rer Anstieg und zeigt deutlich: Wir 
müssen dieses Thema ernst neh-
men und dafür sensibilisieren.“ 
Mit diesen Worten gab Bayerns 
Innenminister Joachim Herrmann 
heute den Startschuss für die ge-
meinsame Social-Media-Kampa-
gne ‚Sicherheit am und im Was-
ser‘ der Bayerischen Wasser-
wacht, der Deutschen Lebensret-
tungsgesellschaft (DLRG) und des 
Innenministeriums, mit der mög-
lichst viele Menschen über die Ri-
siken im Wasser informiert wer-
den sollen.

Die meisten Todesfälle ha-
be es an Seen und Flüssen ge-

geben. Herrmann: „Gerade freie 
Gewässer bergen besondere  
Risiken. Ein See ist kein kontrol-
liertes Schwimmbecken und ein 
Fluss kein Freibad. Dort gibt es 
keine gleichmäßige Tiefe, keine 
klare Sicht, keine Beckenränder 
und nicht immer eine Aufsicht.“ 
Betroffen seien alle Altersgrup-
pen von Kindern bis hin zu Seni-
oren.

Sicherheit beim Baden  
und Schwimmen: 
Kampagne gibt praktische  
Tipps zur Prävention

Die gemeinsame Social-Me-
dia-Kampagne mit der Bayeri-
schen Wasserwacht und der DL-
RG Bayern zeige praxisnah und 
verständlich, worauf es am und 
im Wasser ankommt. „Das ist mo-
derne Präventionsarbeit. Kurz, 
verständlich, anschaulich und le-
bensnah“.

Die Botschaft sei klar: „Genie-
ßen Sie unsere bayerischen Ge-
wässer. Aber nehmen Sie die Ge-
fahren ernst! Und: Wer helfen 
will, muss an den Eigenschutz 
denken. Niemandem ist geholfen, 
wenn aus einem Notfall zwei wer-
den“, so Herrmann. Deshalb gelte: 
Hilfe holen, Notruf absetzen, Ret-
tungsmittel nutzen, andere auf-
merksam machen und nur dann 
selbst ins Wasser gehen, wenn 
man sich nicht selbst in Lebensge-
fahr bringt.

Wasserwacht und DLRG 
stärken die Wasserrettung

Die DLRG und die Wasser-
wacht Bayern seien aus dem bay-
erischen Hilfeleistungssystem, in 
dem sich viele Helferinnen und 
Helfer vor allem ehrenamtlich en-
gagieren, nicht mehr wegzuden-
ken. Herrmann: „Das Bayerische 
Innenministerium investiert kräf-
tig, um den hohen Standard bei 
der Ausbildung und der Ausrüs-
tung des sicherheitsrelevanten 
Ehrenamts immer weiter zu ver-
bessern.“ Für die Ausstattung und 
Technik der DLRG und der Was- 
serwacht in Bayern, dazu zählen 
etwa Einsatzfahrzeuge, Rettungs-
boote und Digitalfunkgeräte, ha-
be der Freistaat in den letzten bei-
den Jahren gut 13,5 Millionen Eu-
ro zur Verfügung gestellt, für 2026 
sind weitere knapp 6 Millionen 
Euro eingeplant.

Spannende Einblicke in die 
Kampagne – darunter kurze Vi-
deoclips, Grafiken sowie prak-
tische Sicherheitstipps – gibt es 
auf den Social-Media-Kanälen 
des Bayerischen Innenministeri-
ums. Weiterführende Informa- 
tionen, Hintergrundmaterial sowie 
den Kampagnen-Flyer zum Down-
load erhalten Sie zudem auf der 
Kampagnenseite www.sicher-am- 
wasser.bayern.de.� r

Einführung des Wassercents 
in Bayern

Zum 1. Juli 2026 wird der Wassercent in Bayern erstmals erhoben. 
Umweltminister Thorsten Glauber betonte dazu in München: „Der 
Wassercent ist ein Meilenstein für den Grundwasserschutz in Bay-
ern. Er gibt unserem wichtigsten Lebensmittel einen Wert... Die 
Einnahmen aus dem Wasserentnahmeentgelt werden zweckge-
bunden für Maßnahmen zum Wasserschutz und für eine nachhal-
tige Wasserbewirtschaftung verwendet.“

Mit der Novelle des Baye-
rischen Wassergesetzes wur-
de zum 1. Januar 2026 der Was-
sercent in Bayern eingeführt. Die 
erste Erhebung erfolgt im Zeit-
raum vom 1. Juli bis 31. Dezem-
ber 2026. Die ersten Zahlungen 
erfolgen dann im Jahr 2027. Al-
le Wassernutzer, die Grundwas-
ser unmittelbar aus einem eige- 
nen Brunnen entnehmen, sind 
zur Zahlung des Wasserent- 
nahmeentgelts verpflichtet. Hier- 
unter fallen beispielsweise öffent-
liche Wasserversorger, aber auch 
private Entnehmer und die Indus-
trie. Haushalte, die das Wasser 
von der Wasserversorgung be-
ziehen, sind keine Entnehmer im 
Sinne des Wasserentnahmeent-
gelts, sie werden direkt von den 
Wasserversorgern an den Kosten 
beteiligt.

Das Entgelt beträgt einheitlich 
10 Cent pro entnommenem Ku-

bikmeter Grundwasser (1.000 Li-
ter). Alle Wasserentnehmer zah-
len aufgrund des gesetzlich vor-
gesehenen Freibetrags erst ab ei-
ner Menge, die 5.000 Kubikmeter 
im Jahr übersteigt. Im ersten Er-
hebungszeitraum vom 1. Juli bis 
31. Dezember 2026 beträgt der 
Freibetrag auf Grund des halben 
Jahres 2.500 Kubikmeter.

Bei der Festsetzung des kon-
kreten Wasserentnahmeentgelts 
wird entweder der im Wasser- 
entnahmebescheid festgelegte 
jährliche Entnahmewert oder 
die tatsächliche Entnahmemen-
ge zugrunde gelegt, sofern der 
Entnehmer diese gegenüber der 
Wasserrechtsbehörde mitteilt. 
Dabei genügt die Glaubhaftma-
chung der tatsächlich entnom-
menen Menge an Wasser. Es gilt 
der Grundsatz von Vertrauen und 
Selbstverantwortung, es besteht 
dementsprechend keine gesetz-
liche Messverpflichtung. Bereits 
bestehende Messverpflichtun-
gen, beispielsweise aus dem Zu-
lassungsbescheid oder der Eigen-
überwachungsverordnung, blei-
ben unberührt.

Alle Wasserentnehmer, die un-
ter die Entgeltpflicht fallen, kön-
nen daher bis zum 1. März 2027 
gegenüber der zuständigen Kreis-
verwaltungsbehörde, d.h. ent-
weder dem Landratsamt oder 
der kreisfreien Stadt, ihre tat-
sächlich entnommene Wasser-
menge melden. Das Umweltmi-
nisterium empfiehlt dazu, ent-
sprechende Zählerstände von 
Messeinrichtungen wie beispiels-
weise Wasseruhren oder Strom-
zähler bei Pumpen zum 1. Juli 
2026 und zum 31.12.2026 zu do-
kumentieren. Die Dokumenta- 
tion ist für die erforderliche 
Glaubhaftmachung der tatsäch-
lich entnommenen Wassermen-
ge erforderlich.

Potenziell Entgeltpflichtige er-
halten im Herbst 2026 ein Infor-
mationsschreiben von ihrem je-
weils zuständigen Landratsamt 
oder kreisfreien Stadt mit wei-
terführenden Informationen zur 
Einführung des Wasserentnah-
meentgelts, insbesondere zur 
Möglichkeit der elektronischen 
Übermittlung der tatsächlich ent-
nommenen Wassermengen für 
den ersten Erhebungszeitraum  
(1. Juli bis 31. Dezember 2026).�r

https://www.tvbayernlive.de/
http://www.sicher-am-wasser.bayern.de
http://www.sicher-am-wasser.bayern.de
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Zwischen Pioniergeist  
und Praxistest
Elektrische Geräteträger für den Bauhof

Bei einem Praxisworkshop der Henne Nutzfahrzeuge GmbH in 
Heimstetten bei München standen Ende Mai drei sehr unter-
schiedliche Ansätze für kommunale Elektromobilität im Mittel-
punkt: der batterieelektrische Geräteträger ORTEN ET 400 U, 
der neue Elektro-Pick-up KGM Musso EV sowie der vollelektri-
sche Hanggeräteträger Sauerburger e-GRIP. Vertreter von Au-
tobahnmeistereien, Wasserwirtschaft, Kommunen und staat-
lichen Einrichtungen diskutierten dabei vor allem eine Frage: 
Welche elektrischen Arbeitsfahrzeuge sind im kommunalen All-
tag heute bereits sinnvoll einsetzbar?

„Das ist keine Frontalveran-
staltung“, betonte Boris Giesen, 
Verkaufsleiter bei Henne Nutz-
fahrzeuge, gleich zu Beginn. Ziel 
sei der direkte Austausch zwi-
schen Herstellern und Anwen-
dern. Genau dieser Praxisbezug 
zog sich durch die gesamte Ver-
anstaltung.

Elektrischer Unimog  
für kommunale Einsätze

Besonderes Interesse galt 
dem ORTEN ET 400 U, einem 
vollständig elektrifizierten Uni-
mog. Peter Hagen von der Firma 
Orten erklärte, warum man sich 
bewusst auf dieses Segment kon-

zentriert habe: Während elektri-
sche Lkw inzwischen serienmä-
ßig verfügbar seien, gebe es im 
Bereich der kommunalen Gerä-
teträger noch kaum emissions-
freie Lösungen.

Technisch basiert das Fahr-
zeug auf einem umgebauten 
Unimog-Fahrgestell. Der Diesel-
antrieb wird vollständig entfernt 
und durch einen elektrischen An-
triebsstrang mit 800-Volt-Tech-
nik ersetzt. Zum Einsatz kommen 
Lithium-Eisenphosphat-Batteri-
en (LFP), die als besonders sicher 
gelten. Im präsentierten Fahr-
zeug waren 220 Kilowattstun-
den Batteriekapazität verbaut, je 

nach Radstand sind bis zu 400 Ki-
lowattstunden möglich.

Wichtig für kommunale Betrei-
ber: Bestehende Anbaugeräte 
wie Mäharme, Streuer, Schnee-
schilde oder Frontzapfwellen 
können weiterhin genutzt wer-
den. „Alles, was man bisher am 
Diesel-Unimog betrieben hat, 
funktioniert auch elektrisch“, so 
Hagen.

Als entscheidende Herausfor-
derung bezeichneten die Refe-
renten weniger die Fahrzeug-
technik als vielmehr die Ladein-
frastruktur. Im Sommer seien 
typische Mäheinsätze meist oh-
ne Zwischenladen möglich. Im 
Winterdienst hingegen müs-
se bei langen Einsätzen mit ei-
ner Zwischenladung gerechnet 
werden. Das Fahrzeug kann per 
DC-Schnellladung mit bis zu 300 
kW geladen werden.

Neben Umweltaspekten rück-
ten auch wirtschaftliche Fragen 

Der ORTEN ET 400 U, ein vollständig elektrifizierter Unimog.	 Der Musso EV von KGM Europe, ein vollelektrischer Pick-up.	 Öl- und emissionsfrei: Der e-GRIP von Sauerburger.	 Bilder: MH

in den Fokus. Trotz hoher An-
schaffungskosten könne sich ein 
elektrischer Geräteträger über 
niedrigere Energie- und Betriebs-
kosten nach sechs bis acht Jah-
ren amortisieren. Für Kommu-
nen relevant sei zudem die Clean 
Vehicles Directive (CVD), da emis-
sionsfreie Fahrzeuge die vorge-
schriebenen Beschaffungsquo-
ten positiv beeinflussen.

Elektro-Pick-up für Bauhof 
und Streckenkontrolle

Mit dem Musso EV präsentier-
te KGM Europe den ersten voll- 
elektrischen Pick-up der Marke, 
die vielen noch unter dem frühe-
ren Namen SsangYong bekannt 
ist. Dirk Frischknecht von KGM 
betonte, dass man gezielt den 
kommunalen Markt adressiere, 
weil dort künftig verstärkt elek-
trisch beschafft werden müsse.

Das Fahrzeug verfügt über ei-

ne 80,4-kWh-LFP-Batterie. An-
geboten werden eine Zwei- und 
eine Allradversion. Besonders 
hervorgehoben wurde, dass 
der Allradantrieb auch im Rück-
wärtsgang verfügbar sei – ein 
Detail, das laut Hersteller bei 
manchen Wettbewerbern fehle.

Mit Reichweiten von bis zu 550 
Kilometern bei langsamer Fahrt 
und Anhängelasten von bis zu 2,3 
Tonnen zielt der Musso EV auf ty-
pische kommunale Anwendun-
gen wie Streckenkontrolle, Grün-
pflege oder leichte Transportauf-
gaben. Der Einstiegspreis liegt 
laut Hersteller bei rund 35.285 
Euro netto.

Interessant für Kommunen: 
KGM arbeitet derzeit an zusätz-
lichen elektrischen Schnittstel-
len für Anbaugeräte und Sonder-
aufbauten. Auch Lösungen für 
Schneeschilder und Streugeräte 
befinden sich in Entwicklung.

Öl- und emissionsfrei  
am Hang

Einen völlig anderen Ansatz 
verfolgt der neue Sauerburger 
e-GRIP. Der vollelektrische Hang-
geräteträger wurde speziell für 
Arbeiten in sensiblen Bereichen 
wie Gewässerrandstreifen oder 
Steillagen entwickelt. Geschäfts-
führer Franz Sauerburger sprach 
offen über die Motivation hinter 
dem Projekt: „Die Zeit der Ver-
brenner ist für diese Einsatzzwe-
cke meines Erachtens vorbei.“

Besonderes Augenmerk legten 
die Entwickler auf den vollstän-
digen Verzicht auf Hydrauliköl. 
Zapfwelle und Geräteantrieb er-
folgen elektrisch. Dadurch eignet 
sich das Fahrzeug insbesondere 
für Einsätze im Bereich Wasser-
wirtschaft und Naturschutz.

Technisch setzt der e-GRIP auf 
Radnabenmotoren und eine un-
gewöhnliche Hinterachslenkung 
über unterschiedliche Raddreh-
zahlen. Dadurch wird keine zu-
sätzliche Energie für die Lenkung 
benötigt. Die Entwickler verspre-
chen sich davon einen besonders 
hohen Wirkungsgrad.

Die Batterie mit 54 kWh ermög-
licht laut Hersteller je nach Ein-
satzdauer Arbeitszeiten von fünf 
bis sieben Stunden. Das Fahrzeug 
bleibt bewusst auf 20 km/h be-
grenzt, um Energieverbrauch und 
Gewicht niedrig zu halten. Mit ei-
nem Leergewicht von rund 1,8 
Tonnen bleibt der e-GRIP zudem 
transportfreundlich.

Kommunen  
testen noch vorsichtig

Der Workshop veranschaulich-
te: Die Technik entwickelt sich 
schnell, doch viele Kommunen 
befinden sich noch in der Erpro-
bungsphase. Reichweite, Ladein-
frastruktur, Wintereinsatz und 
Wirtschaftlichkeit bleiben zen- 
trale Fragen. Gleichzeitig wächst 
der Druck durch Klimaziele und 
gesetzliche Vorgaben.

Die Hersteller setzen daher be-
wusst auf Praxistests gemeinsam 
mit Bauhöfen und öffentlichen 
Betreibern. Denn eines wurde in 
Heimstetten ebenfalls klar: Elek-
trische Geräteträger werden den 
klassischen Diesel kurzfristig nicht 
vollständig ersetzen. Für klar de-
finierte Einsatzbereiche könnten 
sie jedoch schon heute eine wirt-
schaftlich und ökologisch sinnvol-
le Ergänzung sein. � MH

Mit seinen Lintrac-Traktoren und Unitrac-Transportern konnte Lindner den Umsatz im Geschäftsjahr 
2025/26 steigern.  							           Bild: Lindner Traktoren  

Umsatzplus führ Lindner:

Vertriebsoffensive in 
Deutschland

Der Tiroler Traktoren- und Transporterhersteller Lindner steiger-
te den Umsatz im Geschäftsjahr 2025/26 um fünf Prozent auf 98 
Millionen Euro – mit neuen Modellen und einem klaren Fokus auf 
den Vertrieb. Mit dem Lintrac 130 PRO und dem Lintrac 160 LDri-
ve soll sich der positive Trend 2026/27 weiter fortsetzen.

Das Tiroler Familienunter-
nehmen Lindner hat sich im Ge-
schäftsjahr 2025/26 (Bilanzstich-
tag: 31. März) in einem herausfor-
dernden Umfeld sehr robust ge-
zeigt. „Wir konnten den Umsatz 
um fünf Prozent auf 98 Millionen 
Euro steigern. Vor dem Hinter-
grund, dass sich alle wesentlichen 
Märkte rückläufig entwickelt ha-
ben, konnten wir erfolgreich ge-
gen den Strom schwimmen“, be-
richtet Geschäftsführer David 
Lindner. Zum Vergleich: Der euro-
päische Traktorenmarkt ist 2025 
um fast fünf Prozent zurückge-
gangen.

Ein Grund für die positive Per-
formance war die Unterstüt-
zung der bestehenden Händler 
und der Aufbau neuer Vertriebs- 
partner, unter anderem in Nord-
deutschland. Dazu kam die gute 
Nachfrage nach den neuen Mo-
dellen Lintrac 65 LS und Lintrac 70 
sowie nach dem Profitransporter 
Unitrac 122 PRO. Die Exportquo-
te liegt bei 60 Prozent, wichtigs-
ter Exportmarkt ist die Schweiz, 
gefolgt von Deutschland, Frank-
reich und Südtirol. Auch Kanada 
gewinnt an Bedeutung. „Mittler-
weile geht bereits ein Drittel un-
serer Produkte an die Kommu-

nen und die Hälfte an Landwir-
te. Der Rest entfällt auf Spezial-
anwendungen für Seilbahnen, 
Industrieunternehmen oder den 
Forstsektor“, erklärt David Lind-
ner.

Rückenwind  
durch neue Modelle

Im laufenden Geschäftsjahr 
will Lindner die Umsatzmar-
ke von 100 Millionen Euro über-
schreiten. Einen wesentlichen 
Beitrag sollen neue Modelle wie 
der Lintrac 130 PRO und der Lin-
trac 160 LDrive leisten. „Beim Lin-
trac 160 ist es uns gelungen, ho-
he Leistung mit optimaler Wen-
digkeit und Kompaktheit zu ver- 
einen. Diese Eigenschaften ge-
hören zur Lindner-DNA und wer-
den von unseren Kunden im 
Grünland, im Transportbereich 
und im Kommunalsektor erwar-
tet. Unsere Antwort ist ein von 
Grund auf neues Fahrkonzept, 
bei dem zudem die intuitive Be-
dienung und der Fahrkomfort ei-
nen sehr hohen Stellenwert ha-
ben“, betont Manuel Lindner, der 
die Bereiche Innovation, Qualität 
und Lehrlingsausbildung leitet. 

Neben neuen Modellen setzt 

Bucher Municipal  
zieht positives Fazit zur  

IFAT 2026
Die Bucher Municipal zieht eine positive Bilanz ihrer Teilnahme 
an der IFAT 2026. Vom 4. bis 7. Mai präsentierte das Unterneh-
men in Halle C6 seine Lösungen für den kommunalen Einsatz ei-
nem internationalen Fachpublikum.

Nach Angaben des Unterneh-
mens war der Messeauftritt von 
zahlreichen Fachgesprächen und 
einem intensiven Austausch mit 
Anwendern und Partnern ge-
prägt. Dabei seien auch Impul-
se für die Weiterentwicklung der 
Produkte gewonnen worden.

Besondere Aufmerksamkeit 
erhielt das erstmals vorgestell-
te Head-Up Display für den kom-
munalen Winterdienst. Die Lö-
sung wurde mit dem ersten Platz 
beim VAK Innovationspreis 2026 
ausgezeichnet. Ziel der Entwick-
lung ist es, sicherheitsrelevan-
te Informationen direkt im Sicht-
feld des Fahrers bereitzustellen 
und damit die Übersicht sowie 
die Konzentration im Winter-
diensteinsatz zu verbessern.

Großes Interesse verzeichnete 
Bucher Municipal zudem für das 
neue Bedienpult „EcoSat Pro“. 
Die Rückmeldungen der Fachbe-

sucher hätten gezeigt, dass bei-
de Entwicklungen auf die Anfor-
derungen kommunaler Anwen-
der ausgerichtet seien.

Auch im Bereich Winterdienst-
technik präsentierte das Unter-
nehmen verschiedene Streu- 
und Pflugsysteme sowie Fahr-
zeugkonzepte. Die täglichen 
Live-Vorführungen im Rahmen 
der VAK „Truck in Action“ wur-
den laut Unternehmen stark be-
sucht und boten Gelegenheit 
zum fachlichen Austausch.

Hervorgehoben wurde außer-
dem die Zusammenarbeit mit 
den Partnerunternehmen Daim-
ler Truck, MAN, Hako und Lind-
ner, die sich in gemeinsamen 
Messeauftritten widerspiegel-
te. Dies unterstreiche die enge 
Vernetzung innerhalb der Bran-
che und die Bedeutung gemein-
samer Projekte im kommunalen 
Umfeld.	 r

Freude über Platz eins: Victoria Rasoulkhani, Geschäftsführerin von 
Bucher Municipal, und ihr ausgezeichnetes Entwicklerteam feiern 
den Gewinn des VAK-Innovationspreises 2026.           Bild: Bucher Municipal

Lindner auch auf die Weiter-
entwicklung bestehender Bau-
reihen als Antwort auf die her-
ausfordernden Märkte, betont 
Geschäftsführer Stefan Lind-
ner. „Einer unserer gefragtes-
ten Traktoren der vergange-
nen Jahre ist der Lintrac 130, 
den wir zur Pro-Version weiter-
entwickelt haben. Dank Power-
management leistet der Lintrac 
130 in der PRO-Version 106 kW 
(144 PS) und entfaltet ein enor-
mes Drehmoment von 566 Nm 
bei 1500 U/min.“ Im Mittelpunkt 
stehe immer, die Arbeit der Kun-
den zu erleichtern. „Ein Beispiel 
ist die 4-Rad-Lenkung, die Trakto-
ren und Transporter von Lindner 
besonders wendig macht. Heute 
werden zwei Drittel unserer Mo-
delle mit der mitlenkenden Hin-
terachse ausgeliefert, Tendenz 
steigend.“

Montage fit für  
die Zukunft gemacht

Einen großen Stellenwert hat 
für Lindner die Montage, in der 
60 der 253 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter beschäftigt sind. Im 
Geschäftsjahr 2025/26 hat Lind-
ner die Traktorenmontage im 
Technologiezentrum in Kundl op-
timiert und damit die Basis für 
neue Modelle wie den Lintrac 160 
geschaffen. „Der Schwerpunkt lag 
auf Lösungen, die unseren Teams 
die Arbeit im Alltag erleichtern“, 
sagt Geschäftsführer Christoph 
Lindner, der im Familienunter-
nehmen für die Montage, Lackie-
rerei und Reparaturwerkstatt ver-
antwortlich ist. Im Mai 2026 star-
tete die Serienproduktion des Lin-
trac 160 LDrive. 	 r
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SERVICETAG 2026

Programm: 

 Kostenloser Unimog-TechCheck

 Vor Ort in Hagelstadt: der neue Reform MULI T15 V

 Live-Vorführung und für den Selbsttest: Giess- und     

   Wassertechnik

Vor Ort  

Probefahrten 

möglich –  

mit dem UNIMOG 

U 219 LOW

Hengersberg
23.6.2026

Hagelstadt
25.6.2026

Hier zur  
Anmeldung für 
kostenlosen  
Tech-Check:

www.beutlhauser.de

Servicetag in Neustadt/Orla.				    Bild: Beutlhauser

Servicetag in Kulmbach. 				    Bild: Beutlhauser

Waldzustandserhebung 2025:

Situation bleibt angespannt
Die Ergebnisse der vom Bundesministerium für Landwirt-
schaft, Ernährung und Heimat veröffentlichten Waldzustand-
serhebung (WZE) 2025 zeigen nach Angaben des DStGB ein 
gemischtes Bild für Deutschlands Wälder. Zwar habe sich der 
Kronenzustand der Bäume im bundesweiten Durchschnitt ge-
genüber dem Vorjahr kaum verändert, von einer nachhaltigen 
Erholung könne jedoch weiterhin keine Rede sein. Besonders 
die Folgen der extremen Dürrejahre zwischen 2018 und 2020 
seien in vielen Waldbeständen noch deutlich sichtbar.

Die Waldzustandserhebung 
wird jährlich auf Basis von Stich-
proben durchgeführt. Dabei be-
werten Fachleute den Zustand 
der Baumkronen und damit die 
Vitalität der Wälder. Die gewon-
nenen Daten dienen als wichti-
ge Grundlage für Entscheidun-
gen im Wald- und Klimaschutz.

Trotz ungünstigerer Wetter-
bedingungen im Jahr 2025 im 
Vergleich zum Vorjahr bleibt 
die Zahl gesunder Bäume stabil: 
Rund jeder fünfte Baum weist 
keine sichtbaren Schäden auf. 
Positiv bewertet wird zudem, 
dass sowohl bei Laub- als auch 
bei Nadelbäumen die Zahl der 
neu abgestorbenen Bäume zu-
rückgegangen ist.

Dennoch zeigt die Untersu-
chung, dass sich die Wälder nur 
langsam stabilisieren. Besonders 
kritisch bleibt die Situation bei 
den Eichen. Auch Kiefern weisen 
zunehmend Schäden auf und be-
reiten Fachleuten Sorge.

Aus Sicht der kommunalen 
Waldbesitzer ergeben sich laut 
DStGB daraus klare politische 
Forderungen. So müsse der Um-
bau der Wälder zu klimaresilien-
ten Mischwäldern langfristig und 

verlässlich unterstützt werden. 
Förderprogramme wie die Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ (GAK) sowie 
das Programm „Klimaangepass-
tes Waldmanagement“ sollten 
ausreichend finanziert und mög-
lichst unbürokratisch ausgestal-
tet werden.

Zudem wird auf die vielfälti-
gen Leistungen der kommunalen 
Wälder hingewiesen. Sie leiste-
ten wichtige Beiträge zum Klima-
schutz, zur Wasserspeicherung, 
zur Förderung der Biodiversität 
sowie als Erholungsraum für die 
Bevölkerung. Diese Gemeinwohl-
leistungen müssten künftig stär-
ker finanziell anerkannt werden.

Gleichzeitig stiegen die Kosten 
für Wiederaufforstung, Wald-
pflege, Verkehrssicherung sowie 
den Umgang mit Schädlingen und 
den Folgen des Klimawandels. 
Diese Belastungen dürften nicht 
allein von den Kommunen ge-
tragen werden. Eine nachhaltige 
und aktive Waldbewirtschaftung 
bleibe unverzichtbar, um stabi-
le und widerstandsfähige Wälder 
für kommende Generationen zu 
erhalten. 	 DK

GaLaBau 2026:

Messe als Impulsgeber  
für grüne Branche

Mit einem vielseitigen und praxisnahen Rahmenprogramm rückt die 
internationale Fachmesse GaLaBau vom 15. bis 18. September 2026 er-
neut zentrale Zukunftsthemen der grünen Branche in den Mittelpunkt. 
Formate wie der Landschaftsgärtner-Cup, der GRÜN-BLAUE PFAD und 
die E-Mobility Area adressieren gezielt die Themen Nachwuchsförde-
rung, Nachhaltigkeit und technologische Innovationen und machen 
diese für Fachbesucher erlebbar. Damit unterstreicht die „Internatio-
nale Leitmesse für Urbanes Grün und Freiräume“ ihren Anspruch, der 
Branche Orientierung zu geben und Lösungsansätze für aktuelle Her-
ausforderungen zu präsentieren. Erwartet werden rund 1.100 Ausstel-
ler in 14 Messehallen und auf den Aktionsflächen im Freien.

Landschaftsgärtner-Cup

Ein besonderer Publikumsmag- 
net im Rahmenprogramm der 
GaLaBau ist der Landschaftsgärt-
ner-Cup. Der deutschlandwei-
te Wettbewerb gilt als eines der 
renommiertesten Formate des 
Garten- und Landschaftsbaus 
und stellt den beruflichen Nach-
wuchs der Branche in den Fokus. 
Alle Landesverbände entsenden 
die Sieger ihrer Landesentschei-
de nach Nürnberg, wo sie auf der 
GaLaBau gegeneinander antre-
ten, um den Titel des Deutschen 
Meisters im Garten- und Land-
schaftsbau zu erringen.

Über zwei Wettbewerbsta-
ge hinweg bearbeiten die Nach-
wuchslandschaftsgärtnerinnen 
und -gärtner eine anspruchsvol-
le praktische Aufgabe, die hand-
werkliches Können, Teamfähig-
keit und fachliche Exzellenz er-
fordert. Den Abschluss bildet 

Der Rundum-Check für den Unimog bei Beutlhauser:

Servicetage stärken  
Einsatzbereitschaft und  

Kundennähe 
Läuft der Motor rund? Gibt es versteckte Roststellen? Und wie steht 
es um die Reifen? Bei den traditionellen Servicetagen von Beutl-
hauser in Kulmbach, Neustadt/Orla und Weimar hatten Kunden die 
Chance, den technischen Zustand ihres Unimog überprüfen zu las-
sen. Diese Fahrzeugchecks helfen, mögliche Schäden frühzeitig zu er-
kennen und sichern die langfristige Einsatzbereitschaft des Unimog.

„Mit regelmäßiger Pflege und 
Wartung lassen sich aufwendi-
ge und kostspielige Reparaturen 
oftmals verhindern. Deshalb ha-
ben sich die Servicetage längst 
etabliert. Sie werden von unse-
ren Kunden sehr geschätzt“, be-
tont Nils Rotter, Leiter Kommu-
naltechnik bei Beutlhauser. Der 
Andrang an den Standorten in 

die Preisverleihung im Messe-
park. Mit dem Landschaftsgärt-
ner-Cup macht die GaLaBau die 
Bedeutung qualifizierter Fach-
kräfte sichtbar und setzt zugleich 
ein deutliches Signal für die Zu-
kunftsfähigkeit der Branche.

Weitere Informationen zum 
Landschaftsgärtner-Cup finden 
Sie auf der Webseite des Ausbil-
dungsförderwerks Garten-, Land-
schafts- und Sportplatzbau e.V.

GRÜN-BLAUER PFAD

Ein weiterer zentraler Bestand-
teil des Rahmenprogramms ist 
der GRÜN-BLAUE PFAD. Er zeigt 
anschaulich, welchen Beitrag die 
grüne Branche zu Klimaschutz, 
Klimaanpassung und nachhalti-
gen urbanen Lebensräumen leis-
ten kann. Entlang des Pfades prä-
sentieren ausgewählte Aussteller 
Produkte, Konzepte und Lösun-
gen, die beispielsweise den Um-

gang mit Wasser, die Begrünung 
von Städten oder ressourcen-
schonende Bauweisen in den Fo-
kus rücken.

Die Teilnahme am GRÜN-BLAU-
EN PFAD ist limitiert und setzt ein 
Bewerbungsverfahren mit Jurybe-
wertung voraus. Dadurch wird die 
hohe fachliche Qualität des For-
mats sichergestellt. Aus Sicht der 
Messe gewinnt das Thema Nach-
haltigkeit kontinuierlich an Be-
deutung – entsprechend zählt der 
GRÜN-BLAUE PFAD zu den inhaltli-
chen Leuchtturmformaten der Ga-
LaBau. Isabel Grundner, Veranstal-
tungsleiterin der GaLaBau, betont: 
„Mit dem GRÜN-BLAUEN PFAD ma-
chen wir nachhaltige Innovationen 
im Garten- und Landschaftsbau 
sichtbar – von Ressourcenscho-
nung über Klimaanpassung bis hin 
zur Förderung der Biodiversität.“ 
Ergänzt wird das Angebot durch ge-
führte Touren, bei denen Besucher 
die Innovationen und Lösungen der 
Aussteller kennenlernen können. 
Interessierte Aussteller können 
sich noch bis zum 30. Mai 2026 be-
werben.

Weitere Informationen finden 
Sie auf der Seite „Der grün-blaue 
Pfad“ der GaLaBau-Messe.

E-Mobility Area: 
Elektromobilität live erleben

Wie innovative Antriebs-
technologien konkret im Ar-
beitsalltag eingesetzt werden 
können, zeigt die E-Mobility 
Area im Außenbereich der GaLa- 
Bau. Moderiert von Raoul Hel-
mer präsentieren Aussteller neu 
entwickelte Bau- und Pflegema-
schinen sowie Kommunalfahr-
zeuge mit Elektroantrieb. Im Her-
zen der Aktionsflächen können 
Fachbesucher die Leistungsfähig-
keit, Effizienz und Einsatzmöglich-
keiten der E-Mobilität im Garten- 
und Landschaftsbau aus nächster 
Nähe erleben und testen.

Bereits in der vergangenen 
Messeausgabe stieß das Format 
auf reges Interesse: Als Teil des 
GRÜN-BLAUEN PFADES rückte 

die E-Mobility Area emissionsar-
me Technologien und zukunfts-
weisende Maschinenlösungen in 
den Fokus der Besucher. An al-
len Messetagen präsentieren 
Aussteller ihre Produktneuheiten 
und machen deutlich, welches 
Potenzial elektrische Antriebe für 
die Branche bieten.

Branche zeigt Stabilität  
in herausfordernden Zeiten

Das starke Rahmenprogramm 
der GaLaBau spiegelt die aktuelle 
Marktlage des Garten- und Land-
schaftsbaus wider. Trotz wirt-
schaftlich herausfordernder Rah-
menbedingungen behauptet die 
Branche ihren Wachstumskurs. 
2025 stieg der Umsatz um 4,3 
Prozent auf 11,11 Milliarden Euro. 
Auch die Zahl der Betriebe, Be-
schäftigten und Auszubildenden 
legte erneut zu.

Die Branchenstatistik 2025 des 
Bundesverbandes Garten-, Land-
schafts- und Sportplatzbau e. V. 
(BGL) bestätigt damit die Sta-
bilität des Sektors und unter-
streicht dessen Bedeutung für 
Klimaanpassung, Lebensqualität 
und nachhaltige Stadtentwick-
lung. Als ideeller Träger der Ga-
LaBau präsentiert der BGL mit 
der „Zukunft grüner LebensRäu-
me“ einen Messestand mit Fach-
vorträgen, Wettbewerben und 
Best-Practice-Beispielen zu inno-
vativen und nachhaltigen Lösun-
gen für die Branche.

Weitere Informationen zur 
Branchenstatistik 2025 finden 
Sie auf der Seite „Branchensta-
tistik 2025 – GaLaBau behauptet 
Wachstumskurs in schwierigen 
Zeiten“.	 r

Kulmbach, Neustadt/Orla und 
Weimar war entsprechend groß. 
Nach der Kontrolle von Technik, 
Sicherheit und Zustand des Fahr-
zeugs wurden die Ergebnisse in 
einem detaillierten Prüfbericht 
dokumentiert. Bei Bedarf erhiel-
ten die Kunden auch bereits ei-
nen Kostenvoranschlag für nöti-
ge Reparaturen. 

Technik live erleben

Ebenfalls im Fokus: der Erfah-
rungsaustausch mit anderen 
Unimog-Fahrern und dem Team 
von Beutlhauser. Die Serviceta-
ge dienen schließlich auch der 
Informationsvermittlung. An al-
len drei Standorten gab es große 
Fahrzeug- und Maschinenaus-
stellungen mit Live-Vorführun-
gen. Beispielsweise wurde der 
Unimog in Kombination mit der 
Hochdrucktechnik von Reinex 
und einem Palfinger-Kranauf-
bau von Schäfer präsentiert. Wer 
wollte und sich traute, konnte in 
den Arbeitskorb steigen und sich 
einmal die einzelnen Standorte 
von oben ansehen.  

Sehr gut besuchte Vorträge 
zu den Themen „Absicherung 
von Mähfahrzeugen“ und „Neu-
erungen im Straßenverkehr“ so-
wie Probefahrten mit einem 
Drei-Achser-Boki rundeten das 
Angebot ab. In Neustadt/Or-
la und Weimar zeigte Beutlhau-
ser zudem das Bobcat-Portfolio. 
„Unsere Kollegen und auch die 
Ansprechpartner unserer Liefe-
ranten hatten bei den Serviceta-
gen viel zu tun – es wurden kon-
struktive Gespräche geführt und 
bereits Vorführtermine verein-
bart“, so Rotter. 

Die nächsten Servicetage 

Nun bereitet sich Beutlhauser 
auf die nächsten Servicetage vor: 
Diese finden am 23. Juni 2026 
in Hengersberg und am 25. Juni 
2026 in Hagelstadt statt. Interes-
sierte Kunden sind herzlich ein-
geladen.	 r

https://www.beutlhauser.de/veranstaltungen/servicetage
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Welche Kommune vertreten 
Sie und wie viele Einwohner 
zählt sie?

Ich vertrete die Marktge-
meinde Holzkirchen mit 17.000 
Einwohnern.
Was macht Ihre Heimatkom-
mune besonders lebenswert 
und was sollten Besucher dort 
unbedingt gesehen haben?

Holzkirchen glänzt durch ei-
ne perfekte Infrastruktur und 
die Nähe zu den oberbayeri-
schen Seen und der Landes-
hauptstadt.
Seit wann sind Sie im Amt?

Ich bin seit 01. Mai 2020 
hauptberuflich im Amt und 
wurde bei der Kommunalwahl 2026 wiederge-
wählt.

Christoph Schmid
Erster Bürgermeister  

der Marktgemeinde Holzkirchen

Welchen Beruf übten Sie vor Amtsantritt 
aus?

Ich war zuletzt als Firmenkundenberater ins-
besondere für das gewerbliche Immobilienge-
schäft bei einem lokalen Kreditinstitut tätig.
Was hat Sie persönlich motiviert in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Seit meiner frühesten Jugend war ich eh-
renamtlich tätig und es war und ist mir immer 
wichtig für die Belange der Region einzustehen.
Wie haben Sie sich auf Ihr Amt vorbereitet?

Vor meiner Wahl zum 1. Bürgermeister war 
ich bereits neun Jahre Marktgemeinderat und 
fünf Jahre Fraktionssprecher. Dazu habe ich ei-
nige Seminare besucht.
Welche Herausforderungen standen zu Be-
ginn Ihrer Amtszeit im Vordergrund?

Die Coronapandemie stellte uns alle vor Her- 
ausforderungen, die noch nie da waren. Inso-
fern hatte ich keine Möglichkeit mir bei erfah-
reneren Kollegen etwas abzuschauen. Als Sach-
aufwandsträger für zwei Grund- und eine Mit-
telschule und Aufsichtsratsvorsitzender einer 
Kultureinrichtung war dies schon sehr heraus-
fordernd.
Auf welches Projekt oder welche Entschei-
dung Ihrer Amtszeit sind Sie besonders stolz?

Es ist uns gelungen, die ge-
meindliche Infrastruktur in 
wesentlichen Punkten – neuer 
gemeindlicher Bauhof, Schul-
hausbau und Kita-Platz-Ga-
rantie – für die nächsten Jahr-
zehnte fit zu machen. Bei den 
Bürgerinnen und Bürgern 
kam jedoch unser neuer Orts-
bus – unser HOki – als On-De-
mand-Verkehr, sehr gut an.
Welche Themen beschäfti-
gen Sie aktuell?

Als Aufsichtsratsvorsitzen-
der der Gemeindewerke erfor-
dert das Thema Energieerzeu-
gung und -verteilung ein be-
sonderes Augenmerk, da wir 

über ein eigenes Geothermiekraftwerk verfü-
gen.
Mit welchen Themen möchten oder müssen 
Sie sich künftig auseinandersetzen?

Unser Hallenschwimmbad bedarf der Sanie-
rung oder gar eines Neubaus. Dies kann mitt-
lerweile eine Kommune unserer Größe kaum 
noch alleine stemmen.
Wie beziehen Sie Verwaltung, Gemeinde-
rat und Bürgerschaft in Ihre Arbeit und Ent-
scheidungsprozesse ein?

Mit der Verwaltung arbeite ich täglich sehr 
eng zusammen. Ich verfüge über viele sehr 
kompetente Fachleute, die mit großem Engage-
ment arbeiten. Die Zusammenarbeit im Markt-
gemeinderat war in der letzten Wahlperiode 
sehr gut und sachlich. Da die Veränderungen 
im Gremium (7 von 24 Mitgliedern wurden neu 
gewählt) insgesamt überschaubar waren, wün-
sche ich mir, dass dies so bleiben wird.
Welchen Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die Digitalisierung wird auf die Arbeit der 
Verwaltung einen sehr hohen Einfluss haben. 
Wir müssen uns intensiv mit Prozessbeschrei-
bungen beschäftigen, um Arbeitsabläufe so 
zu gestalten, dass diese in deutlich höherem 
Maße standardisierbar werden. Für kommu-
nalpolitisch Tätige gilt, dass diese sich in ihrer  
Arbeitsweise ebenfalls umstellen müssen.
Welchen Rat geben Sie jungen Kolleginnen 
und Kollegen?

Einen kühlen Kopf bewahren. Es lohnt sich, 
schwierige Sachverhalte zu überdenken und 
intensiv zu diskutieren. Gute Lösungen fallen 
nicht vom Himmel!� r
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Sulzemoos sichert sich  
strategische Entwicklungsfläche

Gemeinde kauft Wittur-Campus und gewinnt neue Handlungsspielräume  
für Wirtschaft und Ortsentwicklung

Mit dem Erwerb des Wittur-Geländes im Ortsteil Wiedenzhau-
sen hat die Gemeinde Sulzemoos eine Entscheidung getroffen, 
die weit über einen gewöhnlichen Immobilienkauf hinausgeht. 
Über ihr Kommunalunternehmen übernimmt sie die größte zu-
sammenhängende Gewerbefläche im Ortsbereich und sichert 
sich damit langfristig Einfluss auf die Entwicklung eines wichtigen 
Wirtschaftsstandorts.

Das Areal umfasst rund 17.300 
Quadratmeter Grundstücksflä-
che. Darauf befinden sich et-
wa 5.400 Quadratmeter Hallen- 
und rund 6.100 Quadratmeter 
Büroflächen sowie mehr als 100 
Stellplätze. Verkäufer ist die Wit-
tur Holding GmbH, ein internati-
onal tätiger Anbieter von Kom-
ponenten und Systemen für die 
Aufzugsindustrie. Dem Abschluss 
gingen mehrere Monate inten-
siver Verhandlungen voraus, an 
denen neben der Gemeinde auch 
Vertreter von Wittur und des 
Hauptmieters Wilkes Bavaria be-
teiligt waren.

Gestaltungshoheit  
für die Zukunft

Für Bürgermeister Johannes 
Kneidl war vor allem die strategi-
sche Bedeutung des Areals aus-
schlaggebend. „Wir verfolgen 
seit Jahren das Ziel, unsere Ent-
wicklung stärker selbst zu steu-
ern. Dazu gehört auch, eine Im-
mobilie von zentraler Bedeutung 
nicht aus der Hand zu geben“, er-
klärt er. Der Wittur-Standort be-
findet sich nicht in einem Ge-
werbegebiet, sondern mitten 
im Ortsteil Wiedenzhausen. Ge-
nau darin lag aus Sicht der Ge-
meinde die besondere Bedeu-
tung des Erwerbs. Während vie-
lerorts über Flächenknappheit, 
Innenentwicklung und den Ver-
lust kommunaler Einflussmög-
lichkeiten diskutiert wird, ent-
schied sich Sulzemoos für den 
direkten Weg und wurde selbst  
Eigentümer. „Eine vergleichbare 
Fläche gibt es in unserer Gemein-
de nicht. Deshalb war es wichtig, 
diese Chance zu nutzen und die 
Entwicklungsmöglichkeiten für 
die Zukunft zu sichern“, betont 
Kneidl. Der Gemeinderat habe 
den Erwerb deshalb als langfris-
tige Investition in die Zukunftsfä-
higkeit der Gemeinde bewertet. 
Der sogenannte Wittur-Campus 
prägt Wiedenzhausen seit den 
1970er Jahren. Aus einem Her-
steller von Aufzugtüren entwi-
ckelte sich dort die international 
tätige Wittur-Gruppe mit einem 
Jahresumsatz von zuletzt knapp 
einer Milliarde Euro. Das Gelän-
de wurde über Jahrzehnte hin-
weg kontinuierlich erweitert und 
zählt heute zu den markantes-
ten Gewerbestandorten der Ge-
meinde. Wahrzeichen des Areals 
ist der weithin sichtbare Aufzugs-
testturm.

Mehr als ein 
Gewerbestandort

Mit dem Kauf verfolgt die Ge-
meinde zugleich das Ziel, beste-

hende Arbeitsplätze und wirt-
schaftliche Strukturen zu sichern. 
Wittur wird den Standort zu-
nächst bis Ende März 2027 wei-
ter nutzen und darüber hinaus 
Büroflächen langfristig zurück-
mieten. Auch die Wilkes Bavaria 
GmbH, die bereits seit 2009 auf 
dem Gelände ansässig ist, wird 
ihre Präsenz in Wiedenzhausen 
ausbauen und zusätzliche Flä-
chen übernehmen.

Neue Möglichkeiten

„Mit dem Erwerb wollen wir 
nicht nur Flächen sichern, son-
dern auch Arbeitsplätze und 
wirtschaftliche Perspektiven am 
Standort erhalten“, sagt Kneidl. 
Damit bleibt das Areal ein be-
deutender Wirtschaftsstand-
ort. Gleichzeitig entstehen neue 
Möglichkeiten für weitere Unter-
nehmen. Bereits kurzfristig ste-
hen erste Büroflächen zur Ver-
mietung bereit, weitere Flächen 
werden in den kommenden Jah-
ren frei. Kommunalunterneh-
mensvorstand Stefan Tanner 
sieht darin einen wichtigen Bei-
trag zur lokalen Wirtschaftsför-
derung. Ziel sei es, bestehenden 
und neuen Unternehmen attrak-
tive sowie bezahlbare Flächen 
anbieten zu können und damit 
die wirtschaftliche Entwicklung 
vor Ort aktiv zu unterstützen.

Mehrwert  
für Bürger und Unternehmen

Die Gemeinde denkt jedoch 
über eine reine Vermietung hin-
aus. Teile des Gebäudekomple-
xes könnten künftig auch für öf-
fentliche Zwecke genutzt wer-
den. Diskutiert werden unter 
anderem Besprechungs- und Ver-
anstaltungsräume für Vereine so-
wie Flächen für Tagungen und 
andere gemeindliche Nutzun-
gen. „Wir wollen hier nicht nur 
Arbeitsplätze sichern, sondern 
auch einen Ort schaffen, der für 
die Bürgerinnen und Bürger ei-
nen echten Mehrwert bietet“, er-
läutert Kneidl. Damit könnte das 
Areal künftig eine Doppelfunkti-
on übernehmen: als Wirtschafts-
standort und als Ort für Begeg-
nung und Gemeinschaft.

Modellfall für  
aktive Kommunalpolitik

Mit dem Erwerb übernimmt 
Sulzemoos zugleich Verantwor-
tung für Betrieb, Instandhaltung 
und wirtschaftliche Bewirtschaf-
tung der Immobilie. Die Verwal-
tung des Objekts soll die Woh-
nungsbaugesellschaft im Land-
kreis Dachau übernehmen, an 

der die Gemeinde beteiligt ist. 

Handlungsspielraum 
gesichert

Der Ankauf zeigt beispiel-
haft, wie Kommunen auch unter 
schwierigen Rahmenbedingun-
gen aktiv Einfluss auf ihre Ent-
wicklung nehmen können. Statt 
zentrale Flächen aus der Hand zu 
geben, setzt Sulzemoos auf kom-
munales Eigentum und langfris-
tige Steuerungsmöglichkeiten. 
Ob Wirtschaftsförderung, Flä-
chenmanagement oder öffentli-
che Nutzung – die Gemeinde hat 
sich damit einen Handlungsspiel-
raum gesichert, der weit über die 
Möglichkeiten vieler vergleichba-
rer Kommunen hinausgeht. Lang-
fristig soll das Areal nach den Vor-
stellungen der Gemeinde zu ei-
nem festen Bestandteil des Orts-
lebens werden. „Ich wünsche mir, 
dass sich der Standort zu einem 
lebendigen Teil der Gemeinde 
entwickelt – wirtschaftlich stabil, 
aber gleichzeitig offen für neue 
Ideen“, sagt Kneidl. Entscheidend 
sei, „dass der Erwerb auch in vie-
len Jahren noch einen erkennba-
ren Mehrwert für Sulzemoos und 
Wiedenzhausen bietet“. � CH

V.l. beim Abschluss des Kaufvertrags: Kommunalunternehmensvor-
stand: Stefan Tanner, Bürgermeister Johannes Kneidl, Wittur-Proku-
rist Marc Vendolsky, Anke Horn (Wittur) und Christian Steeb (Wilkes 
Bavaria). Mit dem Erwerb des ehemaligen Wittur-Campus sichert sich 
die Gemeinde Sulzemoos langfristig Einfluss auf eine zentrale Ent-
wicklungsfläche im Ortsteil Wiedenzhausen.� Bild: Gemeinde Sulzemoos

Kleine Veranstaltung,  
viele Zuständigkeiten

Wie Städte und Gemeinden öffentliche Formate sicher strukturieren
Gastbeitrag von Christoph Sommer, c-aestas

Sommerfest, Markt, Vereinsjubiläum oder Begegnungsformat im öf-
fentlichen Raum: Viele kommunale Veranstaltungen wirken bewusst 
niedrigschwellig. Genau darin liegt ihr Wert. Bürgerinnen und Bür-
ger sollen zusammenkommen, Vereine sichtbar werden, Ehrenamt 
soll möglich bleiben. Für Rathäuser, Ordnungsämter und Veranstal-
tungsverantwortliche entsteht dahinter eine Koordinationsaufgabe, 
die im Alltag nicht immer sofort sichtbar ist.

Sicherheit bei kommunalen Ver-
anstaltungen ist selten nur eine 
Frage einzelner Maßnahmen. Ent-
scheidend ist, ob Zuständigkeiten, 
Kommunikationswege und Ent-
scheidungsbefugnisse so geklärt 
sind, dass sie auch bei Zeitdruck 
funktionieren. Sicherheit entsteht 
nicht durch umfangreiche Unter-
lagen, sondern durch geklärte 
Entscheidungswege. Je mehr Be-
teiligte eingebunden sind – Ver-
waltung, Bauhof, Feuerwehr, Po-
lizei, Sanitätsdienst, Sicherheits-
dienst, Vereine oder Dienstleister 
–, desto wichtiger wird eine einfa-
che gemeinsame Ordnung.

Ein häufiger Schwachpunkt 
liegt nicht im fehlenden En-
gagement, sondern in unklaren 
Schnittstellen. Wer bewertet eine 
Wetterwarnung? Wer hält Kon-
takt zur Polizei? Wer veranlasst ei-
ne Durchsage? Wer entscheidet, 
ob eine Zufahrt freigehalten, ein 
Bereich geräumt oder eine Veran-
staltung unterbrochen wird? Wer 
informiert Bürgermeisterin oder 
Bürgermeister, Ordnungsamt und 
Veranstaltungsleitung? Solche 
Fragen wirken im Vorfeld klein-
teilig. Im Ereignisfall werden sie 
schnell zu Führungsfragen.

Für Kommunen geht es des-
halb nicht um zusätzliche Büro-
kratie, sondern um wenige be-
lastbare Festlegungen. Hilfreich 
ist eine benannte Koordinations-

verantwortung, die operative Ein-
satzleitungen nicht ersetzt, aber 
die Veranstaltungsorganisation 
zusammenführt. Sie muss wis-
sen, wer entscheidet, wer infor-
miert und wer Maßnahmen ver-
anlasst. Ebenso sollten typische 
Lageveränderungen vorab durch-
dacht werden: Unwetter, Überfül-
lung, medizinischer Notfall, Ver-
kehrsproblem, Stromausfall, ag-
gressive Personen oder der Ausfall 
eines Dienstleisters.

Praktisch hilfreich ist ein kom-
paktes Sicherheits- und Koordi-
nationsblatt. Es sollte Ansprech-
partner, Entscheidungswege, Er-
reichbarkeiten, Durchsagen, Sam-
mel- oder Anlaufstellen sowie 
Schnittstellen zu Feuerwehr, Poli-
zei, Sanitätsdienst und Ordnungs-
amt abbilden. Für kleinere Ver-
anstaltungen genügt häufig eine 
schlanke Fassung, wenn sie abge-
stimmt, verstanden und am Ver-
anstaltungstag verfügbar ist.

Besonders sensibel ist die Ein-
bindung des Ehrenamts. Ehren-
amtliche Strukturen – etwa Ver-
eine, Feuerwehren und örtliche 
Hilfsorganisationen – tragen vie-
lerorts wesentlich zum Gelingen 
bei. Sie sollten jedoch nicht still-
schweigend Aufgaben überneh-
men, deren Tragweite ihnen nicht 
klar ist. Wer Besucher lenkt, Zu-
fahrten freihält, Informationen 
weitergibt oder als Ordner einge-

setzt wird, braucht eine kurze Ein-
weisung: Was ist meine Aufgabe? 
Was ist ausdrücklich nicht mei-
ne Aufgabe? Wen erreiche ich? 
Wann gebe ich eine Lage weiter, 
statt selbst zu handeln?

Auch politische Verantwor-
tungsträger profitieren von kla-
ren Strukturen. Bürgermeisterin-
nen und Bürgermeister müssen 
im Ereignisfall nicht jede operati-
ve Einzelentscheidung treffen. Sie 
sollten aber wissen, welche Lage-
bilder, Eskalationswege und Ent-
scheidungspunkte vorbereitet 
sind.

Eine Kommune, die vorab klare 
Strukturen schafft, entlastet Ver-
waltung und Ehrenamt, verbes-
sert die Zusammenarbeit mit Ein-
satz- und Ordnungsbehörden und 
reduziert Reibungsverluste. Si-
cherheit soll Begegnung ermögli-
chen, nicht verhindern.

Kommunale Veranstaltungssi-
cherheit beginnt nicht mit der Fra-
ge, wie umfangreich ein Sicher-
heitskonzept sein muss. Sie be-
ginnt mit der Frage: Wissen alle 
Beteiligten, wer bei welcher Lage 
entscheidet, informiert und han-
delt? Wenn diese Frage belast-
bar beantwortet ist, entsteht aus 
vielen Einzelzuständigkeiten ei-
ne tragfähige kommunale Sicher-
heitsstruktur.

Zum Autor

Christoph Sommer ist Krisen-
manager und -trainer mit MBA im 
Sicherheits- und Katastrophen-
management. Er befasst sich mit 
kommunaler Sicherheitsfähigkeit 
und Veranstaltungssicherheit. �r
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Wo sind sie hin,  
die Vuvuzelas?

Ihr Pino

Es ist tatsächlich passiert: 
Die Fußball-WM der Männer 
hat begonnen. Im Eröffnungs-
spiel gleich drei rote Karten, 
52 Jahre nachdem zum ersten 
Mal eine rote Karte bei einer 
Fußball-WM zum Einsatz kam 
(1974 im Spiel Deutschland ge-
gen Chile, erwischt hat es den 
Chilenen Carlos Caszely).

Ja, die Zeitungen und das 
Netz sind voller solcher mehr 
oder weniger gewichtigen Informationen und 
Spekulationen. Es gibt in fast jedem Zoo Orakel-
tiere, beileibe nicht nur Kraken. Seriöse Institutio- 
nen wie die Großbank Goldman Sachs füttern ih-
re hauseigenen Supercomputer, um zu verkün-
den, dass Spanien mit einer Wahrscheinlichkeit 
von 26 Prozent Weltmeister wird und im Finale 
Argentinien schlägt. Den dritten Platz machen 
Frankreich und Brasilien untereinander aus. 
Deutschland fliegt traditionsgemäß im Achtelfi-
nale raus.

Ob sich diese Prognose schon lauffeuerar-
tig unter den deutschen Fans verbreitet und ei-
ne gewisse Lustlosigkeit an der WM ausgelöst 
hat? Ich jedenfalls sehe nichts von Begeiste-
rung, WM-Fieber oder Vorfreude auf die Spie-
le. Keine Fähnchen an den Autofenstern oder 
schwarz-rot-goldene Überzüge an den Rückspie-
geln. Keine Vuvuzelas klingen durch die Parks. 
Keine Leute mit Trikots oder Weltmeisterkappe 
auf den Straßen, wobei die Kappe wohl tatsäch-
lich zu hässlich ist, um außerhalb einer Fanzone 
getragen zu werden. Aber auch beim Rudelglot-
zen (synonym für das deutsche public viewing) 
tut sich wenig, was am instabilen Wetter liegen 
mag, an den ungünstigen Sendezeiten der Spiele 
oder einfach daran, dass bisher kein Funke über-
gesprungen ist.

Viele fragen sich, woran es liegt. Einiges ist 
denkbar: Eine reservierte Haltung zu den USA 
mag eine Rolle spielen, die mit ihren politischen 
und wirtschaftlichen Mätzchen derzeit bei vielen 
Menschen so unbeliebt wie Fußpilz sind. Dann 
sind die Vereinigten Staaten zwar „the home 
of the brave“, aber ganz sicher nicht die Heimat 
des dort soccer genannten Balltretens. Nach Ka-
tar also wieder ein Land, das eigentlich nichts 
mit dem europäischen Herzenssport anfangen 

kann. Das ist dem Turnier ge-
genüber aber ungerecht, denn 
die Fußball-Weltmacht Mexi-
ko und das europäischste Land 
in Amerika, Kanada, sind auch 
Austragungsnationen.

Möglicherweise liegt es an 
der unüberschaubaren Vielzahl 
der Endrundenteilnehmer und 
der Masse der Gruppen und 
Spiele. Aber da habe ich meine 
ganz eigene Meinung: Ich fin-

de es positiv, wenn kleinere, engagierte Länder 
bzw. Verbände einmal die Chance auf Sichtbar-
keit erhalten. Wer kannte schon Curaçao in den 
Generationen, die nicht mit dem Blue Curaçao 
als Modegetränkt der Adoleszenz aufgewach-
sen sind? Oder Cabo Verde, die schöne Schwes-
ter der Kanarischen Inseln, deren Trikot originel-
lerweise ein Hai ziert. Dann die Mannschaft mit 
dem wohl schönsten und fröhlichsten Trikot, Cô-
te d’Ivoire, die Elfenbeinküste. Ja, die Begegnung 
DR Kongo gegen Usbekistan mag verwöhnte Ki-
cker-Gourmets sicher nicht vor die Mattschei-
be locken, aber ich finde schon gut, dass solche 
Länder auch mal außerhalb der Vorrunde auf ih-
ren Kontinenten bekannt werden.

Dann natürlich das Stichwort Kommerzialisie-
rung und Geldschneiderei der FIFA. Ja, ein Preis 
von 11,5 Millionen Dollar auf der offiziellen FI-
FA-Wiederverkaufsplattform für ein Finalticket 
ist ebenso absurd wie ein Ticket der Katego-
rie 1 für Deutschland-Curaçao zu 138.000 Dol-
lar. Aber solche Mondpreise aufzurufen und sie 
zu bezahlen sind doch immer noch verschiede-
ne Dinge. Und ob WM dahoam oder in Übersee 
– für uns Normalos bleibt das Fernsehen und wir 
müssen uns nicht über teure Hotels, Zugtickets 
für 100 Dollar oder Parkplätze für 225 Dollar är-
gern. Und schließlich ist nicht nur die FIFA vom 
Stamme Nimm, wie auch das regelmäßige Ge-
schacher um die Fußballübertragungsrechte der 
Bundesliga zeigt.

Ich denke, viele trauern halt dem Sommer-
märchen von vor 20 Jahren nach oder können 
sich nicht vorstellen, dass es wieder wie 2014 
läuft. Aber Fußball ist ein Spiel der Unberechen-
barkeit, das schon Philosophen wie Jean-Paul 
Sartre zu Höchstform auflaufen ließ. Von ihm 
wissen wir: „Bei einem Fußballspiel verkompli-
ziert sich allerdings alles durch die Anwesenheit 
der gegnerischen Mannschaft“.

Bundesweiter UNESCO-Welterbetag:

Eröffnungsfeier in Regensburg
Mit mehr als 550 Veranstaltungen in allen Bundesländern hat der UN-
ESCO-Welterbetag einen Rekord erreicht und zehntausende Men-
schen an die Welterbestätten gebracht. Der unter dem Motto „Ge-
meinsam für Frieden und Verständigung“ stehende Aktionstag auf 
Initiative der Deutschen UNESCO-Kommission und des Vereins UN-
ESCO-Welterbestätten Deutschland machte bundesweit das große öf-
fentliche Interesse am Kultur- und Naturerbe in Deutschland deutlich. 

20 Jahre Welterbe  
in Regensburg

Eröffnet wurde der Welterbe-
tag in Regensburg, wo die Altstadt 
mit Stadtamhof seit 20 Jahren 
den UNESCO-Welterbetitel trägt. 
Mit „Regensburg - Geschichte, die 

Vielfalt, den Reichtum und die 
Strahlkraft bayerischer Kultur. 
Unsere Welterbestätten erzäh-
len Geschichten von Kunst, Archi-
tektur und Begegnung, die Men-
schen aus aller Welt begeistern. 
Die Aufnahme der Königsschlös-
ser unterstreicht, wie lebendig 

den dabei vielfältige Angebote, 
die das UNESCO-Welterbe aus 
unterschiedlichen Perspektiven 
erlebbar machten und zum Mit-
machen, Entdecken und Diskutie-
ren einluden.

Zu den besonderen Attraktio-
nen zählte die interaktive XR-Bo-
deninstallation „Salzsammler“ im 
Besucherzentrum Welterbe. Dar- 
über hinaus sorgten eindrucks-
volle Reenactment-Szenen für le-
bendige Einblicke in vergangene 
Epochen. Auch die Präsentation 
des zweiten Regensburger Welt- 
erbetitels „Donaulimes“ stieß auf 
großes Interesse. Ergänzt wur-
de das Programm durch zahlrei-
che Sonderführungen, darunter 
eigens konzipierte Jubiläumsfüh-
rungen, die die Geschichte und 
Bedeutung des Welterbes näher 
beleuchteten.

Neben den historischen wur-
den auch aktuelle gesellschaftli-
che und kulturelle Themen erör-
tert. So war eine Aktion mit Frie-
denstauben der ukrainischen 
Partnerstadt Odessa gewidmet. 
Zudem wurden die Auswirkungen 
des Klimawandels auf die Welter-
bestadt thematisiert. Darüber hi-
naus konnten die Besucher ver-
schiedene Formen des immateri-
ellen Kulturerbes kennenlernen, 
darunter das traditionelle Bauhüt-
tenwesen sowie die Flößerei.

Einen wichtigen inhaltlichen 
Akzent setzte eine Podiumsdis-
kussion, die in Kooperation mit 
der Deutschen UNESCO-Kommis-
sion veranstaltet wurde. Unter 
dem Titel „20 Jahre Welterbe in 
Regensburg: Gemeinsam für Dia-
log und Verständigung“ diskutier-
ten die Teilnehmer über die Be-
deutung des Welterbes als ver-
bindendes Element zwischen Kul-
turen und Gesellschaften.

Bereits einen Tag zuvor hatte 
am Haidplatz der Markt der Welt- 
erbestätten seine Tore geöffnet. 
Zahlreiche Kultur- und Welter-
bestätten aus Bayern und ganz 
Deutschland präsentierten dort 
ihre Angebote und Besonderhei-
ten. Damit bot sich die Gelegen-
heit, mitten in der Regensburger 
Altstadt auf eine Reise durch die 
vielfältige deutsche Welterbe-
landschaft zu gehen und unter-
schiedliche UNESCO-Stätten an 
einem Ort kennenzulernen. � DK

Urkundenübergabe: Die Präsidentin der Deutschen UNESCO-Kom-
mission Prof. Dr. Maria Böhmer, der Vorsitzende des Vereins Welter-
bestätten Deutschland Fritz Ahrberg (l.) sowie der Oberbürgermeis-
ter von Regensburg Dr. Thomas Burger eröffneten den bundesweiten 
UNESCO-Welterbetag 2026. � Foto: Stefan Effenhauser

Auszeichnung für  
Klimaschutznetzwerk Altmühlfranken
Das kommunale Klimaschutznetzwerk Altmühlfranken ist für seine 
erfolgreiche interkommunale Zusammenarbeit bei Klimaschutz und 
Energiewende ausgezeichnet worden. Über einen Zeitraum von drei 
Jahren entwickelten 27 Kommunen gemeinsam mit dem Landkreis 
Weißenburg-Gunzenhausen insgesamt 38 Projekte und Konzepte 
zur Energie- und Wärmewende.

Zu den Ergebnissen zählen unter anderem ein interkommuna-
les Konzept zur energetischen Klärschlammverwertung mit 20 Netz-
werkpartnern, ein gemeinsames Ladeinfrastrukturkonzept von fünf 
Kommunen sowie Projekte zu Wasserstoff, Seethermie, Wärmever-
sorgung und Energienetzen. Ziel war es, regionale Lösungen zu ent-
wickeln und Doppelstrukturen zu vermeiden.

Während der Netzwerklaufzeit von September 2022 bis August 
2025 stieg die installierte Leistung erneuerbarer Energien in der Regi-
on um rund 40 Prozent. Insbesondere die Photovoltaik wurde deut-
lich ausgebaut. Als Beispiel für die erfolgreiche Zusammenarbeit 
nennt das Netzwerk ein gemeinsames Ladeinfrastrukturkonzept für 
fünf Kommunen. Auf Basis einer Bedarfsanalyse und Standortbewer-
tung entstand ein Ausbaupfad für eine bedarfsgerechte Ladeinfra-
struktur. „Die Auszeichnung bestätigt, wie wirkungsvoll interkommu-
nale Zusammenarbeit im Klimaschutz sein kann“, betont Markus We-
ber, Geschäftsführer des Instituts für Energietechnik (IfE) GmbH. Das 
Bild zeigt v.l. Moritz Becker (Green Navigation GmbH und 2. Vorstand 
AGEEN e.V.), Maximilian Schinhammer (IfE), Lena Lämmermann (IfE), 
Dr. Eberhard von Rottenburg (BDI), Dr. Anna Gruber (FfE und 1. Vor-
ständin AGEEN e.V.). � Bild: AGEEN e.V.

Landrat Thomas Ebeling (l.) und Dr. Egon Leo Westphal, Vorstandsvor-
sitzender der Bayernwerk AG, inspizierten das Notstromaggregat des 
THW Ortsverbands Schwandorf. � Foto: Michael Hitzek, Bayernwerk AG

Landkreis Schwandorf:

Übung für den Ernstfall
Bayernwerk und THW testen Notstromversorgung

Fachleute der Bayernwerk Netz GmbH und des Technischen Hilfs-
werks (THW) haben auf dem Volksfestplatz in Schwandorf den 
Anschluss von Notstromaggregaten an das örtliche Stromnetz ge-
übt. Ziel war es, die Zusammenarbeit für mögliche längerfristige 
Stromausfälle zu erproben.

„Übungen wie diese sind es-
senziell, um im Ernstfall schnell 
und sicher handeln zu können“, 
sagte Dr. Egon Leo Westphal, 
Vorstandsvorsitzender der Bay-
ernwerk AG. Mit Blick auf aktu-
elle Bedrohungslagen betonte 
er: „Der Angriff auf das Strom-
netz in Berlin zeigt ein neues 
Ausmaß an extremer Gewalt. 
Man muss umdenken und ak-
zeptieren, dass die Welt sich 
verändert.“ Deshalb sei die Zu-
sammenarbeit mit Sicherheits-
behörden und Blaulichtorgani-
sationen besonders wichtig. „Ei-
ne sichere Energieversorgung 
der Bevölkerung ist unsere ge-
meinsame Verantwortung.“

Notstromversorgung  
im Praxistest

Im Mittelpunkt der Übung 
stand der Einsatz von Notstrom- 
aggregaten der THW-Ortsver-
bände Schwandorf und Am-
berg. „Es reicht nicht, bei den 
Aggregaten einfach den Start-
knopf zu drücken“, erklärte Mar-
tin Liebl, Ortsbeauftragter des 
THW Schwandorf. Vor dem Zu-
schalten wurden technische Ab-
läufe abgestimmt und Checklis-
ten abgearbeitet.

Für Tilmann Gold, stellvertre-
tender Landesbeauftragter des 
THW, zeigt die Übung die Be-
deutung guter Vorbereitung: 

„So muss es sein. Resilienz ent-
steht nicht erst im Einsatz, son-
dern lange davor: Bei der Pla-
nung von Konzepten, der Be-
stimmung von Zuständigkeiten 
– und beim Testen von Abläu-
fen.“ Auch Bayernwerk-Vertre-
ter Jonas Feller und Johannes 
Ketterl hoben klare Zuständig-
keiten und Kommunikationswe-
ge als Erfolgsfaktoren hervor.

Erkenntnisse  
für den Ernstfall nutzen

Die Zuschaltung und Synchro-
nisierung der Aggregate verlie-

fen erfolgreich. „Erfahrungen 
und Erkenntnisse aus solchen 
Szenarien werden analysiert 
und mit allen relevanten Stellen 
in unserem Unternehmen ge-
teilt“, erklärte Daniel Liegl, Leiter 
des Kundencenters Schwandorf 
der Bayernwerk Netz GmbH.

Vorsorge für den Ernstausfall

Landrat Thomas Ebeling un-
terstrich die Bedeutung der Zu-
sammenarbeit für den Katastro-
phenschutz: „Verlässliche Kom-
munikationswege und das ver-
trauensvolle Miteinander aller 
beteiligten Organisationen sind 
unverzichtbar.“ Der Landkreis 
Schwandorf hat für den Notfall-
rahmenplan Stromausfall fünf 
Netzersatzanlagen für rund 1,6 
Millionen Euro beschafft. � r

verbindet“ wählte die Stadt zu-
sätzlich einen eigenen Titel für das 
Festwochenende Anfang Juni.

Die Regensburger Altstadt 
zählt zu den am besten erhalte-
nen mittelalterlichen Großstäd-
ten Europas. Die einzigartige his-
torische Bausubstanz, die Bedeu-
tung als mittelalterliche Handels-
metropole und die Rolle als Ort 
des Immerwährenden Reichstags 
begründen den außergewöhnli-
chen universellen Wert, der 2006 
zur Verleihung des Welterbeti-
tels führte. Seit zwei Jahrzehn-
ten widmet sich die Stadt dem 
Schutz, der Bewahrung und der 
Vermittlung dieses Erbes.

Die Feierlichkeiten starte-
ten mit einem offiziellen Fest-
akt im historischen Reichssaal 
– jener Ort, an dem vor 20 Jah-
ren die UNESCO-Urkunde über-
reicht wurde. „Der Titel ist Ehre 
und Verpflichtung“, erklärte Ma-
ria Böhmer, Präsidentin der Deut-
schen UNESCO-Kommission in 
Regensburg. Welterbe sei kein 
Stillstand, sondern ein lebendiger 
Prozess. „Welterbe erzählt von 
der Geschichte der Menschheit, 
zeigt die Vielfalt unseres Kultur- 
und Naturerbes und gehört al-
len Menschen“, so die Präsiden-
tin. Weltweit gibt es mehr als 
1.200 UNESCO-Welterbestätten 
in 170 Ländern, 55 davon sind in 
Deutschland. 

Fritz S. Ahrberg, Vorsitzender 
des Vereins UNESCO-Welterbe-
stätten Deutschland, erklärte: 
„Die große Resonanz auf den UN-
ESCO-Welterbetag zeigt, wie offen 
und vielfältig unser gemeinsames 
Erbe vermittelt wird. Welterbe-
stätten sind Orte der Begegnung, 
an denen Geschichte erfahrbar 
wird und Menschen miteinander 
ins Gespräch kommen.“ „Seit 20 
Jahren ist der Welterbetitel ein 
fester Bestandteil der Regensbur-
ger Identität“, unterstrich Ober-
bürgermeister Thomas Burger. Er 
habe der Stadt zahlreiche Sanie-
rungsprojekte ermöglicht.

Wie Finanz- und Heimatminis-
ter Albert Füracker erläuterte, 
sei der UNESCO-Welterbetag für 
Bayern in diesem Jahr ein ganz 
besonderer Anlass: „Seit Juli 2025 
gehören unsere Königsschlösser 
Ludwigs II. – Neuschwanstein, 
Herrenchiemsee, Linderhof und 
das Königshaus am Schachen – 
zum UNESCO-Welterbe und sind 
daher zum ersten Mal mit dabei. 
Zusammen mit der prachtvollen 
Residenz Würzburg und dem ein-
zigartigen Markgräflichen Opern-
haus Bayreuth stehen sie für die 

und bedeutend unser bayeri-
sches kulturelles Erbe ist.“

Der UNESCO-Welterbetag 2026 
mache in ganz Deutschland das Er-
be der Menschheit sichtbar. Mit 
der Eröffnung des Welterbetags 
für Bayern im Herzen der Welter-
bestätte „Altstadt von Regensburg 
mit Stadtamhof“ rücke Regensburg 
als lebendiger Kulturerbe-Hotspot 
besonders in den Fokus. Von hier 
aus richte sich der Blick auf alle elf 
bayerischen Welterbestätten, die 
die außergewöhnliche Vielfalt des 
Natur- und Kulturerbes im Frei-
staat verdeutlichen.

Von XR-Technik  
bis Friedenstauben

Mit einem abwechslungs-
reichen und kostenfreien Pro-
gramm lockte die Welterbemeile 
zahlreiche Besucher an das Marc-
Aurel-Ufer. Im Mittelpunkt stan-
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Vorschau auf GZ 13
In unserer Ausgabe Nr. 13/2026, die am 2. Juli 2026  
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
•	 Kommunale Finanzthemen
•	 Umwelttechnologien und Ressourcenschutz 
•	 Abfall l Entsorgungsmanagement l technische Lösungen
•	 Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung l Facility 

Management

Die WestAllianz München startet 
in die kommende Legislaturperiode

Johannes Kneidl einstimmig als Verbandsvorsitzender bestätigt
Nach den Kommunalwahlen im März beginnt auch für die WestAlli-
anz München eine neue Legislaturperiode. Im Juni standen die Wahl 
des Verbandsvorsitzenden sowie seiner Stellvertreterinnen auf der 
Tagesordnung. Nachdem in vier der sieben Mitgliedsgemeinden 
neue Bürgermeisterinnen und Bürgermeister gewählt wurden, war 
die Sitzung zugleich ein wichtiger Auftakt für die zukünftige inter-
kommunale Zusammenarbeit.

Die Mitglieder des Zweckverbands sprachen dem bisherigen Ver-
bandsvorsitzenden Johannes Kneidl, Erster Bürgermeister Gemeinde 
Sulzemoos, erneut ihr Vertrauen aus. Für sein engagiertes Wirken in 
den vergangenen sechs Jahren wurde er einstimmig in seinem Amt 
bestätigt, genauso wie seine Stellvertreterinnen Claudia O’Hara-Jung 
(rechts im Bild), Dritte Bürgermeisterin der Gemeinde Gröbenzell, 
und Dagmar Wagner, Erste Bürgermeisterin der Gemeinde Bergkir-
chen (links im Bild). 

Mit dieser Mischung aus Kontinuität und neuen Impulsen startet 
die WestAllianz München motiviert in die kommenden sechs Jahre. 
Die Verantwortlichen wollen die erfolgreiche Zusammenarbeit der 
Mitgliedsgemeinden fortsetzen und wichtige Zukunftsthemen der 
Region gemeinsam voranbringen.

„Die einstimmigen Wahlergebnisse sind ein starkes Zeichen für 
das Vertrauen und die gute Zusammenarbeit innerhalb der West- 
Allianz München“, betonte Kneidl. „Ich freue mich darauf, gemein-
sam mit meinen Stellvertreterinnen und den Mitgliedsgemeinden 
die erfolgreiche Entwicklung unserer Region weiter voranzutreiben.“ 
Die WestAllianz München versteht sich als starke kommunale Part-
nerschaft und setzt sich für die nachhaltige Entwicklung sowie die 
Bündelung gemeinsamer Interessen ihrer Mitgliedsgemeinden ein.
� Bild: WestAllianz

17 Millionen Euro für den Grenzraum Bayern-Tschechien:

INTERREG fördert 20 neue Projekte
Im Rahmen des EU-Programms INTERREG Bayern–Tschechien 
werden rund 17 Millionen Euro in 20 neue grenzüberschreitende 
Projekte investiert. Nach Angaben des Bayerischen Wirtschafts-
ministeriums verteilen sich die Vorhaben auf verschiedene Regi-
onen entlang der bayerisch-tschechischen Grenze und sollen die 
Zusammenarbeit zwischen Kommunen, Einrichtungen und Orga-
nisationen weiter vertiefen.

Ein Schwerpunkt der aktuellen 
Förderperiode liegt auf der en-
geren Zusammenarbeit im Katas- 
trophenschutz. Feuerwehren und 
Behörden aus Bayern und Tsche-
chien, unter anderem aus der 
Oberpfalz, dem Landkreis Cham 
und der Region Pilsen, wollen ih-
re Kooperation weiter ausbauen. 
Geplant sind gemeinsame Übun-
gen, abgestimmte Einsatzplä-
ne und eine verbesserte Abstim-
mung bei Großschadenslagen wie 
Waldbränden oder Hochwasser.

Zusammenarbeit  
der Hochschulen

Auch im Bereich Bildung und 
Forschung werden neue Akzen-
te gesetzt. Hochschulen auf bei-
den Seiten der Grenze arbeiten 
an gemeinsamen Lehrformaten 
und Projekten, die interkulturel-
le Kompetenzen stärken und den 
Austausch von Studierenden und 

Fachkräften fördern. Ziel ist es, 
die Grenzregion als Bildungs- und 
Arbeitsraum enger zu vernetzen.

Ein weiteres Vorhaben beschäf-
tigt sich mit der digitalen Weiter-
entwicklung im Kurwesen. Das 
Institut für Kurwesen und Bal-
neologie in Karlsbad, die Techni-
sche Hochschule Deggendorf so-
wie der Bayerische Heilbäder-Ver-
band und der Verband der Kuror-
te der Tschechischen Republik 
entwickeln gemeinsam Strategi-
en für die digitale Transformation 
der Branche. Dabei geht es auch 
darum, auf gemeinsame Heraus-
forderungen wie den demogra-
phischen Wandel zu reagieren 
und die Wettbewerbsfähigkeit 
der Kurorte im Grenzraum nach-
haltig zu stärken.

Im Bereich Umwelt und Touris-
mus steht insbesondere die Zu-
sammenarbeit der Nationalparks 
Bayerischer Wald und Šumava 
im Vordergrund. Hier geht es um 

eine bessere Besucherlenkung, 
mehrsprachige Informationsange-
bote und den Schutz sensibler Na-
turbereiche bei gleichzeitig wach-
sendem Tourismusdruck.

Mehrere Projekte greifen kul-
turelle und historische Themen 
des Grenzraums auf. Dazu zählen 
unter anderem die Zusammenar-
beit im Bereich Glaskunst sowie 
die Vermittlung regionaler kulina-
rischer Traditionen. Museen, Bil-

dungseinrichtungen und regiona-
le Akteure entwickeln hierfür ge-
meinsame Ausstellungen, Work-
shops und Bildungsangebote.

Insgesamt stellt die Europäische 
Union in der Förderperiode 2021 
bis 2027 rund 8,9 Milliarden Eu-
ro für die Europäische territoriale 
Zusammenarbeit zur Verfügung. 
Für das INTERREG-Programm Bay-
ern-Tschechien sind davon 99 Mil-
lionen Euro EFRE-Fördermittel 
vorgesehen. Aktuell stehen noch 
EFRE-Mittel in Höhe von etwa 8 
Mio. Euro für weitere grenzüber-
greifende Vorhaben bereit. � DK

Inklusionspreis des Bezirks Mittelfranken:

Barrieren abbauen
Der Bezirk Mittelfranken hat in Ansbach zwei Projekte mit dem Inklu-
sionspreis ausgezeichnet. Das Preisgeld in Höhe von insgesamt 5.000 
Euro ging an die „Kultouren für alle“ der Akademie Caritas-Pirckhei-
mer-Haus gGmbH in Nürnberg sowie an die „Inklusive Streuobstwie-
se“ des Fachbereichs Autismus der Rummelsberger Dienste für Men-
schen mit Behinderung gGmbH in Hersbruck. Der Bezirk würdigt so 
das Engagement der Projekte für mehr gesellschaftliche Teilhabe. 

Mit dem Projekt „Kultouren 
für alle – Inklusive Führungen 
mit Kultour-Tandems in Nürn-
berg“ sollen Menschen mit Be-
hinderungen stärker an kulturel-
len Bildungsangeboten teilhaben 
können. Das Besondere an dem 
Konzept: Die Führungen werden 
jeweils von einem Tandem aus 
einer Person mit und einer Per-
son ohne Behinderung geleitet. 
Gemeinsam entwickeln die Be-
teiligten inklusive Führungskon-
zepte und Bildungsmaterialien 
zu verschiedenen Themen. Ziel 
ist es, kulturelle Teilhabe zu för-
dern und Begegnungen zwischen 
Menschen mit und ohne Behin-
derung zu ermöglichen.

Ebenfalls gewürdigt wurde 

die „Inklusive Streuobstwiese“ 
auf dem Campus Haus Weiher 
in Hersbruck. Das Projekt schafft 
einen naturnahen Begegnungs- 
und Bildungsraum für Menschen 
mit und ohne Behinderung. Vom 
Aufenthalt in der Natur über ei-
nen Barfußpfad bis hin zu kreati-
ven und praktischen Aktivitäten 
wie Filzen, Kochen am offenen 
Feuer oder der Ernte und Verar-
beitung von Obst: Die Streuobst-
wiese dient als inklusiver Treff-
punkt für Menschen mit und oh-
ne Autismus. Ziel des Projekts ist 
es, einen offenen und vorurteils-
freien Ort zu schaffen, an dem 
Themen wie Umweltbildung, Na-
turerfahrung und nachhaltige Le-
bensweise vermittelt werden.�DK

Energiedienstleistung

Kommunale IT

www. .de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung Kommunale  

Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informationssicherheit und  
Datenschutz

Informationssicherheit und  
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Altersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

www.telekom.de/glasfaser

Glasfaser / Glasfaserausbau

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-kb.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-kb.de www.kubus-kommunalberatung.de

Kommunalberatung

Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

Kommunalfinanzierung

Spielgeräte

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Kommunalfahrzeuge

KommunalfahrzeugeFahnen / Arbeitsbekleidung

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Arbeitskleidung
Länderfahnen
Gemeindefahnen
Fahnenmaste
Vereinsbedarf

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171 / 9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171 / 9307-17

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Abzeichen

Fahnenmasten / Fahnen

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Eine komplette 
Produktpalette für
effektiven Winterdienst

17. BAYERISCHES  
ENERGIEFORUM 
www.bayerisches-energieforum.de

13. BAYERISCHES  
BREITBANDFORUM 
www.bayerisches-breitbandforum.de

et
bs

.d
e

Etschel Brunnenservice GmbH 
Ihr Brunnenpartner 

Leopoldstr. 66 - D-95030 Hof 
Tel.: +49 (0) 9281 8401430 - info@etbs.de

GemeindeZeitung auf Social Media:

                 

https://www.bisping.de/kommunen-netzpartner
https://www.bvk-zusatzversorgung.de/Produkte/Freiwillige-Versicherung-PlusPunktRente
http://www.etbs.de
https://www.energie-schwaben.de/kommunen
https://www.esb.de/kommunen
https://www.mein-datenschutzberater.de/
https://www.gdata.de/
https://bayerngrund.de/
https://www.akdb.de/
http://www.buchermunicipal.com/
https://spielart-laucha.de/
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